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Welthandel
Die WTO-Verhandlungen sind gescheitert, 
wem nützt, wem schadet das? Und wer ver-
dient am globalen Monopoly mit Schweinen 
und Milch auf den Seiten 12-13

Milch
Auf dem Milchgipfel gab es den Beschluss, 
Umrechnungsfaktor und Molkereisaldierung zu 
kippen. Warum diese Instrumente keine Plan-
wirtschaft sind und wer versucht sie warum 
wieder abzusägen auf den Seiten 6-7 

Gentechnik
Ein Patent, das Gentechnik-Konzernen die 
Rechte an allen Schweinen der Welt sichert, 
Bienen, die vor der Gentechnik flüchten, und 
die Tricksereien der Futtermittelindustrie 
gegen die Nulltoleranz auf den Seiten 16-17
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Während des Milchgipfels bei Bundesminister Horst Seehofer war von Gerd 
Sonnleitner, dem Präsidenten des Bauernverbands (DBV), kein Protest gegen 

die Forderungen des Bundesverbandes Deutscher Milchviehhalter (BDM) zu ver-
nehmen. Auch als Seehofer auf der anschließenden Pressekonferenz deutlich 
machte, dass er die politischen BDM-Forderungen durchsetzen will, widersprach 
Sonnleitner nicht. Erst danach ging es los: Abgestimmt mit den Landesbauernver-
bänden und ihren Wochenblättern, begann der DBV, wieder gegen den BDM 
Stimmung zu machen und die BDM-Forderungen zu zerpflücken. 
Ähnlich war es schon beim Milchstreik: Obwohl er sich vor dem Streik als Streik-
brecher betätigte, musste der DBV  – als Tausende „seiner“ Mitglieder streikten 
– die Streikenden unterstützen. Der Streik war nicht ganz zu Ende, da drehte er 
auch schon wieder ab. Der DBV als Verband kann nicht anders, selbst wenn es 
einzelne handelnde Personen denn wollten. Er hat einen vollkommen anderen 
politischen Ansatz als BDM und AbL. Für den DBV betritt die Milch erst dann 
den Markt, wenn sie bei der Molkerei abgeliefert ist. Wer aber den Markt erst ab 
Molkerei denkt, der muss die Molkerei und die Milchindustrie gegenüber Aldi & 
Co. stärken, damit diese den Handelsketten möglichst viel abverlangen können. In 
dieser Logik muss die Molkerei auf ihrer Einkaufsseite freie Hand behalten – die 
Einkaufsseite sind die Milchbauern. Für sie kann als Erzeugerpreis nur das übrig-

bleiben, was die Milchindustrie 
trotz gegenseitiger Konkurrenz 
zwischen den Molkereien beim 
Handel erreicht. Auf diesen An-
satz ist der Bauernverband fest-

gelegt. Für ihn stehen die Interessen von Industrie und Bauern nicht 
im Widerspruch, sondern alle sitzen in einem Boot. Für die Bauern 
ist dieser Ansatz fatal. Wenn es zufällig gut läuft, bleibt auch für 
die Bauern etwas hängen; wenn nicht, dann kommt der DBV mit 
dem ständig wiederholten Hinweis auf die Notwendigkeit der Ko-
stensenkung durch Rationalisierung der Produktion, was wiede-

rum nicht im Interesse der Bauern, aber der Agrarindustrie ist. 
BDM und AbL beginnen in ihrem Ansatz dagegen auf den Höfen, bei unseren 
Erzeugungs-Kosten und der Entlohnung unserer Arbeit. Daraus errechnet 
sich ein Erzeugerpreis, den uns die nächste Stufe bezahlen muss, wenn sie mit 
uns im Geschäft bleiben will. Das ist der Ausgangspunkt unserer Strategie. 
Sie durchzusetzen, kann nicht jedem einzelnen der 100.000 Milcherzeuger in 
Deutschland allein gelingen; dazu braucht es gemeinschaftliches Handeln auf 
der Ebene der Bauern, nicht der Molkereien. Die Milchindustrie hat ein wirt-
schaftliches Interesse daran, dass ihr ständig mehr Milch zur Verfügung steht, 
als sie eigentlich benötigt. Dass die Quote in der EU immer über dem tatsäch-
lichen Bedarf festgelegt worden ist, ist kein Zufall und hat entscheidend mit 
zu den katastrophalen Milchpreisen beigetragen. Das Interesse der Milcher-
zeuger muss daher darin liegen, diese Übermenge abzubauen und die Erzeu-
gung an dem tatsächlichen Bedarf des Marktes zu orientieren. Das ist Vo-
raussetzung dafür, die Vorwärtskalkulation, die vom Hof ausgeht, durchset-
zen zu können. Für diese bedarfsorientierte Mengensteuerung will der BDM 
– und in der EU das European Milk Board EMB – die Verantwortung tragen. 
Das soll nicht der Staat machen. Der Staat hat nur rechtlich abzusichern, dass 
BDM bzw. EMB diese Verantwortung auch übernehmen können. Die einzel-
nen Forderungen des BDM sind feste Bestandteile dieses Gesamtansatzes. Der 
Bauernverband versucht gerade, in einer Kampagne durch örtliche Versammlungen 
die einzelnen Forderungen so lange diskutieren zu lassen, bis den Milcherzeugern 
schwindelig wird. Der DBV bekämpft die Forderungen des BDM aber nicht nur, 
weil sie gegen die Interessen der Milchindustrie gerichtet sind, sondern vor allem 
deshalb, weil der BDM damit ungeheuer erfolgreich ist und 70.000 Milchbauern 
dafür gestreikt haben. Damit ist der BDM zu einer ernsthaften Konkurrenz des 
DBV erwachsen. Die muss der Bauernverband bekämpfen, weil er seine Kraft nicht 
etwa aus der Stärke der Bauern zieht, sondern daraus, dass es ihm bisher gelungen 
ist, die Interessen der Bauern den Interessen der Industrie unterzuordnen. Oder 
anders: Der DBV verliert für die Industrie an Bedeutung, indem sich die Bauern 
eigenständig organisieren und die Widersprüche zu den Industrieinteressen erkenn-
bar werden. Wenn Tausende Bauern aus dem Bauernverband austreten, schmerzt 
ihn das. Bedrohlich aber wird es für ihn erst, wenn sich neben ihm eine von Bauern 
getragene unabhängige Interessenvertretung stabilisiert. 
Vorsicht, der Bauernverband beschwört jetzt die Einigkeit unter den Bauern. 
Er meint aber nicht die Einigkeit, die Bauern im Milchstreik erfolgreich prak-
tiziert haben. Für den DBV geht es um sein politisches Gewicht, für die Bau-
ern und Bäuerinnen um das wirtschaftliche Überleben und ihre Würde. 

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, AbL-Bundesvorsitzender

Ein DBV der Industrie
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Kolumbiens Bauern wirtschaften 
weitgehend außerhalb der kapita-

listischen Marktlogik in Familienbetrie-
ben, die auf Selbstversorgung und regi-
onalen Austausch angelegt 
sind. Auch die bewaldeten 
Zonen des Landes werden 
von kolumbianischen 
Kleinbauern in angepasster 
Weise bewirtschaftet, be-
wohnt und genutzt. 
Im Gegensatz dazu stehen 
die Interessen der Protago-
nisten der nachwachsen-
den Energie. Unternehmer 
mit Kapital, allerdings 
ohne Landbesitz. Seit un-
gefähr zehn Jahren fördert 
und unterstützt der ko-
lumbianische Staat neben 
dem verstärkten Anbau 
von Zuckerrohr vor allem 
die Herstellung von Palmöl. 2006 wa-
ren im Land 301.000 ha an Plantagen 
mit Ölpalmen registriert, mit einem 
Brennstoff-Ertrag von insgesamt 
711.000 t. Verglichen zum Vorjahr 
2005 war die genutzte Fläche um 8,5 
Prozent, der Ertrag wegen der Jung-
pflanzungen nur um 5,9 Prozent ge-
wachsen. In zehn Jahren hat sich der 
Ertrag um 74 Prozent gesteigert, von 
2006 bis 2010 wird ein weiterer Zu-
wachs um 56 Prozent erwartet. Der 
Export, der ganz überwiegend den US-
amerikanischen Markt bedient, hat sich 
von 1996 bis 2006 anteilsmäßig auf 34 
Prozent verdreifacht.
Die nutzbare Fläche für Palmkulturen 
wird in Kolumbien auf 3,5 Mio. ha ver-
anschlagt. Sofern sie in Anspruch ge-
nommen wird, vergrößert sich der 
Wasserbedarf der Landwirtschaft ins-
gesamt um mehr als das Doppelte. Weit 
schlimmere Umwelt- und Klimafolgen 
sind zu erwarten, weil insbesondere 
 bewaldetes Land als Eignungsfläche
für Palmen vorgesehen ist. 
Nach Schätzungen der 
Food and Agriculture Or-
ganization (FAO) der UNO 
ist Kolumbien mit 49 Mio. 
ha gegenwärtig noch zu 46 
Prozent von Regenwald be-
deckt.
Für die Kleinbauern kommt 
der Verkauf des Landes, 
von dem sie leben, auf dem 
sie seit Generationen woh-
nen, nicht in Betracht. Um 
trotzdem einen Zugang zu 
Land zu bekommen, be-
treiben die Unternehmen unterschied-
liche Formen der Enteignung. Unter-
stützt werden sie durch den  Bürger-

Die langen Schatten der Palmen
Soziale Folgen der Palmölwirtschaft im Agrarkapitalismus am Beispiel Kolumbien

krieg, in dem sich der Staat seit vielen 
Jahren mit den Guerilla-Organisationen 
FARC und ELN befindet. Da die FARC 
in von ihr kontrollierten Gebieten 

Landgemeinden zur mate-
riellen und logistischen 
Unterstützung zwingt, ent-
sendet die Regierung ihrer-
seits Militär in dieselben 
Gebiete und toleriert para-
militärische Banden, die 
angeblich gegen die Gue-
rilla agieren. Militärs wie 
Banden vertreiben unter 
dem Vorwand, die Gue-
rilla unterstützt zu haben, 
ganze Gemeinden. Häufig 
wird die Vertreibung  mit 
der Gefangennahme, Fol-
terung und Ermordung 
führender Gemeindemit-
glieder eingeleitet. Enteig-

nungen finden aber auch durch Gerichts-
prozesse einer korrumpierten 
Justiz oder durch gefälschte 
Verfügungen Gestorbener 
oder Ermordeter statt. Der 
hohe Analphabetismus er-
leichtert dieses Vorgehen. 
Das enteignete Land wird 
von den (Para-)Militärs zu 
wechselseitigem Vorteil an 
Unternehmen oder Per-
sonen vergeben, die es dann 
zur Anlage von Palmöl-
Plantagen nutzen. Die ehe-
maligen Besitzer haben nur 
die Möglichkeit, sich als 
Lohnarbeiter zu verdingen 
oder das Gebiet endgültig 
zu verlassen. Da der rela-
tive Arbeitsbedarf pro Flä-
che auf etwa ein Drittel des 
der klassischen Familienbe-
triebe geschätzt wird, hat 
der größte Teil keine an-
dere Wahl als zu gehen. Die 

Arbeitsbedingungen der 
Verbleibenden sind hart 
und die Löhne niedrig.
Dass illegale Enteignungen 
eher die Regel sind zeigt 
auch eine Recherche des 
staatlichen Instituts für 
ländliche Entwicklung 
(INCODER). Das Institut 
kommt darin zu dem Er-
gebnis, dass 93 Prozent 
der mit Palmen bewirt-
schafteten Fläche in der 
untersuchten Region ille-
gal angeeignetes Land 

afrokolumbianischer Bauern ist. In der 
untersuchten Provinz ist eine Verdrei-
fachung der Plantagenfläche geplant. 

Damit hätten die bäuerlichen Gemein-
den 50 Prozent ihres Landes verloren. 
Trotz der erdrückenden Übermacht 
und Gewalt von Kapital, Militär und 
Korruption versuchen betroffene Bau-
ern, mit Unterstützung von Kirchen, 
Gewerkschaften und Umweltorganisa-
tionen einen gewaltfreien Widerstand 
zu organisieren. Welche enormen Ri-
siken damit verbunden sind zeigt der 
Kampf der Friedensgemeinde San José 
del Apartado. Im März 1997 erklärte 
sich das Dorf mit seinen 1.300 Einwoh-
nern zur Friedensgemeinde und verwei-
gert seitdem allen bewaffneten Grup-
pen – ob Guerilla, Militär, Paramilitärs 
oder Drogenbaronen – jede Art von 
Unterstützung. Seitdem wurden dort 
187 Menschen ermordet.
Im Frühjahr 2008 haben sich im pazi-
fischen Grenzgebiet zwischen Kolum-
bien und Ecuador 13 Organisationen 
aus betroffenen Gemeinden zu einem 

Weiterführung der gemeinwirtschaft-
lich geprägten Familienökonomie und 
ihr Recht auf kulturelle Identität vertei-
digen. Die vordringende Plantagenwirt-
schaft halten sie für unvereinbar mit 
ihrer Art, das Land zu bewirtschaften. 
Sie lehnen sie auch wegen der bewirk-
ten hohen Umweltschäden ab, unter 
denen sie gesundheitlich als erste zu lei-
den haben.
Wir haben es also mit einer sehr umfas-
senden gesellschaftlichen Kritik und 
einem daraus resultierenden Wider-
stand zu tun, der sich gegen den weiter 
vordringenden Agrarkapitalismus in 
vielen Weltregionen richtet. 
Was lehren das Beispiel Kolumbien und 
die eben skizzierte Folgerung für den 
Palmöl-Konflikt? Nicht Anbau und 
Ernte von Palmen als solcher ist das 
Problem, sondern die Zerstörung bäu-
erlicher Ökonomien und Gesellschaften 
durch und für agrarkapitalistische 

In den Palmenhainen ist es schattig. Ein friedliches Bild. Die Ungerechtigkeiten, die noch immer passieren, 
damit Konzerne Palmen pflanzen können sieht man nicht. Bild K&S

Runden Tisch gegen Palmöl  zusam-
mengefunden und eine gemeinsame 
Erklärung verfasst:
„Wir verlangen, dass unsere Autono-
mie und unsere überkommenen Rechte 
respektiert werden, nämlich unser 
Recht am Land, an unseren traditio-
nellen Arten, es zu bewirtschaften, an 
unserer Kultur und ihren vielfältigen 
Darstellungen. Wir klagen das Recht 
ein, auf unserem Land geboren zu wer-
den, dort zu leben und zu sterben, ohne 
dass uns Modelle wirtschaftlicher Ent-
wicklung aufgezwungen werden, die 
unserer Kultur und den Umweltbedin-
gungen am Pazifik fremd sind.“ Dies 
macht deutlich, dass die betroffenen 
Gemeinden vor allem ihr Recht auf 

Wirtschaftsmethoden. Für diese und 
ihre Akteure ist es im Kern gleichgültig, 
was angebaut und auf dem Markt ver-
wertet wird. Entscheidend ist, dass der 
Markt expandiert, zunehmend globale 
Züge gewinnt und aufgrund steigender 
Nachfrage einen Absatz zu lukrativen 
Preisen verspricht. 

Hartwig Berger,
Sprecher der BAG Energie

Bündnis 90 / Die Grünen (Berlin)
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Neuer Staffel-Vorschlag aus Brüssel 
Aus dem Europäischen Parlament gibt es einen neuen Vorschlag, wie 
die Direktzahlungen der EU gestaffelt werden sollen. Sie stehen in dem 
Entwurf für den Bericht, den das Europäische Parlament zu den Geset-
zesvorschlägen der EU-Kommission zum Gesundheits-Check“ der EU-
Agrarpolitik abgeben muss. Darin schlägt der Berichterstatter Capoulas 
Santos von den Sozialdemokraten/Sozialisten vor, dass Betriebe pro Jahr 
maximal 500.000 Euro erhalten sollen. Diese Kappungsgrenze sollen die 
Mitgliedstaaten einzeln erhöhen können, indem sie über die 500.000 
Euro pro Betrieb hinaus einen Betrag gewähren, der den „an die sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitnehmer gezahlten Löhnen in dem 
betreffenden Jahr“ auf dem konkreten Betrieb entspricht. uj

EU-Parlament zur Milch
Auch zu den Vorschlägen der EU-Kommission zur Milchmarktordnung 
hat der Berichterstatter des EU-Parlaments einen Berichtsentwurf vorge-
legt. Hier weicht der Berichterstatter insofern von der Linie der EU-Kom-
mission ab, als er weitere Quoten-Erhöhungen um je 1 % nur für zwei 
Jahre (2009/10 und 2010/11) akzeptiert. Die von der EU-Kommission 
auch für die weiteren drei Jahre vorgeschlagenen Erhöhungen um je 1 
% will der Berichterstatter von der Marktsituation abhängig machen. Er 
fordert dazu einen Bericht bis zum 31. Dezember 2010 an. Der Bericht 
soll nicht über „Bedingungen für das Auslaufen der Milchquotenrege-
lung“ informieren, sondern „über die Lage auf dem Milchmarkt“. Die 
Superabgaben sowie die „Einsparungen im Zusammenhang mit der 
Abschaffung bestehender Marktmaßnahmen im Bereich Milch“ will er 
in einen „Fonds zur Unterstützung des Umstrukturierungsprozesses des 
Milchsektors der EU“ stecken. Zur Begründung schreibt er: „Der Milch-
sektor ist eine sensible Branche“. uj

Kein Anspruch auf Staffelpreis 
Mitglieder einer Milcherzeugergemeinschaft (MEG), die aufgrund einer 
überdurchschnittlichen Jahresanlieferungsmenge von Staffelpreisen 
bzw. Preisaufschlägen für größere Mengen profitieren würden, haben 
keinen Anspruch darauf, dass die MEG oder die Vertragsmolkerei Staf-
felpreise einführt. Das geht aus einem Urteil des Landgerichts Mün-
chen II hervor. In dem Verfahren hatten Milcherzeuger einer MEG errei-
chen wollen, dass die MEG ihre fristlose Kündigung der Mitgliedschaft 
akzeptiert. Ihre Kündigung hatten die Milcherzeuger damit begründet, 
dass die MEG zu Lasten der klagenden Milcherzeuger gehandelt habe, 
u. a. weil die MEG, anders als andere MEGs oder Molkereien, keine Staf-
felpreise eingeführt habe. Die Richter sagten laut Bayerischem Wochen-
blatt dazu, dass die Einführung von Staffelpreisen zwar den Preis für 
größere Milcherzeuger erhöhen würde, aber zu Lasten der anderen 
MEG-Mitglieder. Die MEG habe aber die Interessen aller Mitglieder 
wahrzunehmen. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig (AZ 9 O 
6092/07). uj

Rehhahns Bestechung
Der Ex-Agrarminister von Sachsen-Anhalt und jetzige Agrarindustrie-
Berater Helmut Rehhahn ist von der Staatsanwaltschaft Magdeburg 
wegen Bestechung verurteilt worden. Er habe der Bürgermeisterin des 
Ortes Mahlwinkel Ende 2005 zweimal je 10.000 Euro dafür angeboten, 
dass sie den Gemeinderat für eine geplante Riesen-Schweinemastanlage 
einnimmt. Rehhahn steht schon seit längerem im Dienste des hollän-
dischen Agrarindustriellen Harry van Gennip und anderer Investoren, 
die in Ostdeutschland systematisch Mega-Agrarfabriken auf-
bauen. pm

Widerstand gegen Doppelbesteuerung 
der EU-Prämien
Aufgrund einer Vorverschiebung des Bilanzierungszeitpunktes 
für die Erhebung der Steuerzahlungen landwirtschaftlicher 
Betriebe auf den 15. Mai müssten buchführungspflichtige 
Betriebe im Wirtschaftsjahr 2007/2008 für ihre von der EU 
gezahlten Betriebsprämien zweimal Steuern zahlen. Im Einzel-
fall können so laut deutschem Raiffeisenverband steuerliche 
Mehrbelastungen in bis zu  sechsstelliger Höhe auf Betriebe, in 
diesem Fall landwirtschaftliche Genossenschaften, zukommen. 
Dagegen wächst nun immer größerer Widerstand vom Bauern-
verband, aber auch von den Agrar und Finanzministern ver-
schiedener Bundesländer. Durch eine rein technische Umstel-
lung dürfe es nicht zu Mehrbelastungen der Bäuerinnen und 
Bauern kommen, so der Tenor. cs
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In der zweiten August-Hälfte haben die 
Milcherzeuger in Schleswig-Holstein 

von ihrem Landeskontrollverband (LKV) 
Post bekommen. Darin fand sich ein Fra-
gebogen nebst Anschreiben des LKV. 
Überschrieben ist der Bogen mit dem sper-
rigen Titel: „Befragung im Rahmen der 
Studie ‚Zukunftsfähiges Milcherzeugungs-
potential in Schleswig-Holstein’ mit dem 
Ziel, Notwendigkeiten, Probleme und 
Hemmnisse beim Wachstum der Milcher-
zeugung in S.-H. herauszufinden“. In 10 
Fragen wird im wesentlichen nach Wachs-
tumsschritten der letzten 10 Jahre, nach 
den Plänen für Wachstumsschritte in den 
nächsten Jahren sowie nach Hemmnissen 
für das Wachstum gefragt. Vorgegeben 
wird als Hindernis vor allem eins: die 
Milchquote. Nur die „Hofnachfolge“ und 
die Kreditbeschaffung werden daneben 
noch genannt. An keiner Stelle taucht der 
Milchpreis auf. 
Die Fragen selbst sind es bisher noch we-
niger, die unter den Milcherzeugern im 
Land für Irritationen sorgen. Dafür sorgt 
vor allem, dass weder in dem Anschreiben 
und dem Fragebogen der Auftraggeber der 
Studie genannt wird, noch beim LKV eine 
sichere Auskunft darüber zu bekommen 
war. Den herauszufinden, bedurfte einiger 
Anrufe. Der LKV bat, beim Max-Rubner-
Institut, ehemals Bundesforschungsanstalt, 
in Kiel nachzufragen. Dort wurde eine for-

male Beteiligung an der Umfrage verneint 
und verwiesen auf das Landesministerium 
als Auftraggeber sowie auf das „ife – Insti-
tut für Ernährungswirtschaft e.V.“ in Kiel 
als Auftragnehmer, das die Auswertung 
der Antworten vornehme. Das Minister-
büro in Kiel bestätigte dann, dass das Re-
ferat des Ministeriums Auftraggeber der 
Studie sei. 
Hinter dem Auftragnehmer, dem „ife“, 
steht ein neuer Verein, dem Erhard 
Richarts vorsteht. Richarts leitete bis Ok-
tober 2007 das Referat Milch bei der ZMP 
(Zentrale Markt- und Preisberichtstelle). 
Seine feierliche Verabschiedung fand da-
mals am Rande der Jahresversammlung 
des Milchindustie-Verbands (MIV) im 
teuren Steiger-Hotel am Bonner Petersberg 
statt. Aus seiner Nähe zur Milchindustrie 
macht Richarts auf der Homepage des 
„ife“ auch überhaupt kein Geheimnis. Da 
heißt es auf der Startseite (ife-ev.de), er sei 
„beruflich viele Jahre darum bemüht (ge-
wesen), die Unternehmen der Ernährungs-
wirtschaft, speziell denen der Milchindu-
strie, mit fundierten Daten grundlegend 
über die aktuelle Marktsituation und über 
zu erwartende Markttendenzen zu infor-
mieren“. Nachfragen an Herrn Richarts 
per E-Mail waren nicht möglich, die Mails 
an die angegebene Adresse kamen zurück. 
Eine Telefonnummer hat der Verein nicht 
angegeben. uj

Kiel startet Umfrage gegen Quote
Industrienaher ehemaliger ZMP-Milchreferent Richarts wertet aus 

Ab 10.00 Uhr morgens wird am Mitt-
woch, den 17. September, im Sit-

zungssaal des Bundesverfassungsgerichts 
in Karlsruhe die Frage erörtert, ob die Fi-
nanzierungsgrundlage für die CMA (Cen-
trale Marketing-Gesellschaft der deutschen 
Agrarwirtschaft) und für die ZMP (Zen-
trale Markt- und Preisberichtstelle) noch 

mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist. 
Der Zweite Senat des 
höchsten deutschen Ge-
richts sieht offensicht-
lich die Notwendigkeit, 
die Sache mündlich zu 
erörtern. Das Gericht 
hätte den Vorlagebe-
schluss, mit dem das 
Kölner Verwaltungsge-
richt die Klagen des Le-
gehennenhalters Georg 
Heitlinger, einer Getrei-
demühle und einer Ge-
flügelschlachterei gegen 
die Abgabepflicht aus-

gesetzt und Karlsruhe angerufen hatte, 
auch ohne Verhandlung entscheiden kön-
nen. Die Karlsruher lassen offenbar min-
destens Zweifel an der Verfassungsmäßig-
keit gelten, sonst hätten sie die Sache an 
das Kölner Gericht einfach zurückverwei-
sen können. Es ist also für alle, die die 
Zwangsabgabe zum Absatzfonds lieber 
heute als morgen abgeschafft sehen wol-
len, ein gutes Zeichen, dass es eine münd-
liche Verhandlung gibt.
In der Pressemitteilung, mit der das Ge-
richt den Termin angekündigt hat, ver-
weist es darauf, dass sich die wirtschaft-
lichen und marktpolitischen Rahmenbe-
dingungen in der EU seit dem letzten Mal, 
als das Absatzfondsgesetz in Karlsruhe 
Thema war, geändert haben. Auch das ein 
gutes Zeichen für die Kritiker der Zwangs-
abgabe. 
Die Verhandlung ist öffentlich, allerdings 
ist eine vorherige Anmeldung notwendig: 
Fax: 0721-9101-461 (siehe auch: www.
absatzfonds-abschaffen.de). uj

Karlsruhe verhandelt CMA-Abgabe
Am 17. September öffentlicher Termin beim Bundesverfassungsgericht

Ein Hort designerischen Reichtums. 
„Sex sells!“ ist die einfach Formel
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Wenn es so einfach wäre … Foto: pixelio Amanleian

Wenn die Fahrtkosten immer höher 
werden, ist es nur verständlich, 

dass die Spediteure  steigende Kosten an 
die Kunden weiterreichen. Auch im Mol-
kereibereich werden inzwischen viele 
Transporte von Speditionen abgewickelt. 
Und dabei sind die Erfassungskosten, die 
beim Einsammeln der Milch auf den Hö-
fen entstehen, ein bedeutender Faktor. 
Da verwundert es nicht, dass nach den 
großen Molkereien z. B. Campina jetzt 
auch die Bio-Molkereien zur dreitägigen 
Abholung schielen. So hat Söbbeke sei-
nen Bauern angekündigt, zum ersten No-
vember auf dreitägige Abholung umzu-
stellen. Aus Sicht der Molkerei ändert 
sich nicht viel. Die täglich zu verarbei-
tende Milchmenge bleibt gleich, egal ob 
ein-, zwei- oder dreitägig abgeholt wird. 
Da wo Campina mit Übergangsrege-
lungen versucht, zumindest einen bedeu-
tenden Teil der Bauern zu locken, um 
den restlichen dann keine Wahl mehr las-
sen zu müssen, schafft die Bio-Molkerei 
den Umstieg scheinbar auf einen Stichtag 
hin. Gut organisiert? Doch die Bauern 
zeigen sich überrascht von diesem Vor-
stoß. Nur drei Monate Zeit lässt ihnen 
die Molkerei. Vorherige Absprachen? 
Fehlanzeige. In der Regel muss ein größe-
rer Milchtank her. Gut, wenn er in die 
vorhandene Milchkammer passt. Die 
Kühlung ist meist auch nicht stark genug. 

Und so kommt eins zum anderen und die 
Investitionskosten steigen. Bei den Bau-
ern wohlgemerkt. Die Molkerei hingegen 
verteidigt ihren Schritt. „Wir haben ein 
Erfassungsgebiet von der Nordsee bis in 
die Eifel mit einem enormen logistischen 
Aufwand“, so Andreas Nissen von Söb-
beke. Wenn die Bauern einen guten Preis 
wollen, dann müsse die Molkerei ko-
stenoptimierend wirtschaften. Die Rech-
nung ist einfach, aber leider falsch. Denn 
wenn die Molkerei sich als Unternehmen 
versteht, das gemeinsam mit den Bauern 
arbeitet – und genau dies betont Söbbeke 
immer wieder – dann kann man Kosten 
nicht einfach auf diese umwälzen.
Zirka 8.000 Euro muss ein Betrieb mit 
30 Kühen investieren. Umbauten an Ge-
bäuden und Melktechnik nicht einge-
schlossen. Absehbar sind auch weiter 
steigende Anforderungen an die Melkhy-
giene, denn die längere Lagerzeit im Tank 
lässt auch wenigen Keimen genügend 
Zeit, sich zu vermehren. Da muss der 
Milchpreis schon deutlich steigen, wenn 
die Investitionen sich amortisieren sollen. 
Johannes Berger, Vorstandsvorsitzender 
der Biomilch Erzeuger Gemeinschaft 
Nord, in der nicht wenige Lieferanten 
von Söbbeke organisiert sind, kann das 
Bestreben der Molkerei verstehen. Als 
Vertreter der Lieferanten macht er indes 
deutlich, dass die Bauern einen finanzi-

ellen Mehrerlös erwarten. Wie genau 
dieser aussehen kann, lässt er offen. Dem 
Termin erster November sieht er gelassen 
entgegen. Noch gibt es gültige Milchlie-
ferverträge, in denen eine zweitägige Ab-
holung festgeschrieben ist. 
Natürlich wird auch die CO²-Bilanz ins 
Feld geführt. Gerade ein Bioprodukt sei 
hier doch in der Pflicht. Dem wider-
spricht Friedrich Ostendorf, Agrarspre-
cher des BUND: „Bioprodukte haben 
eine Verantwortung gegenüber der Fri-
sche. Milch, die nach drei Tagen im 
Tank und mindestens einem Tag in der 

Wenn der Milchlaster nicht mehr kommt
Auch im Biobereich planen Molkereien, eine dreitägige Abholung einzuführen

Molkerei noch als Frischmilch verkauft 
wird, verdient diesen Namen nicht 
mehr.“ Dass die Verbraucher Frische 
zu schätzen wissen zeigt der Erfolg der 
Arla-Express-Milch in Dänemark. Spä-
testens nach 24 Stunden steht die 
„Frischmilch“ im Laden.
Die Wege, sich am Markt zu behaup-
ten, bleiben vielfältig. Ob gerade bei 
einem Bioprodukt die wenig kreative 
Kostenoptimierung der richtige Weg 
ist, den komplexen Strukturen gerecht 
zu werden, bleibt abzuwarten.

mn

Katerstimmung in der Biobranche 
und Alnatura senkt die Preise. 

Wenn man nicht so ganz genau hin-
schaut, könnte man bei der derzeit häu-
figen Grundtendenz der Berichterstat-
tung mutmaßen, mit dem Ökolandbau 
gehe es jetzt danieder. Keine Moral 
mehr und trotzdem nichts verkauft, er-
reichen die Branche jetzt die ersten lan-
gen Schatten des Einzugs konventio-
neller Markteilnehmer und konventio-
neller Mechanismen, vor dem die Kri-
tiker immer gewarnt haben? Die eigent-
lichen Beteiligten bleiben gelassen. Josef 
Jacobi von der Upländer Bauernmolke-
rei und Milchlieferant von Alnatura, 
Deutschlands größter Bio-Supermarkt-
kette, hält es für falsch zu skandalisie-
ren. Alnatura habe erstmals in seiner 
Geschichte einen Umsatzrückgang von 
3 Prozent verbuchen müssen und wollte 
daraufhin bestimmte Milchprodukte 
um 10 Cent im Preis senken. „Sie ha-
ben gefragt, ob wir 5,7 Cent dazutun, 
wir haben eine Bauernversammlung 
gemacht, auf der klar wurde, ganz stur 

können wir nicht bleiben, wir bieten 2 
Cent an und Alnatura hat ja gesagt“, 
fasst Jacobi zusammen. Das bedeutet 
nun eine Senkung des Milchauszah-
lungspreises von 50 auf 49 Cent, ein 
Preis, der immer noch für die Bio-Bäu-
erinnen und -Bauern fair ist. Gleichzei-
tig wurden auf Initiative von Alnatura 
Gespräche mit den an sie liefernden 
Molkereien und mit Bioland aufgenom-
men, in denen gemeinschaftlich erar-
beitet werden soll, wie der Biomilch-
markt langfristig gestärkt werden kann. 
Nun lässt sich argumentieren: Selbst 
wenn die Preissenkung für die Bäue-
rinnen und Bauern eigentlich nur im 
Rahmen der normalen Schwankungen 
stattgefunden hat, so ist dennoch das 
Signal an die Branche und die Politik 
falsch, besonders zu einem Zeitpunkt, 
zu dem die konventionellen Bäuerinnen 
und Bauern für steigende Milchpreise 
kämpfen. Zumindest noch scheint der 
Biomarkt aber in der Lage, sich über 
die konventionelle Unart hinwegsetzen 
zu können, dass wenn einer den Preis 

senkt, alle anderen hektisch folgen 
müssen. Weder Alnaturas Biosuper-
marktkonkurrent Basic noch die Na-
turkostgroßhändler haben das Signal 
als Aufforderung zur Nachahmung ver-
standen. Letztere im Bundesverband 
Naturkost Naturwaren (BNN) organi-
sierten Lieferanten der Naturkostläden 
suchten schon vor Alnatura das Ge-
spräch entlang der Wertschöpfungs-
kette in Sachen Milch. Statt Preisdum-
ping auf Kosten der Bäuerinnen und 
Bauern soll ein Kodex für ökologisch 
und sozial verantwortliches Handeln 
entworfen werden, heißt es in einer 
Pressemitteilung des BNN. Deren Spre-
cherin Katja Niedzwezky sieht denn 
auch Preissenkungen nicht als Mittel 
der Wahl, welches die Stammkund-
schaft anspricht. Auch sie warnt vor 
Panikmache, es gehe momentan um ge-
ringere Wachstumsraten auf dem Bio-
markt, nicht um Marktschrumpfung. 
Trotzdem wird natürlich auch hier da-
nach Ausschau gehalten, wie wieder 
mehr Schwung in die Sache zu bringen 

ist, ein sich allenthalben fortsetzender 
und noch verstärkender Trend ist, dem 
Verbraucher einen Zusatznutzen beim 
eigenen Produkt mitzugeben. Nied-
zwezky spricht von der Tendenz, „das 
noch mehr zu zeigen, was man immer 
schon gemacht hat“, und sieht den al-
ten Spruch: „Regional ist erste Wahl“ 
wieder belebt. „Qualität und Herkunft 
als zusätzliches Merkmal wird stärker 
von den Kunden gefordert“, erklärt 
auch Manon Haccius von Alnatura, 
auch deshalb intensiviere man den Aus-
tausch mit Bioland. Auch Konkurrent 
Basic setzt verstärkt auf Gesichter hin-
ter ihren Produkten – in ihrem Auf-
sichtsrat und Management tauschten 
sie davon allerdings gerade einige aus. 
Über die damit verbundene angekündi-
gte Neuausrichtung der Kette hüllt man 
sich noch in geheimnisvolles Schwei-
gen. Es wird in der Bioszene schon 
noch etwas mehr miteinander gespro-
chen als im konventionellen Markt, 
aber eben auch nicht immer über alles. 
 cs

Biomarkt besser als sein Ruf
Wachstumsentschleunigung und Milchpreissenkung sorgen für Aufregung – zu Recht?
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Gerade Ökonomen argumentieren, 
dass die Milchbauern mit ihrem 

Milchstreik die Marktwirtschaft ge-
fährden. „Den Markt auszuhebeln, sei 
… der falsche Weg, meinen Prof. Dr. 
Stephan von Cramon-Taubadel, Prof. 
Dr. Bernhard Brümmer und Prof. Dr. 
Achim Spiller von der Georg-August-
Universität Göttingen“, so wird in der 
Land & Forst die Presseerklärung der 
drei genannten Professoren zusammen-
gefasst, die am 28.05.2008 unter dem 
Titel „Landwirtschaftliches Preiskartell 
kein sinnvolles Instrument der Agrar-
politik“ erschien.

Das Anbieter-Nachfrager-Modell
Bei der Argumentation gegen den Streik 
beziehen sich die Professoren auf die 
modelltheoretische Vorstellung der 
neo klassischen Ökonomie. Nach dieser 
Vorstellung bildet sich der Preis in In-
teraktion von Anbietern und Nachfra-
gern und dient somit als Signal für re-
lative Knappheiten. Aufgrund der Nut-
zenmaximierung konkurrieren die An-
bieter sozusagen um das Portemonnaie 
der Verbraucher. Dies zwingt die An-
bieter zu immer effizienterer Produk-

eine vertretene Position: „An diesem 
harten Preiswettbewerb …“ – so die 
oben genannten Professoren – ist nicht 
zu rütteln, „…nicht nur in der Land-
wirtschaft, sondern auch in vielen an-
deren Branchen müssen beim Struktur-
wandel Anbieter aufgeben.“ Zudem 
habe die ganze Aktion der bundeswei-
ten Erstreikung eines Basispreises den 
Charakter eines „Preiskartells“, was 
„wettbewerbsrechtlich unzulässig“ sei, 
heißt es in der Presseerklärung.

… aber wer ist der Anbieter?
Gerade bei dem letzten Stichwort hat 
man – die tatsächliche Struktur der 
deutschen Milchproduktion reflektie-
rend – irgendwie den Eindruck, hier 
wird der Bock zum Gärtner gemacht. 
Bei „Kartell“ geht es um den Vorwurf 
des Unternehmenszusammenschlusses 
zur gemeinsamen Marktbeherrschung. 
Stehen auf dem Milchmarkt nicht ca. 
100.000 Milchbauern ca. 110 Molke-
reien gegenüber? (Und diese wiederum 
nur wenigen Handelsketten). Wie sol-
len die Preise der Molkereien bei diesen 
Verhältnissen eine andere Wirkung ha-
ben auf die Milchbauern als die von 

nario vom „Bindungszwang“ der 
Milchbauern an „ihre“ Molkereien: 
„Es gibt Molkereien, die nur Standard-
ware wie Milchpulver und Butter für 
den internationalen Markt produzie-
ren. Sie sind extrem vom Weltmarkt 
abhängig, können dort aber derzeit nur 
niedrige Preise erzielen. Die von den 
deutschen Landwirten derzeit gefor-
derten 43 Cent pro Liter Milch können 
diese Molkereien daher dauerhaft nicht 
zahlen.“  Weiter heißt es dort: „Andere 
dagegen erzeugen bekannte Speziali-
täten oder Marken, die sie hauptsäch-
lich auf dem deutschen oder europä-
ischen Markt verkaufen. Diese Molke-
reien bezahlen schon jetzt annähernd 
den von den Landwirten geforderten 
Preis.“ Hier stutzt der Leser ein zweites 
Mal. Nicht nur, dass man erstens bei 
der Modellvorstellung, Preise entstün-
den durch Interaktion von Anbietern 
und Nachfragern, nicht deutlich artiku-
liert hat, dass es gar nicht um die Land-
wirte als Anbieter geht, sondern um 
Molkereien. Preise erhalten Landwirte 
in der Mehrzahl also nicht als Anbieter 
durch direkte Interaktion mit Verbrau-
chern, sondern nur indirekt – von „ih-
ren“ Molkereien. 
Zweitens wird auch noch festgestellt, 
dass der Preis, den die Milchbauern be-
zahlt bekommen, unmittelbar abhängt 
von der Marktstrategie der jeweiligen 
Molkerei: Bei „weltmarktabhängigen“ 
sind die Preise für die Milchbauern 
niedrig, bei Molkereien, die nicht nur 
„Standardware“ produzieren, sind da-
gegen hohe Preise für die Milchbauern 
möglich – so die eigenen Ausführungen 
der Agrarökonomen. Trotzdem sehen 
sie in ihrer Presseerklärung die „ineffi-
zienten“ Anbieter namens Milchbauern 
als Problem. Für diese schlagen sie 
„Stützungsmaßnahmen“ vor. Nimmt 
man die Forderung nach diesen „Stüt-
zungsmaßnahmen“ ernst und richtet 
man diese an dem Faktor aus, der die 
Situation der Milchbauern am meisten 
beeinflusst, wären Subventionszah-
lungen an Milchbauern als Ausgleich 
für die ruinösen Marktmachtstrategien 
von Molkereien die logische Konse-
quenz …
Märkte sind keine Modellmechanis-
men. Über die Effizienz von Betrieben 
entscheidet letztlich, mit welchem Auf-
wand welche Ergebnisse erzielt werden. 
Nach den eigenen Ausführungen der 
Agrarökonomen können dies auch Un-
ternehmen sein, die entsprechende 
Preise durch Produkte mit bestimmter 
Qualität erzielen (z. B. Spezialitäten, 
Marken usw.). Trotzdem setzt man 
statt auf Qualität auf Quantität – auf 

„Streikt gefälligst modellkonform?!“
Agrarökonomen sind gegen den Milchstreik, aber ihre Markt-Argumente überzeugen wenig

das ewig alte Lied der zu kleinen Be-
triebe. Abgesehen von der kritischen 
Frage, warum Milchbauern in dieses 
Lied mit einstimmen sollen, wenn der 
ganze Kanon wieder nur zu „extremer 
Weltmarkt“- Abhängigkeit mit „nied-
rigen Preisen“ führt, existiert hier auch 
ein ökonomietheoretisches Problem. 
Denn das Ende einer Entwicklung, bei 
der man auf Größenvorteile (economic 
of scale) setzt, ist das „natürliche“ Mo-
nopol. Sollen Preise als Signal für rela-
tive Knappheiten dienen, braucht man 
aber polypolistische statt monopoli-
stische Strukturen, da Monopole letzt-
endlich mit ihrer Marktmacht Preise 
diktieren. Polypolistische Strukturen 
sind daher eine der Grundvorausset-
zungen für das Funktionieren des neo-
klassischen Modells, deshalb gibt es 
bekanntlich bestimmte kartellpolitische 
Instrumente.
Im Falle der Milchmarktentwicklung 
verlief die Politikgestaltung der Märkte 
so, dass sich Milchbauern mittlerweile 
mehrheitlich in der Rolle der Roh-
stofflieferanten für oligopole Märkte 
befinden, auf denen sie die Preise von 
den jeweiligen Molkereien vorgesetzt 
bekommen. Daraufhin haben sie mit 
der Bestreikung des Preises reagiert und 
– wen wundert es – im zweiten Schritt 
ist an einigen Standorten nun auch die 
Mitsprache bei der Molkereientwick-
lung wieder im Gespräch. Würden die 
Milchbauern damit Erfolg haben, hät-
ten sie erstens ihre Existenz gewahrt 
und damit zweitens die Ausgangsbasis 
geschaffen, sich im Prozess der Märkte-
gestaltung zukünftig für mehr Diversi-
fizierung einsetzen zu können– ein Vor-
gang, den man statt „Märkte aushe-
beln“ auch als Wahrung von Märkten 
interpretieren kann. 
Agrarökonomisch gesehen: Geht es 
wirklich um ein gutes Funktionieren 
von Märkten, braucht es dringend das 
Pendant zu der seit Jahrzehnten betrie-
benen Favorisierung einer Ökonomie 
der Größenvorteile. Denn will man be-
wegliche Preise, muss man für den Er-
halt einer beweglichen Anbieter/Nach-
frager-Struktur sorgen. Statt nur auf 
eine „economic of scale“ zu setzen, 
liegt es hier nahe, ebenso auf eine evo-
lutorische Ökonomik zu setzen, durch 
die strukturell Neues entsteht. 

Katrin Hirte,
Mitarbeiterin im Fachbereich 
 Landnutzung und Regionale 

 Agrarpolitik an der Universität Kassel

tion – im Zuge der Globalisierung mitt-
lerweile weltweit. Nimmt man hinge-
gen Einfluss auf den Preis, der ja als 
Anzeiger jeweiliger Effizienz gilt, führe 
dies letztlich zu Ineffizienz. Märkte 
würden nicht mehr „geräumt“, An-
sporn und Innovation blieben aus, ein 
Interessensklientel würde zu Lasten an-
derer trotz Ineffizienz weiter leben etc. 
So weit die grundsätzliche Modellvor-
stellung.  Auch zum Milchstreik ist dies 

Kartellpreisen – mit denen diese im je-
weiligen Einzugsgebiet konfrontiert 
sind (von den Ausnahmen abgesehen, 
bei denen Landwirte aktiv die Politik 
„ihrer“ Molkereien mitgestalten oder 
die Möglichkeit haben, diese wechseln 
zu können). 
Was noch auffälliger ist: Neben dem 
oben beschriebenen „Wachsen und 
Weichen“- Szenario für Landwirte ent-
hält die Presserklärung auch dieses Sze-

Foto: Thomsen
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Streik war nutzlos“ titelte die Süd-
deutsche Zeitung Ende Juli. Anlass  

ist ein bis heute nicht erreichter, sich an 
den Erzeugungskosten der Bäuerinnen 
und Bauern orientierender  Milchpreis. 
Von Streikenden ist man gewohnt, dass 
sie unmittelbar nach ihrem Ausstand 
die Resultate ihres Kampfes präsentie-
ren können. Auch bei den Milchbauern 
hatte man Erwartungen geschürt und 
ihre Forderungen auf einen Punkt, 
Milchpreis 43 Cent,  reduziert. Fast 
schon Stunden nach dem Streik war 
klar, dieses Ziel ist nicht erreicht wor-
den. Alles verloren?
Die den Milchbauern kritisch gegenü-
ber stehenden Medien und Verbände 
wollten und wollen genau diesen Ein-
druck erwecken. Alles verloren oder 
besser: nichts erreicht.

Bauern sind keine Lokführer
Anders als den streikenden Lokführern 
ging es bei den Milchbauern aber vor-
dergründig gar nicht um einen höheren 
Preis. Ein Systemwechsel sollte ange-
schoben werden. Raus aus der Abhän-
gigkeit von wenigen, fast übermäch-
tigen Molkereien. Schluss mit undurch-
schaubaren Strukturen, in denen die 
eigene Standesvertretung ihre Mit-

glieder den Interessen der Lebensmittel- 
und Molkereiunternehmen opfert.
Im Bundesverband Deutscher Milch-
viehhalter (BDM) haben sich die Milch-
bauern organisiert, um ihre Position 
gegenüber Politik, Verband und Ab-
nehmern zu stärken.
Der Streik war ein voller Erfolg. Zu 
diesem Schluss muss man kommen, 
wenn man genau hinguckt. Die Milch-
bauern haben, was keiner für möglich 
hielt, Einigkeit bewiesen. Zwei Wochen 
Streik, kollegiale Stärke und Selbstver-
trauen für die Zukunft. Die Verbrau-
cher haben sich hinter die Interessen 
der Bauern gestellt. Die Politik musste 
die Milchbauern ganz oben auf ihre 
Tagesordnung setzen. Undenkbar ist es 
inzwischen geworden, sich vorzustel-
len, es gäbe einen Milchgipfel ohne den 
BDM. Und inzwischen werden auch 
Erfolge sichtbar, die die Positionen der 
Milchbauern weiter stärken. Auf dem 
Milchgipfel wurden entscheidende For-
derungen des BDM aufgenommen. Die 
Molkereisaldierung soll abgeschafft 
werden. Ein erster Teilschritt ist damit 
gemacht. Sinn macht aber dieser nur, 
wenn auch die Bundessaldierung wie 
gefordert abgeschafft und Überliefe-
rung gänzlich unzulässig wird. Hier ist 

Bundeslandwirtschaftsminister Horst 
Seehofer in der Pflicht, die Vereinba-
rungen des Gipfels weiter zu tragen und 
mit der EU-Kommission unter aktiver 
Einbindung des BDM nach der besten 
Umsetzung zu suchen. Auch die Umset-
zung der zweiten Forderung aus dem 
Milchstreik, die Änderung des Umrech-
nungsfaktors, ist beim Milchgipfel be-
schlossen worden. Die Anpassung des 
Umrechnungsfaktors reduziert die in 
Deutschland produzierte Milchmenge 
um ca. 1 Prozent. An der Höhe des 
Milchgelds ändert sich nichts. Weil der 
Preis pro Liter steigt, hat der Bauer trotz 
geringerer Liefermenge den gleichen 
Verdienst. Die Bestrebungen des BDM, 
eine erzeugerfinanzierte Milchabgabe 
einzuführen, um saisonale Milchspitzen 
aufkaufen und brechen zu können, wird 
ausdrücklich weiter geprüft.

Forderungen in der Umsetzung
Drei von vier Kernforderungen des 
Milchstreiks stehen damit ganz oben 
auf der politischen Agenda. Sie gemein-
sam machen den Systemwechsel aus, 
von dem der BDM spricht. Wenn nun 
Bauernverband und Milchindustrie auf 
Veranstaltungen und in Veröffentli-
chungen die einzelnen Maßnahmen 

Milchbauern wohin!?
Noch hat der Streik das System nicht verändert, einen Grund, die Ergebnisse klein zu reden, gibt es dennoch nicht

Eigentlich sollte die ordentliche Ver-
treterversammlung satzungsgemäß 

noch Ende des ersten Halbjahres statt-
finden. Aber da kamen der Milchstreik 
und Protest-Blockaden vor den Werks-
toren der zweitgrößten deutschen 
 Molkerei Humana Milchunion eG da-
zwischen. Die Stimmung zwischen 
Milchlieferanten und Molkereispitze 
war auf dem Tiefpunkt angekommen, 
nicht zuletzt dank einiger „Auftritte“ 
des Vorstands vor den Werkstoren, die 
in Anzeigen bei der Staatsanwaltschaft 
und in der Androhung von Schadenser-
satzklagen gipfelten. Die Vertreterver-
sammlung wurde verschoben auf den 
30. Juli. 
Die Verschiebung gab den Vertretern 
Zeit, sich erstmals in der Geschichte 
der Humana vor einer Vertreterver-
sammlung abzustimmen. Auf Einla-
dung von BDM-Kreisteams kam mit 
gut 60 Vertretern rund ein Drittel aller 
gewählten Vertreter der Genossenschaft 
zusammen. Dabei wurden zwei Anträge 
formuliert und von allen anwesenden 
Vertretern unterzeichnet. Der eine An-
trag zur Änderung der Tagesordnung 
und zur Beschlussfassung durch die 

Vertreterversammlung beinhaltete die 
Forderung, dass die Molkerei die An-
zeigen und Klagen zurückziehen bzw. 
fallen lassen soll. Mit dem zweiten An-
trag forderten die Vertreter auf, zu be-
schließen, dass die Humana den Um-
rechnungsfaktor eigenständig auf 1,03 
kg je Liter ändert. Mit diesem Faktor 
wird die in Litern (Volumen) gemessene 
Anlieferungsmilch der Bauern in kg 
umgerechnet – bezahlt wird die Milch 
nach Gewicht. Die Änderung sollte in 
der Humana-eigenen Milchlieferungs-
ordnung festgeschrieben werden.
Gleich zu Beginn der ordentlichen Ver-
treterversammlung machten Vorstand 
und Aufsichtsrat der Humana klar, 
dass sie beide Anträge nicht zur forma-
len Beschlussfassung stellen würden – 
und das zogen sie auch so durch, gegen 
den großen Widerspruch aus der Ver-
sammlung. Die Vertreter erreichten 
zumindest, dass über den Inhalt des 
Antrags zum Umrechnungsfaktor abge-
stimmt wurde, wenn auch das Ergebnis 
„nur“ ein Stimmungsbild ergeben 
sollte. Das aber war dann eindeutig: 
Mit knapp 58 Prozent der zum Schluss 
der Versammlung noch anwesenden 

Vertreter stimmte die klare Mehrheit 
für die BDM-Forderung. Der Vorstand 
erklärte umgehend, dass er sich an das 
Ergebnis nicht gebunden sehe. 
Wenn der Umrechnungsfaktor im 
Herbst nun bundesweit durch Änderung 
der Bundes-Milchgüteverordnung geän-
dert wird, bleibt der Humana-Spitze vor 

isoliert herausgreifen und als wirkungs-
los oder gar kontraproduktiv darstel-
len, so steht dahinter allein die Ableh-
nung dieses Systemwechsels. Es kenn-
zeichnet aber auch eine große Schwie-
rigkeit: Nur eine konzertierte Umset-
zung der BDM-Forderungen wird am 
Ende auch zur Durchsetzung der plaka-
tiven 43-Cent-pro-Liter-Milch führen. 
Ziel war und ist es, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die es ermöglichen, 
einen kostendeckenden Preis im Markt 
zu erreichen. Der Bundesrat muss nun 
als erstes der Abschaffung der Molke-
reisaldierung zustimmen. Auch die An-
hebung des Umrechnungsfaktors, die 
nur durch eine Änderung der Milch-
Güteverordnung umgesetzt werden 
kann, muss im Bundesrat beschlossen 
werden. Dies wird jedoch erst nach der 
bayerischen Landtagswahl geschehen. 
Horst Seehofer muss dann zeigen, ob 
ihm wirklich an den Interessen der 
Milchbauern gelegen ist oder ob es ihm 
vordergründig um den Wahlerfolg in 
seinem Heimatland ging. Der Druck 
der Milchbauern wird noch lange not-
wendig sein, damit Landes- und Bun-
despolitiker ihre Versprechen nicht 
vergessen und die Bewegung an Stärke 
behält. mn

Humana-Vertreter stimmen für BDM-Forderung
Vorstand sieht sich aber nicht an Abstimmung gebunden. Unmut über Spitze der eigenen Genossenschaft

In der Zeit des Milchstreiks gab es vor Humana-Werken auch Protest-Blockaden. Die Molkerei 
holte die Polizei zur Hilfe, die die Blockaden auflöste und dann für mehrere Tage die Tore – 
wie hier in Everswinkel – bewachte. Foto: Jasper

allem eins: Mit ihrem Umgang mit den 
eigenen Genossen und den gewählten 
Vertretern hat sie den Unmut über die 
Molkerei-Führung nach dem Streik 
nicht abgebaut, sondern noch verstärkt. 
Die Vertreter werden das nicht auf sich 
sitzen lassen.
 uj



Wulff für Linda
Bei seiner diesjährigen Sommerreise besuchte Niedersachsens Mini-
sterpräsident Wulff neben einer Pianofabrik, einem Naturschutz-
zentrum, einer Forstverwaltung, einem Wildpark und dem Bioge-
bäckhersteller „Bohlsener Mühle“ auch den Bioland-Hof von 
Karsten Ellenberg, auf dem dieser eine „Kartoffelvielfalt“ alter und 
selbstgezüchteter Sorten anbaut und vermarktet. Auf die Kartoffel-
sorte „Linda“ angesprochen, deren weiterer Anbau vom bisherigen 
Lizenzinhaber „Europlant“ ja verhindert werden soll und die 
Karsten Ellenberg mit seinen Mitstreitern erhalten will, äußerte sich 
Wulff überraschend klar: Er sei dafür, dass die Verbraucher ihre 
Linda auch weiterhin kaufen könnten. Schließlich könne man eine 
Kultband ja auch weiter hören, wenn der Vertrag mit einem Veran-
stalter ausgelaufen sei... en
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Jörg K. aus der Wetterau ist Landwirt mit 
Leib und Seele. Um die Fleischvermark-

tung in eigene Hände zu nehmen, hat er sich 
vor 15 Jahren ein Nebengebäude zu einer 
kleinen Schlachtstätte ausgebaut. Nun steht 
ihm eine Hürde bevor: sein vormals, nach 
altem Fleischhygienerecht „nur registrierter“ 
Schlacht- und Zerlegebetrieb muss nach dem 
neuen EU-Recht bis zum 1. Januar 2010 eine 
„richtige“ EU-Zulassung erwirken. Kontakt 
zum Veterinäramt hat er noch nicht aufge-
nommen, aus Furcht, Auflagen genannt zu 
bekommen, die zu viele Investitionen nach 
sich ziehen würden. So wie Jörg K. geht es 
derzeit vielen kleinen handwerklichen 
Schlacht- und Zerlegebetrieben. 
Im Gegensatz zum alten Fleischhygiene-
recht verzichten die neuen EU-Hygienever-
ordnungen auf zahlreiche detaillierte Vor-
gaben und nennen lediglich die Hygiene-
ziele. Damit eröffnen sich gerade für hand-
werkliche Fleischbetriebe weite Spielräume 
für flexible und pragmatische Lösungen. 
Beispielsweise kann auf zwei getrennte 
Räume für das Schlachten und Zerlegen 
verzichtet werden, wenn diese Vorgänge 
deutlich zeitlich getrennt stattfinden. 
Hans Jürgen Müller vom Gut Fahrenbach 
und Dr. Andrea Fink-Keßler vom Büro für 
Agrar- und Regionalentwicklung in Kassel 
haben nun, zusammen mit dem neuen 

Wir wollen in Nordrhein-Westfalen 
beweisen, dass die Koexistenz von 

konventionell und gentechnisch verän-
derten Pflanzen möglich ist.“ So steht es in 
der Koalitionsvereinbarung der CDU und 
FDP-Fraktion im Landtag aus dem Jahr 
2005. 

Widerstand formiert sich
Aufgeschreckt durch das Bekanntwerden 
von geheimem Anbau von Genpflanzen in 
den Jahren 1998 bis 2004 durch das Bun-
dessortenamt, misstrauisch geworden 
durch die undurchsichtige Informations-
politik des Bauernverbandes und wütend 
über die Unverfrorenheit, mit der Politik 
und Konzerne die Gentechnik gegen den 
Willen der Bevölkerung durchdrücken 
wollen, bildete sich an allen Standorten 
mit Genmaisanbau Widerstand. In der 
Nachbarschaft des Versuchsanbaus in 
Greven im Münsterland gründete sich ab 
2006 mit enormer Geschwindigkeit durch 
das Engagement des Bauern Reinhard Fie-
genbaum ein Netz von gentechnikfreien 
Regionen und Nachbarschaften, welches 
mit über 600 Selbstverpflichtungserklä-
rungen und einer Gesamtfläche von über 
15.000 Hektar bis zum heutigen Tage die 

Dachverband Biohandwerk e.V. ein vom 
Bundesprogramm Ökologischer Landbau 
unterstütztes Projekt ins Leben gerufen, 
um bäuerlichen Fleischvermarktern und 
kleinen regionalen Schlachtstätten Hilfe-
stellungen für die EU-Zulassung zu geben. 
„Für viele kritische Punkte“, so Hans Jür-
gen Müller, „gibt es bereits gute Best-Prac-
tice-Beispiele, die auch in anderen Betrie-
ben umgesetzt werden können.“ „Wir 
wollen auch ausgewählte Betriebe konkret 
bei ihrem Weg bis zur Zulassung beglei-
ten“, betont Dr. Andrea Fink-Keßler, „und 
ein Netzwerk handwerklicher Fleischver-
arbeiter im ökologischen Landbau auf-
bauen.“ Schließlich ist das gemeinsame 
Vorgehen und der Informationsaustausch 
angesichts sehr unterschiedlicher Ausle-
gungen der Rechtsvorschriften durch ein-
zelne Ämter und Verwaltungsbehörden 
besonders wichtig. 
Im Rahmen des Projektes werden daher 
nicht nur Betriebe gesucht, die bereits zu-
gelassen worden sind und ihre Erfahrungen 
weitergeben wollen, sondern auch Be-
triebe, die sich noch um eine Zulassung 
bemühen und dabei Hilfestellungen und 
Begleitung benötigen.

Kontakt: Hans-Jürgen Müller, mueller@
fahrenbach.de, Dr. Andrea Fink-Keßler,  

Afink-kessler@t-online.de

größte gentechnikfreie Region in NRW 
bildet. Nach 2006 wurde im Münsterland 
kein Genmais mehr angebaut. Am Ver-
suchsstandort Borken regte sich ebenfalls 
Widerstand. Das Bündnis von Bauern und 
Verbrauchern erreichte durch kontinuier-
lichen Widerstand, dass Monsanto ent-
nervt das Handtuch warf und den Ver-
suchsanbau 2008 aussetzte.  In Werne lag 
2008, im zehnten Jahr, das letzte Feld mit 
Genmais in NRW. Diese letzten 2.600 
Quadratmeter sind mittlerweile von Unbe-
kannten zerstört worden. Offiziell einge-
stellt wurde der Versuch noch nicht. Es 
scheint hier ums Prinzip zu gehen. 2008 
läuft auch hier die Genehmigung für den 
Versuchsanbau aus, eine Verlängerung ist 
nicht in Sicht.  De facto ist Nordrhein-
Westfalen 2008 gentechnikfrei. Nächstes 
Jahr beginnt der Wahlkampf zur Land-
tagswahl 2010. Es bleibt abzuwarten, ob 
der Anbau von Genmais & Co dann wei-
ter forciert wird. Offensichtlich reagiert 
das Wahlvolk empfindlich und scheint die 
vor einigen Jahren noch vehement gefor-
derte Koexistenz abzulehnen. Wir bleiben 
wachsam und werden alles dafür tun, dass 
NRW 2009 endgültig gentechnikfrei wird.
 Martin Schochow/AbL-NRW 

Europa beim Hofmetzger
Projekt gibt Hilfestellung bei EU-Zulassung kleiner Schlachtbetriebe

Gentechnik auf dem Rückzug
Koexistenz in NRW gescheitert

Teilerfolg gegen Agrarfabrik
In Dalldorf/Kreis Gifhorn geht eine Bürgerinitiative seit Jahresbe-
ginn massiv gegen die geplante 400.000-Käfighennen-Anlage der 
„Deutschen Frühstücksei GmbH“ vor (siehe Juni-Ausgabe der Bau-
ernstimme). Hier gibt es jetzt einen Teilerfolg: Der Eierkonzern will 
seinen Antrag auf Haltung der Legehennen in den sogenannten 
„erweiterten Käfigen“ nunmehr umwandeln in einen Antrag auf 
Bodenhaltung. Hintergrund ist der Beschluss von verschiedenen 
Handelsketten, keine Eier mehr aus dieser tierquälerischen Hal-
tungsform anzubieten, zumal Eier aus diesen „erweiterten 
Käfigen“ weiterhin als „Käfigeier“ zu deklarieren sind. en

Brief an Beckstein
In einem Brief an den bayerischen Ministerpräsidenten Günther 
Beckstein, CSU, fordert der Landesvorstand der AbL ihn und seine 
politischen Mitstreiter in Bayern auf, sich für den Erhalt einer bäuer-
lichen Landwirtschaft in Bayern einzusetzen. Sie rechnen Beckstein 
vor, dass die Bayerischen Bäuerinnen und Bauern eigentlich die höch-
sten landwirtschaftlichen Einkommen erwirtschaften – rechnet man 
die EU-Subventionen heraus. Sie sorgen allerdings dafür, dass baye-
rische Betriebe real rund 6.500 Euro weniger Einkommen haben als 
der Bundesdurchschnitt. Diese umgekehrte Förderung nach Leistung 
sorge, so die AbLer, dafür, dass unproduktivere Großstrukturen 
gestärkt und verhindert werde, dass sich angemessene Produktpreise 
entwickeln können. Stattdessen würde die Anbindung der Direktzah-
lungen an den Faktor Arbeitskraft die bäuerliche Landwirtschaft stär-
ken, dies wie auch eine Veränderung in der Subventionsvergabe 
habe die Politik beim Health Check in der Hand gehabt und auch mit 
Unterstützung aus Bayern wieder verworfen. Die AbL Bayern fordert 
nun Beckstein auf, nicht auf Wachstum und Masse zu setzen, son-
dern auf kostendeckende Preise und Qualität ohne Gentechnik. cs
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Betriebsspiegel
Berufsimkerei Schloss Tonndorf,
www.schlossimkerei-tonndorf.de
zwischen Weimar und Erfurt in Thüringen
50 bis 100 Bienenvölker 
wandert mit seinen Bienenvölkern nach 
Sachsen-Anhalt (Akazie), Sachsen 
(Linde), Pfalz (Edelkastanie), Schwarz-
wald (Weißtanne/Waldhonig), Frühjahrs-
blüte und Streuobstblüte von Schloss 
Tonndorf

Das Frühjahr ist für mich die 
schönste Zeit. Am liebsten stehe 

ich da auf den Streuobstwiesen um 
Schloss Tonndorf, um zu sehen, zu rie-
chen und zu spüren, wie das Leben wie-
der aufsteigt, wie die Kirschbäume an-
fangen zu blühen und die Bienenvölker 
wachsen. In solchen Momenten bin ich 
eins mit der Natur.
Das Handy klingelt und holt mich aus 
der Welt der Bäume und Bienen in eine 
Welt der Aktionen und der Pressear-
beit. Ein Journalist von der Süddeut-
schen Zeitung ist am Telefon. In der 
Nähe von Stuttgart ist ein Acker besetzt 
worden, auf dem Gen-Mais angebaut 
werden sollte. Ob ich oder andere Ak-
tivisten der „Freiwilligen Feldbefreier“ 
was damit zu tun hätten. Haben wir 
nicht, zum Glück sind wir ja nicht die 
einzigen, die aktiv gegen die Gentech-
nik vorgehen, aber wir begrüßen natür-
lich jede Aktion, mit der diese Gefahr 
für die bäuerliche Landwirtschaft von 
den Äckern entfernt wird. Das sage ich 
dem Journalisten, erkläre ihm noch 
mal, was mich als Imker ganz beson-
ders an der Gentechnik stört, lege auf 
und wende mich wieder meinen Bienen 
zu.
So geht’s mir oft: Ich springe zwischen 
Bienenstöcken, Honigversand, Markt-
ständen – gut die Hälfte meiner Ar-
beitszeit verbringe ich auf Mittelalter-
festen und Weihnachtsmärkten – und 
politischen Aktionen hin und her. 
Vor zwei Jahren bin ich mit meiner Im-
kerei von Tübingen nach Thüringen 
gezogen, wo ich in der Gemeinschaft 
Schloss Tonndorf lebe und die Schloss-
imkerei aufgebaut habe. Direkt an die 

Schlossmauern grenzen Streuobstwie-
sen, 150 Apfelbäume habe ich in den 
letzten beiden Jahren hier gepflanzt und 
versucht, die vernachlässigten Obst-
bäume wieder zu verjüngen. 
Ich bin Biolandimker. Mit 16 Jahren 
hatte ich mein erstes Bienenvolk. Sor-
gen macht mir die hohe Bienensterb-
lichkeit. Diesen Winter sind mir fast 50 
Prozent meiner Völker kaputt gegan-
gen. Woran das liegt, dass die Wider-
standsfähigkeit der Bienen abnimmt, 
kann so genau keiner sagen. Ich denke, 
dass vor allem die industrialisierte 
Landwirtschaft mit ihren ausgeräumten 
Agrarflächen, in denen es immer weni-
ger Blütenvielfalt gibt, daran Schuld 
ist.
Seit ein paar Jahren gibt noch ein wei-
teres Problem für die Bienen und meine 
Imkerei: die Gentechnik. Seit vier Jah-
ren bedroht der Anbau von MON810-
Mais die gentechnikfreie Landwirt-
schaft. An die Imker und daran, dass 

Bienen in einem Radius von bis zu 10 
km herumfliegen und Pollen sammeln, 
hat bei diesem absurden „Koexistenz-
Gesetz“, mit dem die gentechnikfreie 
Landwirtschaft angeblich geschützt 
werden soll, keiner gedacht. Mit Bienen 
ist eine K.O.-Existenz nicht möglich! 
Koexistenz ist, wenn man ein Wolf und 
ein Schaf zusammen einsperrt und zu-
schaut, was passiert. 
Deshalb hab ich 2005 zusammen mit 
anderen Imkern die erste öffentliche 
Feldbefreiung Deutschlands angekün-
digt. Damals kamen mehrere hundert 
Menschen nach Brandenburg. Gemein-
sam haben wir versucht, auf das Gen-
mais-Feld zu gelangen und die Pflanzen 
umzuknicken, um ein ausdruckstarkes 
Zeichen gegen die Gentechnik zu setzen 
und zu verhindern, dass die Gentechnik 
ungehindert Einzug in Deutschland 
hält. 
Gleichzeitig Politik zu machen und ei-
nen Betrieb am Laufen zu halten, das 

Bienchen, Blümchen und Genpollen geht manchmal fast an meine Grenzen. 
Kraft gibt mir der Gedanke an das, was 
es zu bewahren gilt und die Unterstüt-
zung aus der Bevölkerung. Als ich mich 
letzte Woche wegen angeblichem „Auf-
ruf zu Straftaten“ vor dem Amtsgericht 
Rottenburg verteidigen mußte, steckten 
mir auf dem Weg zum Gerichtssaal 
„ganz normale“ Leute spontan Geld 
zu, um mich bei den Prozesskosten zu 
unterstützen. Das sind die Momente, 
wo ich merke, dass es ein gemeinsamer 
Kampf ist, den wir da kämpfen. 

Michael Grolm

Netter Besuch hat sich angesagt! 
Das FÜAK-Prüfteam aus Passau! 

Ich wäre ja eher geneigt, die ganze Ein-
richtung – in Anlehnung an die „Stasi“ 
– „Lasi“ zu nennen, oder besser noch 
„Laschi“ (Landwirtschaftsschikane). 
Die Begeisterung unsererseits ist groß, 
zumal der Herr am Telefon so nett ge-
klungen hatte: „Nein, er sei von der 
Gentechnik auch nicht begeistert, ja, die 
Bürokratie bei den Kontrollen sei schon 
ärgerlich, aber es sei halt seine Aufgabe, 
blabla...“ Ich hatte das zuerst tatsächlich 
für bare Münze genommen, denke mitt-
lerweile jedoch eher darüber nach, ob 
die „Laschis“ nicht ganz gezielt durch 
Deeskalationstraining auf den Umgang 

mit ihren Delinquenten vorbereitet wer-
den. Der Termin war geschickt gewählt: 
Um 9.00 Uhr musste ein Ochse zum 
Schlachten gefahren werden, das ge-
mähte Gras wartete darauf, siliert zu 
werden, da konnten die Herren in aller 
Ruhe ohne Begleitung überall herum-
schnüffeln. Dabei fanden sie z. B. im 
Eck einer Wiese (da, wo durch den in-
tensiven Aufenthalt des Jungviehs kein 
Gras mehr gewachsen war) – Malven! 
Die hatten wir unter den Nachsaatgras-
samen gemischt, um den Bienen etwas 
Gutes zu tun. Das Prüfteam wollte je-
doch wissen, ob wir die zwecks Boden-
verbesserung da angebaut hätten, und 
die Prozente Förderungsabzug funkelten 
schon in ihren Augen. Klar doch: wir 
brechen das Eck einer Wiese um (keine 
100 m²) und verbessern dort mit Mal-
ven den Boden, logisch! 
Dann konnten wir das Blatt mit der 
Nährstoffbilanz nicht finden, kein Wun-

der bei unserer „Ordnung“. (Ich muss 
gestehen, dass wir nicht gerade ein Händ-
chen für Bürokram haben, und schließ-
lich haben wir auch ohne Papiersortiere-
rei genug zu tun). Tja, hier zeigten sich 
die „Laschi“-Mitarbeiter großzügig: Wir 
dürften den Schrieb nachreichen, sie 
machten aber gleichzeitig deutlich, dass 
wir das nur ihrer großen Gnade zu ver-
danken hätten  und legten gleich noch 
einen Freizeittip für den darauffolgenden 
Feiertag ‚Mariae Himmelfahrt‘ drauf: das 
Papier suchen! Ach ja, wir arbeiten ja nur 
7 Tage die Woche, jetzt in der Erntezeit 
oft von 6:00 Uhr morgens bis 21:00 Uhr 
abends, teils ohne Mittagspause, wäh-
rend diese Beamten einer geregelten Ar-
beit mit freien Wochenenden und freien 
Feiertagen nachgehen, und dann machen 
sie uns Vorschläge, wie wir am Feiertag 
zwischen Melken und Melken demuts-
voll St. Bürokratius huldigen.!!! Wir sind 
gerne Bauern, wir arbeiten gerne in der 

Cross-Compliance, die Vierte

Landwirtschaft, wenn’s sein muss auch 
mal länger, aber nicht, um irgendwelchen 
bürokratischen Erbsenzählereien Genüge 
zu tun! Obwohl ich immer noch den Ver-
dacht hege (Gespräche mit Mitstreitern 
legen dies nahe), dass sich die Kontroll-
frequenz direkt proportional zum Enga-
gement des jeweiligen Betriebs gegen die 
Agrogentechnik verhält (dies war unsere 
4. Cross Compliance-Kontrolle innerhalb 
von 9 Jahren!), ist auch ein Zusammen-
hang mit Leistungen für Natur und Ge-
sellschaft nicht zu leugnen: Diejenigen, 
die durch Hecken, Wildäsungsflächen 
etc. Lebensräume für bedrohte Tiere 
schaffen und eine Landschaft entwickeln 
fürs Auge und die Seele der Menschen, 
die werden dafür noch bestraft, indem sie 
durch dauernde Kontrollen und Gänge-
lungen Schritt für Schritt in den Wahn-
sinn getrieben werden. 
Unser Fazit: 
–  Nie wieder eine Förderung für Agrar-

ökologische Maßnahmen beantragen 
(die neueingeführte Weideprämie 
 haben wir wohlweislich gleich links 
liegen lassen) 

–  Alles dafür tun, dass Lebensmittel ei-
nen gerechten Preis bekommen 

–  Und dann: alle Förderung Förderung 
sein lassen!!! 

Wenn das möglichst viele Bauern, die 
die Nase gestrichen voll haben, beher-
zigen, dann könnten diese ganzen Bü-
rohengste bald per 1-Euro-Job als Ern-
tehelfer (oder Papiersortierer??!) ange-
fordert werden, aber wollen wir solches 
„Personal“ wirklich auf unsern Höfen 
haben?

Elke Hochreiter

Betriebsspiegel:
(Noch-) Demeter-Familienbetrieb
(unser Ziel ist eine Hofgemeinschaft)
in der Region Chiemgau-Inn-Salzach
38 ha, ca. 2/3 Wiesen, 1/3 Ackerland
14 Milchkühe + Nachzucht, 3 Zuchtsauen 
+ Eber, 2 Pferde, Hühner
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Gut für die Ferkel, nicht schlecht für die Bauern 
Verhalten positiv ist die Stimmung unter den NEULAND-Sauenhaltern nach Einführung der betäubten Kastration vor drei Monaten

Eigentlich ist es für beide Seiten das, 
was man heutzutage eine win-win-

Situation nennt. Auch wenn nach rund 
eineinhalb Jahren noch nicht alles ganz 
rund läuft, so sind NEULAND Nord-
deutschland auf der einen und der 
Schlachtbetrieb Henke in Bad Bevensen 
auf der anderen Seite auf einem guten 
gemeinsamen Weg in die Zukunft. Das 
demonstrierte man gemeinschaftlich 
auf einem Tag der offenen Tür exklusiv 
für Kunden. 150 Fleischer, Caterer und 
Großküchenchefs aus ganz Nord-
deutschland waren der Einladung in die 
Lüneburger Heide gefolgt. Das Inte-
resse zu sehen, wo die Koteletts, die 
man über die Theke schiebt, herkom-
men, war groß, an den landwirtschaft-
lichen Betrieben, die man am Vormit-
tag besuchte, ebenso wie bei der an-
schließenden Besichtigung des Schlacht- 
und Zerlegebetriebs. Seit März 2007 ist 
NEULAND hier und vereint Büro, Be-
ratung und Vermarktung Tür an Tür 
mit dem handwerklichen Geschäft. Die 
kurzen Wege sind ein Gewinn gegen-
über der Situation vorher, in der aus 
Lüneburg vermarktet wurde, was im 

Wendland im Schlachthof Vogler pro-
duziert wurde. Bei Vogler war man nur 
Juniorpartner. Hier beim Schlachthof 
Henke ist NEULAND der entschei-
dende Faktor für die Profilierung des 
Betriebs in Sachen Qualität. Bis auf die 
Bio-Tiere für einen alle zwei Wochen 
stattfindenden Schlachttermin von 
Ökoland werden hier ausschließlich 
NEULAND-Tiere angeliefert und ge-
schlachtet, pro Woche zwischen 50 und 
100 Schweine und 30 bis 50 Rinder. 
Der traditionsreiche, alteingesessene 
Handwerksbetrieb wäre ohne dieses 
Qualitätsprofil zu klein, um im Hai-
fischbecken der Schlachthofszene zu 
überleben. Für konventionelle Verhält-
nisse sind eine Minute pro Schwein 
zwischen Betäubung und Tod zu lang, 
im Akkord müssen die Tiere schneller 
an den Haken. Legt man aber auf Qua-
lität Wert, sollte man sich die Zeit lei-
sten. Ebenso wie die baulichen Verän-
derungen, die Henke nun auf Initiative 
von NEULAND vollendet hat: eine 
größere Anzahl von Wartebuchten, um 
die Tiere schon am Vorabend der 
Schlachtung in ihren sozialen Gruppen 

anliefern und ruhen lassen zu können; 
Treibgänge, die Stress für die Tiere mi-
nimieren, und eine Betäubungsfalle, die 
schonend und schnell arbeiten lässt. All 
das soll nicht nur den Tieren ihren letz-
ten Gang erleichtern, sondern sich auch 
in der Qualität des Fleisches wiederfin-
den. Dass es hier in den vergangenen 

eineinhalb Jahren Verbesserungsbedarf 
gab, haben alle Seiten gesehen und viel 
getan. Darüber sind sich nach dem 
Schlachthof-Rundgang auch der Kü-
chenchef der Allianz-Versicherung und 
der Berliner Metzger bei Rippchen und 
Nackensteaks vom Grill einig. 

cs

Gereifte Rippchen
Nach einer Umbau- und Eingewöhnungszeit lud NEULAND Norddeutschland zum Besuch am neuen Standort ein

Die schütteln sich einmal und sind 
wieder da“, sagt Arno Jostmann, 

NEULAND-Sauenhalter aus dem Ost-
westfälischen. Er meint seine männ-
lichen Ferkel ein paar Minuten, nach-
dem sie mit dem Narkosegas Isofluran 
betäubt, mit schnellen Schnitten ka-
striert und ein Schmerzmittel verabrei-
cht bekommen haben. Wie viele seiner 
Berufskollegen überrascht, beeindruckt 
und freut Jostmann diese schnelle Re-
generation. Mehrere Male war der 
Tierarzt Guido Walter mit dem Narko-
segerät nun schon auf jedem NEU-
LAND-Hof in Niedersachsen und 
NRW, Zeit für eine erste Zwischenbi-
lanz. Wie Jostmann sehen fast alle Sau-
enhalter erhebliche Vorteile für die 
Ferkel, die offensichtlich weniger Angst 
und Schmerzen haben, einige auch für 
die Sauen, die sich weniger aufregen, 
andere für sich selbst, weil es eine un-
geliebte Arbeit weniger zu machen ist. 
Auch die Technik hat ihre erste Bewäh-
rungsprobe überstanden und wird so-
gar von eher kritischen Stimmen wie 
dem Niedersachsen Gerd Bohm gelobt. 
Seine Hauptkritik setzt an anderer 
Stelle an. Für ihn bedeutet es in seinem 
Betriebsablauf einen erheblichen Zeit- 
und Organisationsaufwand, nun nicht 

mehr jeden Wurf am 3. Lebenstag zu 
kastrieren und gleichzeitig auch noch 
Eisen zu verabreichen, sondern vier-
zehntägig einen extra Termin mit dem 
Tierarzt zu vereinbaren. Aus seiner 
Sicht lässt sich das nur begrenzt mit der 
Eisengabe verbinden, bedeutet ein zu-
sätzliches, stressiges Ferkelfangen und 
unter Umständen muss er Sauen länger 
fixieren. Interessanterweise gibt es in 
diesem Punkt aber auch genau entge-
gengesetzte Aussagen. Zwar merken 
fast alle Bauern an, dass man sich an 
die Veränderung des Organisationsab-
laufes und den festen Termin erst ge-
wöhnen müsse. Reinhardt Dübler aus 
dem Wendland „passt das aber fast 
besser als vorher.“ Für ihn kommt 
dann noch hinzu, dass er die für ihn 
unangenehme Arbeit des Kastrierens 
nicht mehr selber machen muss. Gerd 
Bohm sieht dagegen aufs Jahr hochge-
rechnet eine Woche mehr Arbeit, „die 
nicht vergütet wird.“ Die Kosten, nicht 
nur die für eine eventuelle Mehrarbeit 
der Bauern, sondern vor allem auch 
die, die Tierarzt und Gerät verursa-
chen, stehen für fast alle oben auf der 
Liste kritischer Punkte. In Zeiten 
tiefster Ferkelpreise eine verteuernde 
Maßnahme anzufangen, deren wirt-

schaftlicher Erfolg noch unsicher ist, 
lässt niemanden jubeln. Der NEU-
LAND-Vorstands-Beschluss, die Mehr-
kosten von 5 bis 6 Euro pro männ-
lichem Ferkel zu je einem Drittel auf 
die Sauenhalter, Mäster und die Ver-
marktungsorganisation umzulegen, 
sorgt zumindest für das Gefühl, als Fer-
kelerzeuger nicht alles alleine schultern 
zu müssen. 

Entwicklungsmöglichkeiten
Vielleicht noch mehr als die Kosten 
schreckt die Bäuerinnen und Bauern die 
Frage der Hygiene. Und auch für Tier-
arzt Walter ist das der schwächste 
Punkt im System. „Es sind mehrere 
kleinere Elemente mit Masken und 
Schläuchen zu reinigen und zu desinfi-
zieren, das ist nicht unproblematisch.“ 
Hinzukommt, dass weder rechtlich 
noch finanziell klar ist, was im Falle 
eines Falles passiert. Bisher konnte auf 
vielen Betrieben draußen kastriert wer-
den, so dass Guido Walter und das Ge-
rät gar nicht in die Ställe mussten, dass 
wird sich zum Winter hin natürlich än-
dern. Und nicht alle Bauern sind so fle-
xibel und begeistert von der Sache wie 
Arno Jostmann, der bereits einen vor-
handenen Raum zur Kastrations-

schleuse umfunktioniert hat. Andere 
wie Gerd Bohm sehen die langfristige 
Perspektive in der Eigenregie und hof-
fen auf die schnelle Weiterentwicklung 
der Geräteproduktion, die diese gün-
stiger und vielleicht noch handlicher 
machen könnte. Daneben müsste dann 
aber auch Isofluran zur Betäubung von 
Schweinen zugelassen werden. Das vor-
anzutreiben steht bei NEULAND ganz 
oben auf der Liste. Dabei bestätigt 
Guido Walter noch einmal die erheb-
lichen Vorzüge, die die Methode gegen-
über allen anderen hat: „Die CO2-Gas-
narkose schädigt die Lungen, gerade so 
kleiner Tiere, bei der Injektionsnarkose 
dauert es Stunden, bis die Tiere wieder 
aufwachen – nicht umsonst nutzt man 
Isofluran in der Humanmedizin.“ Es 
bleibt also noch einiges zu tun, aber ein 
Anfang ist gemacht, Ob dieser vom ein-
zelnen Bauern eher positiv oder negativ 
gesehen wird, hat auch damit zu tun, 
wie leicht oder schwer man Struktur-
veränderungen im eigenen Betrieb zu-
lassen und umsetzen kann und will. 
Aber NEULAND-Bäuerinnen und Bau-
ern sind es gewöhnt, neue Wege zu ge-
hen – einige gehen vielleicht etwas 
schneller als andere.

cs

Nach der Besichtigung des Neuland-Schlachthofs mit Bier und Steak. Foto: Schievelbein



Seitdem die ersten Fälle der Blauzungen-
krankheit im Jahr 2006 in der nieder-

ländischen Provinz Limburg und der Pro-
vinz Lüttich sowie in Belgien gemeldet 
wurden, hat sich die Krankheit rapide aus-
gebreitet. Noch im selben Jahr waren 885 
Tierbestände in Deutschland von dem Vi-
rus infiziert worden. Im darauf folgenden 
Jahr stieg die Zahl sprunghaft auf über 
20.000 Fälle an. Vor allem Schaf- und Zie-
genhalter aus den betroffenen Regionen 
Nordrhein-Westfalens, Rheinland-Pfalz, 
dem Saarland und Hessen forderten die 
schnelle und unbürokratische Zulassung 
eines Impfstoffs aus Angst um ihre wirt-
schaftliche Existenz. Während Rinder und 
Kühe eine Infektion in aller Regel überle-
ben und nur für wenige Tage Krankheits-
symtome zeigen, verläuft die Infektion bei 
Ziegen und Schafen in über 30 Prozent der 
Fälle tödlich. Die Tiere leiden in dieser 
Zeit extrem und verdursten letztendlich, 
da sie aufgrund der Entzündungen nicht 
mehr trinken können. Viele der Überleben-
den zeigen auch nach Abklingen der Sym-
tome nachhaltige Schädigungen. Auf der 
Grundlage der EG-Blauzungenbekämp-
fung-Durchführungs-VO ist die europa-
weite Impfung der Tierbestände geregelt. 
Im Mai diesen Jahres erließ das Bundes-
landwirtschaftsministerium eine Ausnah-
mezulassung für drei Impfstoffe. Die Impf-
stoffe, die ausschließlich inaktive Erreger 
enthalten dürfen, waren erst 2007 von den 
Unternehmen Merial (BTVPUR Alsap 8), 
Fort Dodge (Zulvac 8) und CZ Veterinaria 
(BLUEVAC-8) entwickelt worden. Um alle 
für eine reguläre Zulassung erforderlichen 
Untersuchungen absolvieren zu können, 
hätten die Unternehmen noch mindestens 
ein weiteres Jahr benötigt. 

Ist der Impfstoff wirklich sicher?

Alles gut, könnte man meinen. Vor allem 
vor dem Hintergrund, dass die Zahl der 
Infektionen in diesem Jahr deutlich hinter 
denen des Vergleichszeitraums 2007 zu-
rück blieb. Eine wachsende Zahl von Tier-
besitzern aber ist unzufrieden mit der be-
hördlich verordneten Impfung. Sorge ha-
ben sie vor allem bezüglich des schnell 
zugelassenen  Impfstoffs. Hat das Ministe-
rium da nicht einen bundesweiten Groß-
versuch mit ungewissem Ausgang gestar-
tet? Auf den Beipackzetteln jedenfalls steht 
wenig. Nebenwirkungen seien nicht be-
kannt. Bei dem Impfstoff von Fort Dodge 
steht immerhin, dass die Anwendung bei 
laktierenden oder trächtigen Tieren nicht 
untersucht wurde. 
Dass man bei der bundesweiten Impfak-
tion mit gewissen Unsicherheiten kämpft, 
ist offenbar auch dem Bundesministerium 
bewusst. Die zuständigen Veterinärämter 
der Länder und die Tierseuchenkassen sind 

deshalb angehalten, mögliche Komplikati-
onen, die im Zusammenhang mit der Imp-
fung stehen könnten, schnell an das zu-
ständige Robert-Koch-Institut weiterzulei-
ten, um hier aufgrund der Daten gegebe-
nenfalls reagieren zu können.

Bauern bleiben auf sich allein gestellt
Die Berichte von Bauern und Bäuerinnen 
allerdings zeigen, dass oftmals schon die 
zuständigen Veterinäre vor Ort abwiegeln, 
wenn es in der Folge der Impfung zu Ab-
orten oder dem Ableben des geimpften 
Tiers kommt. Auch die vermehrten Mel-
dungen von steigenden Zellzahlen bei 
Milchkühen und Abschläge der Molke-
reien gehen zu Lasten der 
Bauern. Die Tierseuchen-
kassen (TK) sind im 
Umgang mit Impfschä-
den zurückhaltend. Und 
in der Tat muss die Kasse 
nur zahlen, wenn ein ein-
deutiger Zusammenhang 
zur Impfung hergestellt 
ist. Doch wer soll den 
protokollieren? In jedem 
Fall müsste das Tier zur Ob-
duktion gebracht werden. 
Neben der Fahrzeit bleiben 
auch die Untersuchungskosten 
noch am Landwirt hängen. Schön 
wenn die Tierseuchenkasse dann 
so unbürokratisch reagiert wie vom 
Leiter der TK in Baden-Württem-
berg angekündigt, der bei zeitnahen 
Komplikationen den Schaden auch 
ohne Untersuchung erstatten will.

Unklare Datenlage
Bedenklich ist sicher, dass von offizi-
eller Seite keinerlei belastbares Material 
zu den Nebenwirkungen und Komplika-
tionen zu bekommen ist. Wesentlich besser 
informiert scheinen da die Tierärzte vor 
Ort. Ein hessischer Tierarzt fasst die Impf-
maßnahmen wie folgt zusammen: „Die 
bisher beobachteten Nebenwirkungen hal-
ten sich sehr in Grenzen: Kein Landwirt 
und keine Landwirtin haben sich verletzt, 
einige Tiere haben vorübergehend blau-
zungenähnliche Erscheinungen gezeigt, 
sich aber nach ein paar Tagen wieder er-
holt, ein hochträchtiges Rind hat mögli-
cherweise in Folge der Impfung verworfen, 
eine Hereford-Kuh und ein Yak-Kalb sind 
zeitnah nach der Impfung gestorben. Dies 
ist ärgerlich, allerdings bezogen auf 7.000 
Impfungen weniger als befürchtet und viel-
leicht tolerabel, wenn uns dadurch ein wei-
terer Seuchenzug wie im letzten Jahr er-
spart bleibt, in welchem Zusammenhang 
erheblich mehr Tiere verworfen haben.“ 
mn

Verbindlichkeiten
In der beschlossenen EU-Ökoverordnung steht nun drin, dass nach 
einer Übergangszeit bis 2011 im Ökolandbau Ferkel nur noch 
betäubt kastriert werden dürfen. Auch in den Niederlanden ist nun 
endgültig, so der dortige Fachverband der Schweinehalter, dass ab 
dem Frühjahr 2009 Ferkel nur noch betäubt kastriert werden. Der 
Einzelhandel soll sich nach dem Willen des Verbands an der Finan-
zierung von 3,7 Mio. Euro für die Narkosegeräte beteiligen. 
Betäubt werden wird hauptsächlich mit CO2, diese Narkose kann 
von den Bäuerinnen und Bauern selbst eingesetzt werden. cs

Auf die französische Art
Mit Straßenblockaden, brennenden Reifen und umgestürzten Milchla-
stern protestierten bretonische Milchbauern gegen den ihrer Meinung 
nach zu niedrigen Milchpreis der Großmolkerei Entremont-Alliance. Das 
Unternehmen, das Emmentaler, Butter und Milchpulver produziert, 
hatte den Milchpreis um 3 Cent auf 31 Cent pro Liter angehoben. Zu 
wenig so die Bauern. Sie forderten mindestens 33 Cent, um gestiegene 
Kosten decken zu können. Zwei Wochen verharrten die Bauern aus der 
Bretagne, von wo die Molkerei ca. 70 Prozent ihrer Milch bekommt. 
Dann gab die Molkerei nach und man vereinbarte bis September einen 
Preis von 33 Cent. Für die Zeit danach soll ein System gefunden werden, 

das derartige Preisanpassungen automatisch vor-
nimmt. mn

Jetzt ruinieren pupsende Bio-Kühe 
die  Ökobilanz
Sie ist wieder da, die Debatte um die Klimawir-
kungen der Landwirtschaft. Ausgangspunkt ist dies-
mal die Studie „Klimawirkungen der Landwirtschaft 

in Deutschland“ des Instituts für ökologische Wirt-
schaftsforschung (IÖW) gGmbH und die forsche Ausle-
gung derselben durch die Verbraucherorganisation 
foodwatch. Wohlwissend dass man mit der Schlagzeile 

„Bio ist kein Klimaretter“ als vermeintlich neuer Bei-
trag einer schwelenden Dauerdebatte in der Öffent-

lichkeit landet, geißelt foodwatch-Chef Thilo Bode 
die ökologische Rindfleischerzeugung als die 
größte Klimasünde der deutschen Landwirt-
schaft. Dass die Studie zugibt, die klimarele-
vanten Auswirkungen der Regenwaldabhol-
zung zugunsten eines intensiven Sojaanbaus 
für die Produktion von Kraftfutter nicht in 
die Bilanz für die konventionelle Rindflei-
scherzeugung aufgenommen zu haben, 
erwähnt Bode nicht. Die Problematik ist 
eben nicht so einfach, wie viele der Debat-
tierenden es gerne hätten. Auch der Bau-
ernverband mit seiner reflexartigen Erwi-
derung, eine intensive Tierproduktion und 
Ackernutzung, wie sie bei uns betrieben 

werde, sei wesentlich klimaschonender als 
beispielsweise die extensive Milcherzeugung 
in Neuseeland betreibt populistische 
Schwarzweiß-Malerei. cs

GAU, Müll, Bombe
„Wer Atomstrom zum ‚Ökostrom‘ ver-
niedlicht, ignoriert die drei Megarisiken: 

den GAU (Größter Anzunehmender Unfall), den Müll und die 
Bombe. Ganz zu schweigen von den Gesundheitsrisiken, die auch 
mit dem normalen Betrieb verbunden sind“, sagte Rebecca Harms, 
grüne Europa-Abgeordnete aus dem Wendland. en

Castoren in Sicht
Es ist wieder soweit. Diesen Herbst, wenn es draußen kalt, nass und 
ungemütlich wird, sollen sie wieder fahren: Die Atommülltranspor-
ter. Im November werden sich hoffentlich wieder viele „zukunfts-
feindliche Subjekte“ im Wendland einfinden, um ihre Ablehnung 
kund zu tun. Auch die derzeitige Debatte um das Atomlager Asse 
geben Anlass zum Widerstand. Die bäuerliche Notgemeinschaft 
freut sich über Unterstützung. Noch sind gegen einige der Mit-
glieder Strafverfahren anhängig, doch ruhen wird man wohl trotz-
dem nicht. mn

Foto: pixellio, Jens Goetzke
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Impfung: Segen oder Fluch?
Die flächendeckende Blauzungen-Impfung bleibt umstritten
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möglichkeiten für ihre Märkte gefor-
dert. Dagegen haben sich die USA aus-
gesprochen, denn „sonst wirft das den 
Freihandel um Jahrzehnte zurück“, 
sagt die Chefunterhändlerin der USA, 
Susan Schwab. 

Lokale Märkte nicht gefährden
Wie weit die WTO-Verhandlungen von 
einem Abschluss entfernt sind, be-
schreibt Carin Smaller, WTO-Beo-
bachterin in Genf: „Dieses kleine tech-

12 Schwerpunkt: Welthandel 09-2008

Beim Bowling wäre es fast ein Strike 
gewesen, was die Chefunterhändler 

der Welthandelsorganisation (WTO) 
Ende Juni in ihrem Treffen geschafft 
haben sollen. Von den zehn Pins blieb 
einer stehen. Jedenfalls behauptet ähn-
liches WTO-Chef Pascal Lamy, wenn 
er sagt: In den Verhandlungen um 
Marktzugang für landwirtschaftliche 
und nicht-landwirtschaftliche Produkte 
konnten von „einigen 20 Themen bei 
18 übereinstimmende Positionen erzielt 
werden“. Als ein wesentlicher Streit-
punkt hat sich eine für Entwicklungs-
länder geltende Ausnahmeregelung bei 
der Marktöffnung für Agrarprodukte 
heraus geschält. Mit dem Instrument 
„Spezielle Schutzmechanismen“ sollen 
sie sich vor Importfluten etwa von 
Schweinehälften, Hähnchenteilen und 
Milchprodukten schützen dürfen. Das 
steht fest. Offen sind aber die Krite-
rien. 
Den Entwicklungsländern wurde der 
Vorschlag unterbreitet, dass sie Zölle 
um 15 Prozent anheben dürfen, wenn 
Agrarimporte den Durchschnittswert 
der letzten drei Jahre um mehr als 40 
Prozent überschreiten. Das soll für 2,5 
Prozent aller eingeführten Agrarpro-
dukte gelten. „Diese Regelung schließt 
praktisch aus, dass dieses Instrument 
wirksam angewendet werden kann“, 
kritisiert Tobias Reichert, Handelsex-
perte bei Germanwatch. Das haben 
auch Indien und China, unterstützt von 
mehr als 100 Entwicklungsländern, 
deutlich gemacht und wirksame Schutz-

nische Detail zeigt deutlich die ideolo-
gischen Unterschiede der Mitglieder 
zwischen dem Glauben, dass ein freier 
Markt die Lösung ist und der Überzeu-
gung, dass Schutzmaßnahmen notwen-
dig sind, um lokale Märkte und die ei-
genen Bauern nicht zu gefährden.“ 
Was in dieser Verhandlungsphase zwar 
unter den Tisch gekehrt wurde, aber 

In Deutschland schreiten Exportanstren-
gungen derweil voran. Das Landwirt-
schaftsministerium hat gelobt, dass die 
Agrar- und Ernährungswirtschaft zurzeit 
jeden fünften Euro im Export verdient 
und „bald wird es jeder vierte sein“. So 
steht es in dem Ministeriumsbericht 
„Deutscher Agraraußenhandel 2007“. 
Dafür, heißt es im Bericht weiter, will das 

Welthandel und bäuerliche Märkte
Bäuerinnen und Bauern wollen kostendeckende Erzeugerpreise am Markt erzielen, auch in Zeiten der Globalisierung

ebenfalls noch offen ist, sind die Kon-
ditionen für die Öffnung der Industrie-
märkte. Auch hier befürchten die Ent-
wicklungsländer Importdruck und se-
hen ihre Chancen schwinden, einen ei-
genen Industriezweig zu entwickeln. 
Frankreich hat außerdem angekündigt, 
den vorliegenden Vorschlag nicht zu 
unterzeichnen, weil die Opfer für euro-
päische Bauern zu hoch seien. Denn die 
EU hat sich mit einem höheren Zollsen-
kungssatz einverstanden erklärt. 

Ministerium die „Unternehmen in ihren 
Bemühungen um den Zugang zu neuen 
Exportmärkten“ unterstützen. Das „er-
fordert aktive Marktpflege“ und den Ab-
bau von „ungerechtfertigten Handels-
hemmnissen“. 

CMA kocht in China
Auch die Centrale Marketing-Gesell-
schaft für deutsche Agrarwirtschaft 
(CMA) versucht ihr Glück im Ausland 
und initiiert beispielsweise in China mit 
der Chinesischen Ernährungsgesell-
schaft wissenschaftliche Expertentref-
fen. Unter anderem hat die CMA im 
August drei Kochsendungen über die 
deutsche Küche in Verbindung mit chi-
nesischer Ernährungslehre aufzeichnen 
und in China ausstrahlen lassen. Ver-
mutlich gehören zur deutschen Küche 
auch deutsche Agrarprodukte, jeden-
falls setzt darauf CMA-Aufsichtsrats-
vorsitzender Werner Hilse, der auch als 
Vorsitzender des Landvolks Nie-
dersachsen bekannt ist. Er sagt: „Die 
Kooperation auf wissenschaftlicher 
Ebene werde die bestehende Zusam-
menarbeit zwischen Deutschland und 
China auch auf wirtschaftlicher Ebene 
verstärken und das Image und den Ab-
satz deutscher Agrarprodukte för-
dern.“
Das Bundeslandwirtschaftsministerium 
betont immer wieder in Pressemittei-
lungen, vor allem die Exporte von 
Milchprodukten und Schweinefleisch 
voranbringen zu wollen. Während die 
Molkereien und Schlachtunternehmen 
laut dem Agraraußenhandelsbericht 
des Ministeriums ihre Umsätze mit 
Ausfuhren steigern konnten, müssen 
die Milchbauern und Schweineprodu-
zenten mit kurzen Ausnahmen seit Jah-
ren niedrige und nicht kostendeckende 
Erzeugerpreise aushalten. Und die Aus-
sichten sind nicht sonderlich erfreulich. 
In Neuseeland, größter Exporteur auf 
dem Weltmarkt, sinken Prognosen zu 
Folge die Erzeugerpreise für Milch im 
Wirtschaftsjahr 2009 um 8,6 Prozent 
wieder deutlich unter die 30 Cent 
Marke je Liter. Das Agrarressort in 
Wellington führt unter anderem die 
Quotenerhöhung der Europäischen 
Union zum diesjährigen Milchwirt-
schaftsjahr an, denn diese zusätzliche 
Milchmenge entspricht „knapp 20 Pro-
zent der neuseeländischen Produktion“. 
Bekanntlich hat der neuseeländische 
Milchpreis jahrelang als Leitpreis auf 
dem Weltmarkt fungiert.

Die Unbekannte Weltmarkt
Auch in der Schweinebranche zeichnet 
sich erneut Marktdruck ab, denn die 

Über 60 Organisationen haben das Erntedank-Plakat 2008 unterzeichnet und ein gemeinsames 
Zeichen zum Nachdenken und Handeln gesetzt: Anlass gab der Weltagrarbericht, der eine 
radikale Neuausrichtung der globalen Landwirtschaft als Voraussetzung für den Kampf gegen 
den Hunger fordert. Nur ein fairer Umgang, Handel und eine bäuerliche Produktion können 
bestehende Problemelösen. Bestellen kann man das Erntedankplakat beim AbL-Verlag für 50 
Cent plus Porto.

Hintergründe zur WTO
Die Welthandelsorganisation wurde 
1994 aus dem GATT (Allgemeines Zoll- 
und Handelsabkommen) gegründet und 
nahm 1995 ihre Arbeit in Genf auf. Das 
Ziel der WTO ist der Abbau von Handels-
hemmnissen und somit die Liberalisie-
rung des weltweiten Handels mit Pro-
dukten. Während im GATT der Handel 
mit Gütern geregelt worden ist, sind in 
der WTO zusätzlich auch Dienstlei-
stungen und geistige Eigentumsrechte 
Handelsthemen. Außerdem wurde der 
WTO die Aufgabe übertragen, beste-
hende Handelsabkommen auf ihre Ein-
haltung zu prüfen und bei „Vergehen“ 
Strafzölle aufzuerlegen. Dafür gibt es 
ein so genanntes Streitschlichtungsor-
gan. Dieses Instrument macht die WTO-
Abkommen mächtiger als Abkommen in 
allen anderen internationalen Organisa-
tionen. Bei den Verhandlungen gilt das 
so genannte „Single Undertaking“, auf 
deutsch „Gesamtverpflichtung“. Also 
alle Themen werden zu einem Paket 
geschnürt, das in einem Rutsch verab-
schiedet wird, wenn denn alle Mitglieder 
der WTO geschlossen zustimmen. bet
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ADM schluckt 
Campa
Der US-Rohstoff- und 
Futtermittelkonzern 
Archer-Daniels-Midland 
(ADM) hat den insolven-
ten Campa übernommen, 
den größten Biodiesel-
Hersteller Süddeutsch-
lands. ADM will damit 
seine Führungsposition in 
der Verarbeitung land-
wirtschaftlicher Produkte 
ausbauen, so die Ölsaa-
tenverarbeitung in Mit-
tel- und Osteuropa. 2.000 
Bauern müssen nach Ein-
schätzung des Campa-
Insolvenzverwalters mit 
dem Verlust ihrer Einla-
gen (42% der Campa-
Anteile in Höhe von
11,4 Mio. Euro) rech-
nen. pm

Syngenta-
Actara-Ruhe
Bilder von Kartoffel-
käfern und Blattläusen, 
die tot auf dem Rücken 
liegen – und gleich dane-
ben ein Bild von einem 
gummibestiefelten Kar-
toffelbauern, der eben-
falls auf dem Rücken 
liegt: Diese Werbung des 
Chemie- und Gentechnik-
Konzerns Syngenta für 
sein neues „robustes“ 
Insektizid „Actara“ soll 
uns sagen: „Mit Actara 
ist Ruhe“. Das Reklame-
bild und der Hinweis auf 
„lang anhaltende Wir-
kung“ wecken bei vielen 
Betrachtern allerdings 
ungewollte Assoziatio-
nen an die „ewige 
Ruhe“. Dabei ist der Syn-
genta-Wirkstoff Thiame-
thoxam doch eigentlich 
„nur“ in Giftklasse 5 ein-
geordnet (im aktuellen 
Sicherheitsdatenblatt 
wird die Toxizitäts-
schwelle bei Ratten mit 
5,000 mg je kg angege-
ben). Im Syngenta-Sicher-
heitsdatenblatt des Jah-
res 2006 stand unter 
„Langzeit-Toxizität“ 
allerdings noch etwas 
von „Lebertumoren bei 
Mäusen“ – die aber für 
den Menschen „nicht 
relevant“ seien. Ob das 
den ruhenden Kartoffel-
bauern beruhigt? en

�

EU-Kommission hat die im November 
letzten Jahres eingeführten Exporterstat-
tungen für unverarbeitetes Schweinefleisch 
im August wieder eingestellt. Das beunru-
higt etwa die Schweinewirtschaft in Polen, 
denn dadurch brechen ihnen nach eigenen 
Angaben alle Märkte in der Ukraine und 
in Russland weg. Der Wegfall der Export-
subventionen trifft alle EU-Länder. Es 
bleibt mehr Schweinefleisch in Europa und 
die Frage, wie sich das auf die seit kurzem 
erholten Schweinepreise auswirken wird.   
Die Exportmärkte sind von vielen Fak-
toren abhängig. Am 14. August hat die 
Zentrale Markt und Preisberichtstelle 

Wertvernichtung. Auch bei der Milch liegt 
das Problem nicht darin, die Menge am 
tatsächlichen Bedarf auszurichten. Ein 
Skandal ist, dass über Jahrzehnte von der 
Politik die Produktion um bis zu 20 Pro-
zent über den Bedarf angesetzt worden ist. 
Die Folge dieser Überproduktion ist ein 
wertvernichtender Milchpreis, der bei uns 
jährlich Tausende bäuerliche Milchviehbe-
triebe aus der Produktion gedrängt hat 
und über die Exportsubventionen der EU 
für Molkereiprodukte auch noch 
Existenzen von Bauern und Milchverarbei-
tern in Entwicklungsländern zerstört 
hat.“
Auch die 400 unabhängigen Wissenschaft-
ler des im Frühjahr erschienenen Welt-
agrarberichts äußern sich kritisch gegenü-

ber der alleinigen Ausrichtung der Agrar-
politik auf Exportorientierung und Libera-
lisierung. Sie fürchten „langfristig negative 
Folgen für die Armutsbekämpfung, Ernäh-
rungssicherheit und Umwelt“ und fordern 
international: Es muss über „Regulierungs-
instrumente nachgedacht werden und über 
die Honorierung von Umweltleistungen, 
um das natürliche Ressourcenmanagement 
zu verbessern und zu ökologisieren.“ Ein 
Instrument dafür wäre das AbL-Konzept 
„Qualifizierter Marktzugang“. Es gibt 
viele Ansätze. Aber eins scheint sicher: Erst 
wenn bäuerliche Märkte in der Globalisie-
rung nicht gestört werden, ist ein Strike in 
einem multilateralen Handelsabkommen 
möglich und auch sinnvoll.

Berit Thomsen

Kaffee: eines der ersten, fair gehandelten Produkte, weinigstens teilweise! Foto: pixelio/Hofschläger

WTO: Wer verhandelt für 
 deutsche Bauern?
Es gibt 153 Mitgliedstaaten in der Welthan-
delsorganisation, die jeweils eine Stimme 
haben. Eine davon gehört der EU. Sie wird 
während der Verhandlungen vom Chefun-
terhändler Peter Mandelson vertreten, dem 
EU-Handelskommissar. Er führt die Verhand-
lungen im Rahmen eines Mandats, das vom 
EU-Rat vorgegeben ist. Die EU-Mitglied-
staaten werden in einem Ausschuss des 
europäischen Rates, dem Hundertdreiund-
dreißiger-Ausschuss, über alle WTO-rele-
vanten Themen informiert und konsultiert. 
In Deutschland ist das Wirtschaftsministe-
rium federführend in dem Ausschuss und 
stimmt sich je nach Verhandlungsgebiet mit 
dem Landwirtschafts- und Entwicklungsmi-
nisterium ab. Somit ist auch bei den WTO-
Verhandlungen Bundesminister Horst Seeho-
fer in der Verantwortung, faire Handelsbe-
dingungen einzufordern, die eine bäuer-
liche und existenzsichernde Landwirtschaft 
ermöglichen. bet

(ZMP) verkündet: „Der Export der EU-
Länder von Butter und Butteröl bewegt 
sich weiter auf niedrigem Niveau. Nach 
wie vor ist die Konkurrenzfähigkeit der 
Anbieter aus der Europäischen Union 
durch den schwachen Dollarkurs stark be-
einträchtigt.“ Kurz darauf hat der Deut-
sche Raiffeisenverband die Wiederauf-
nahme der im vergangenen Sommer aus-
gesetzten Exporterstattungen für Milch-
produkte gefordert – vor dem Hintergrund 
der „schwierigen Marktlage“. Damit ist 
auch ein Dumping mit künstlich verbil-
ligten Milchprodukten in Entwicklungs-
ländern vorprogrammiert. 

Bedarfsorientierte Erzeugung 
Der AbL-Bundesvorsitzende Friedrich-
Wilhelm Graefe zu Baringdorf kritisiert 
die Forderung nach Ausfuhrerstattungen: 
„Das ist nicht Marktwirtschaft, sondern 
reine Klientelpolitik für den Teil der Mil-
chindustrie, der sich auf den Export von 
Massenprodukten wie Milchpulver und 
Butter versteift hat.“ Er fordert, die Pro-
duktionsmenge auf den Markt auszurich-
ten. „Ein Autokonzern produziert genauso 
wenig auf Halde wie ein Tageszeitungsver-
lag. Das macht keinen Sinn, sondern wäre 

Anlässlich der gescheiterten WTO-Ver-
handlungen mokierten sich einige 

neo liberale Journalisten darüber, dass der 
indischen Regierung offenbar der Schutz 
ihrer Kleinbauern vor dem Weltmarkt 
wichtiger sei als der Freihandel. Man ver-
steht die indische Position besser durch 
einen Bericht der Financial Times über den 
„Radhakrishna Report“ indischer Wissen-
schaftler, der sich mit der Situation der 
indischen Kleinbauern befasst: Von den 
1,1 Milliarden Indern leben 70 Prozent in 
ländlichen Regionen. Drei Viertel der in-
dischen Bauern wirtschaften auf Kleinst-
stellen, die den Lebensunterhalt kaum ge-
währleisten. Die Zahl der Bauernhöfe hat 
sich innerhalb der letzten 20 Jahre sogar 
verdoppelt, weil die notleidenden Bauern-
familien die Flächen unter ihren Kindern 
aufteilen. Zudem ging die kultivierte Flä-
che in den letzten 20 Jahren um 19 Prozent 
zurück, auch auf den verbliebenen Flächen 
stagniert die Produktivität, die Weizener-
träge sinken sogar. Dies liegt unter ande-
rem an fehlender Düngung und Bewässe-
rung, außerdem daran, dass den Kleinbau-
ern das Geld für Investitionen fehlt. Die 
propagierte Ausrichtung auf „cash crops“ 

wie Baumwolle hat die Lage der Bauern 
weiter verschlimmert, weil man sie da-
durch den subventionierten Dumpingan-
geboten aus den USA aussetzte – ohne 
ausreichende Absicherungen gegen Mis-
sernten und schwankende Weltmarkt-
preise. Den Experten zufolge verdient eine 
Kleinbauern-Familie am Tag lediglich den 
Gegenwert von 18 US-Cent pro Person! 
Viele Bauernfamilien hungern, wandern in 
die ohnehin kollabierenden Mega-Städte 
ab oder müssen sich hoch verschulden. 
Vor den anstehenden Wahlen will die re-
gierende Kongress-Partei die Stimmen der 
Bauern durch einen staatlichen Schulden-
erlass gewinnen. Dieser ist aber nur auf 
kleinste Höfe beschränkt und erfasst vor 
allem nicht die hochverzinsten Schulden 
bei den privaten Geldverleihern. Die 
grundlegenden Probleme, so der Bericht, 
würden dadurch ohnehin nicht gelöst: Da-
für wären außerlandwirtschaftliche Ein-
kommensquellen nötig, zum Beispiel in der 
Verarbeitung von Ölsaaten und Baum-
wolle oder in neu angesiedelten Industrie-
betrieben. Und ausreichende Einkommen, 
die die Erwirtschaftung von Überschüssen 
für Investitionen ermöglichten. pm

Armut oder Abwanderung
Zur Lage der indischen Kleinbauern
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Leitfaden Stick-
stoffdeposition

Beim Bau oder der Erwei-
terung großer Ställe, die 
BundesImmissionsSchutz- 
(BImSch-) -pflichtig sind, 

werden künftig nicht nur 
die gasförmigen Ammo-

niak-Emissionen der Stall-
erweiterung selbst über-
prüft, sondern auch der 

vom gesamten Betrieb 
ausgehende Stickstoff-
eintrag in benachbarte 

Ökosysteme. So sieht es 
der „Leitfaden Stickstoff-
deposition“ vor, der auf 

der europäischen NEC-
Richtlinie beruht, in der 
jedes EU-Mitglied natio-

nale Gesamt-Höchstmen-
gen für Ammoniakemis-

sionen bzw. deren Redu-
zierung festgelegt hat. 

Demnach müsste im 
Umkreis des geplanten 
Stalles nach empfindli-

chen Ökosystemen 
gesucht werden, wozu 

auch schon Baumbe-
stände über einem Ar 

Größe zählen könnten. 
Berücksichtigt werden 

soll dabei außerdem die 
bereits vorhandene Vor-
belastung am Standort, 

z.B. durch andere Ställe. 
Ein Grund mehr für bäu-

erliche Betriebe, Vorbela-
stungen durch benach-
barte Agrarfabriken zu 

verhindern. en

�

Düngemittel im Aktiendepot lassen die 
Rendite sprießen“ – über diese Über-

schrift im Handelsblatt und über die stei-
genden Aktienkurse bei den Düngemittel-
konzernen können sich die Landwirte ab-
solut nicht freuen. Ganz im Gegenteil: 
Gegenüber dem Vorjahr sind Stickstoff-
dünger um 137 Prozent teurer geworden, 
Kali um 186 Prozent und Phosphat sogar 
um 257 Prozent, bei prognostizierten wei-
teren Preissteigerungen. Diese steigenden 
Düngerpreise (mittlerweile über 300 Euro 
je ha) fressen einen großen Teil der gestie-
genen (und jetzt sogar wieder sinkenden) 
Preise für Ackerbauprodukte wieder auf.
Als Ursachen für die steigenden Dünger-
preise nennt der Industrieverband Agrar 
(IVA) in seinem jüngsten Jahresbericht die 
weltweiten Preissteigerungen bei Nah-
rungsmitteln, insbesondere Getreide, die 
wachsende Bioethanolproduktion und die 
damit weltweit steigende Nachfrage nach 
Mineraldüngern. Eine Rolle spielen auch 
die weltweit durch Bodenzerstörung ab-
nehmenden Ackerflächen, die steigenden 
Preise für Erdgas als Grundstoff der Stick-
stoffdüngemittel, die Transport- und Stahl-
preise, die mehrjährigen Verzögerungen 
bei der Erschließung neuer Kaligruben und 
die Prognosen über die Endlichkeit dieser 
Bodenschätze. 

Dünger-Oligopole 
Ein weiterer Grund wird allerdings sel-
tener genannt – die starke Konzentration 
der Düngerproduktion auf wenige Kon-
zerne, die multinational tätig und jeweils 
in mehreren Düngersparten aktiv sind:
Auf dem Stickstoffmarkt übernahm der 

norwegische Marktführer Yara-Konzern 
kürzlich den Branchenzweiten Kemira 
(Finnland) und erweiterte seinen Marktan-
teil allein in Europa auf über 30 Prozent. 
Branchenzweiter ist nun die niederlän-
dische DSM.
Auf dem Phosphatmarkt dominiert die 
amerikanische Mosaic Company (eine ge-
meinsame Firma des Rohstoffkonzerns 
Cargill und IMC Global); daneben agieren 
als stärkere Anbieter nur noch Tetra In-
dustrie (USA) und Shengda Tech (China).
Auf dem oligopolistischen Kali-Markt 
deckt der Weltmarktführer PCS (Potash 
Corporation of Saskatchewan) gemeinsam 
mit den nordamerikanischen Anbietern  
Mosaic und Agrium mittlerweile ein Drit-
tel des Weltmarktes ab, das deutsche Kar-
tellamt untersagte der PCS daher 1997 die 
Übernahme der deutschen K+S (mit 12 
Prozent Weltmarktanteil); weitere Anbie-
ter sind Yara, die US-Firma Intrepid, die 
russischen Firmen Eurochem, Silvinit und 
Uralkali sowie die weißrussische Belarus-
kali.
Auf dem deutschen Markt ist die Konzen-
tration noch nicht ganz so ausgeprägt: 
Yara kommt auf dem deutschen Stickstoff-
markt auf 28 Prozent Marktanteil, die 
SKW Piesteritz auf 17 Prozent, die Fertiva 
auf knapp 12 Prozent, die holländische 
DSM auf 7 Prozent und die österreichische 
AMI auf 5 Prozent; Anbieter aus Osteur-
opa, Venezuela oder Ägypten steigen zeit-
weise ebenfalls mit Harnstoff-Lieferungen 
ein. Bei Kali hat K+S quasi eine Monopol-
stellung auf dem deutschen Markt, aller-
dings unter Kontrolle des Kartellamts. Bei 
Phosphatlieferungen könnte deutschen 
Abnehmern allerdings bald ein Preisdiktat 
der Weltmarktführer drohen.
Im deutschen Düngerhandel gibt es auch 
nur noch die Genossenschaftszentralen 
(Baywa, Agravis, RWZ Rhein-Main, Hage 
Kiel, ZGR Karlsruhe, RWZ Kurhessen-
Thüringen) sowie – nach der jüngsten 
Übernahme der BSL durch die Hage Kiel 
– nur noch zwei private Großhändler (Bei-
selen und die Verkaufsunternehmen des 
privaten Landhandels).

Preisdiktat und Zuteilungen 
Der Marktexperte Gerhard Gold berichtet 
von der Sorge, dass die fortschreitende 
Konzentration „eines Tages“ zu einem 
Preisdiktat oder einer verstärkten Zutei-
lungspraxis führen wird. Schon das Kar-
tellamt hatte 1997 davon gesprochen, dass 
der marktbeherrschende Kali-Hersteller 
PCS über die Drosselung seiner Kapazi-
tätsauslastungen maßgeblich den Welt-
marktpreis beeinflusse. Bei einem Presse-
gespräch gab ein Sprecher des Düngerher-
stellers Fertiva zu, es gebe – trotz leerer 
Läger des Landhandels – noch genug Dün-

ger, „dennoch werde es nur rationierte 
Mengen von der Industrie geben, um kurz-
fristig Preisanpassungen vornehmen zu 
können“. Auch der Ernährungsdienst be-
richtet von „einer Zuteilung von Kali sei-
tens der Industrie“. Dies hindert viele 
Landwirte daran, durch ausreichende 
Früh einkäufe weiteren Preissteigerungen 
zumindest kurzfristig aus dem Wege zu 
gehen.
Die deutschen Bauern reagieren mit ver-
minderter Grunddüngung von Phosphor 
und Kali (trotz gesunkener Versorgungs-
stufen der Böden in den Ackerbauregi-
onen), mit  noch gezielterer Düngung nach 
Entzug und nach Bodenproben, mit di-
rekter Düngung je nach Wachstum der 
Pflanzen oder mit Reihen- und Unterfuß-
düngung. Durch Tiefwurzler können aus-
gewaschene Nährstoffe aus tieferen Bo-
denschichten wieder in die Krume geholt 
werden. Der Rheinische Landwirtschafts-
verband wies die Landwirte kürzlich sogar 
auf die Bedeutung der Nährstoffe in Stroh 
und Festmist und deren Humuswirkung 
hin.
Etliche Betriebe kaufen zudem Klär-
schlamm oder Fleischknochenmehl ver-
stärkt zu, außerdem Hühnertrockenkot, 
vornehmlich aus agrarindustriellen Betrie-
ben in Holland (200.000 Tonnen im letz-
ten Jahr mit durchschnittlich 311 km 
Transport) und in Südoldenburg. Aller-
dings werden diese „organischen“ Dünger 
auch immer knapper und teurer – wegen 
steigender Transportkosten und auch we-
gen des zunehmend lukrativen Einsatzes in 
Biogasanlagen. Zudem hat die Entsorgung 
dieser agrarindustriellen Kot-Überschüsse 
auf dem Acker gravierende Nebenwir-
kungen: neben dem weithin riechbaren 
beißend-ekligen Gestank auch die massive 
Einschleppung von Problem-Unkräutern 
wie der Unkrauthirse.
Die „Zuspitzung der Welternährungssitu-
ation“ geht einher mit neuen Expansions-
plänen der Agrarchemie-Konzerne für eine 
„grüne Revolution“ auch in Afrika.  Dies 
und die Behauptung eines Yara-Sprechers, 
wonach die Hälfte der weltweit produ-
zierten Nahrung mittlerweile mit Hilfe von 
Mineraldünger erfolge, all dies zeichnet 
ein bedrohliches Szenario von der Abhän-
gigkeit der Landwirte und der Hungernden 
von weltweiten Düngerkonzernen. Umso 
mehr sind jetzt ressourcensparende und 
standortangepasste Produktionssysteme 
angesagt.

Eckehard Niemann

„Düngemittel lassen Rendite sprießen“
Preisdiktat, Zuteilung und explodierende Düngerpreise

Der Düngermarkt ist ein Weltmarkt. Den globalen Preisanstieg haben die Bauern welt-
weit zu spüren bekommen. Bild K&S
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In freundlich jovialem Ton meldete sich 
der Bundesverband Deutscher Pflan-

zenzüchter (BDP) jüngst per Post bei den 
Bäuerinnen und Bauern. „Unsere meist 
mittelständischen Pflanzenzüchter in 
Deutschland wollen Sie mit stets verbes-
serten Sorten und hochwertigem Saatgut 
unterstützen.“ Z-Lizenen auf Saatgut trü-
gen dazu bei, damit das auch zukünftig so 
bleiben könne. „Aber auch alle nachbau-
enden Landwirte müssen solidarisch den 
Züchtungsfortschritt mitfinanzieren.“ 
Man habe die Rahmenregelung mit dem 
deutschen Bauernverband nun aufgekün-
digt, da „immer weniger Landwirte das 
System angenommen und sich damit der 
Finanzierung entzogen haben.“ Man ar-

beite aber bereits an einem vereinfachten, 
gerechten, flächendeckenden und transpa-
renten System zur künftigen Erhebung der 
Nachbaugebühren. Leider arbeitet man 
wieder, ohne die Betroffenen mit einzube-
ziehen, Bäuerinnen und Bauern wurden 
jedenfalls von den Pflanzenzüchtern noch 
nicht um ihre Meinung gefragt. Der baye-
rische Bauernverband diskutierte mit Ver-
tretern verschiedener Erzeugerzusammen-
schlüsse darüber, wie man weiter verfah-
ren sollte. Das Ergebnis war eindeutig: 
Man solle erst einmal abwarten, wie sich 
nun die Veranlagung nach dem gesetz-
lichen Verfahren unter Anwendung der 
von der Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugebühren und Nachbaugesetze 

(IGN) erstrittenen Gerichtsurteile aus-
wirkt. Offenbar gibt es da noch weit ver-
breitete Unsicherheiten, wer nun was an 
die Züchter vermelden muss. Nicht gerade 
zur Aufklärung trägt ein vierseitiges Papier 
des deutschen Bauernverbandes bei, das 
den Sachverhalt ziemlich kompliziert dar-
stellt. Dabei ist es eigentlich ganz einfach: 
Nur wenn die Züchter dem Bauern kon-
krete Anhaltspunkte wie den Sortennamen 
vorlegen, muss man zur Verwendung die-
ser Sorte im Betrieb für den in Rede ste-
henden Erhebungszeitraum Auskunft ge-
ben. Pauschale Fragen und Fragebögen 
kann man getrost ignorieren und sich bei 
Fragen immer auch an die IGN wenden. 

cs

Eigentlich einfach
Das Ende der Rahmenregelung in Sachen Nachbaugebühren lässt eine klare Linie übrig

Fehlendes Rechtsbewusstsein für gei-
stiges Eigentum“ habe man bei den 

Bäuerinnen und Bauern immer wieder fest-
stellen müssen, konstatierte die Saatgut-
Treuhandverwaltungs GmbH (STV), die 
neben ihrer Tätigkeit als Nachbaugebüh-
reneinzugszentrale auch noch gegen den 
Schwarzhandel mit landwirtschaftlichen 
Produkten kämpft. Dies soll nun durch 
bestimmte Klarstellungen im allgemeinen 
Gesetz zur Verbesserung der Durchsetzung 
von Rechten des Geistigen Eigentums er-
heblich einfacher werden. Denn das Ge-
setz, was wohl vornehmlich auf Produkt-
piraten in Fernost zielt, lasse nun auch eine 
noch weitreichendere Verfolgung land-
wirtschaftlicher Täter zu. Dass es hier Be-
darf gibt, belegt die STV in einer Presseer-
klärung mit einem Beispiel: Man habe „im 
Zuge bundesweiter Routinekontrollen ei-
nen organisierten Schwarzhandel aufde-
cken können. In einem beispiellosen Fall in 
Hessen habe ein Landwirt ein Lager ange-
mietet und gemeinsam mit weiteren Land-
wirten Erntegut unerlaubt zu Saatzwecken 
gehandelt.“

Beispielloser Fall
Zu dem Fall befragt, hört man aus dem 
Hause der STV, dass noch ein Strafverfah-
ren laufe und man deshalb keine Auskunft 
geben könne. Recherchiert man in Hessen, 
stößt man problemlos auf Details des ver-
meintlich organisierten Verbrechens. 
Schließlich hatte das Ganze angefangen 
mit einer eindeutigen Kleinanzeige im Hes-
senbauer, dem landwirtschaftlichen Wo-
chenblatt. Jemand bot hier ganz offen „1 
bis 100 Tonnen Saatbraugerste, 1. Absaat, 
gebeizt oder ungebeizt an.“ Da war es für 
die STV keine große investigative Meister-
leistung, den offensichtlich Unwissent-
lichen hochzunehmen. Er spricht von einer 

Dummheit seinerseits, die ihn nun teuer zu 
stehen kommt. Tausende Euro Schadener-
satz für die ihnen zu entgehen drohenden 
Lizenzgebühren der maximal angebotenen 
100 Tonnen (der Bauer hat außer der ei-
nen Tonne an den STV-Testkäufer nichts 
von seiner wegen zu viel Rohprotein nicht 
konsumfähigen Gerste verkauft) musste er 

schon abdrücken. Bei Nachzahlung von 
Nachbaugebühren für vier oder fünf  Ve-
getationsperioden, wurde ihm von einem 
freundlichen STV-Mitarbeiter in Aussicht 
gestellt, würde man sich kulant zeigen, 
wenn er bereit wäre, denjenigen zu benen-
nen, der ihm die Aufbereitungsanlage zur 
Verfügung gestellt habe. Als er sich wei-

Organisiertes Gruseln
STV im Kampf gegen den Schwarzhandel mit Saatgut

gerte, andere mit in die Sache reinzuziehen, 
konnte ihm die STV finanziell auch nicht 
entgegenkommen. Im Gegenteil, sie 
strengte ein Klageverfahren gegen ihn an, 
weil er auch noch mit Komplizen Weizen 
gehandelt haben soll. DenWeizenhandel 
wie auch gemeinschaftliches Handeln strei-
tet der Beschuldigte ab. Die STV dagegen 

stellt in ihrer Pressemitteilung den Vor-
wurf schon als Tatsache dar. Wie das Ver-
fahren ausgeht ist noch offen, klar ist aber, 
dass die STV auch in Zukunft mit aller 
Härte gegen das, wie sie es nennt,  „man-
gelnde Rechtsbewusstsein“ unter Bäue-
rinnen und Bauern vorgehen will. 

cs

Saatguthandel im Dunkeln Foto: Archiv

�
Alte, neue Sorten
Ende Juni verabschiedete 
die EU die sogenannte 
Erhaltungssortenrichtli-
nie, mit der es zukünftig 
möglich sein soll, alte, 
nicht oder nicht mehr 
zugelassene Sorten mit-
tels eines vereinfachten 
Verfahrens (wieder) 
zulassen zu können. 
Damit würde es dann 
offiziell möglich, diese 
Sorten auch als Saat- und 
Pflanzgut zu handeln. 
Nun muss die relativ 
unscharf gefasste EU-
Direktive zügig in natio-
nales Recht umgesetzt 
werden. Dabei hat es 
dann das Bundesland-
wirtschaftsministerium in 
der Hand, ein Werk aus-
zuarbeiten, was praxis-
tauglich ist oder auch 
nicht. Ob sich die Richtli-
nie auch als Lösung für 
den Streit um die Kartof-
felsorte Linda nutzen 
lässt, hängt ebenfalls 
davon ab, wie der Vor-
schlag aus Berlin aus-
sieht. Entscheidend wird 
unter anderem sein, wie 
restriktiv mit den in der 
EU-Vorlage vorgesehe-
nen Beschränkungen auf 
bestimmte Regionen und 
Mengen umgegangen 
wird. Beschneidet das 
Gesetz den Marktzugang 
alter Sorten, wird es den 
Ansprüchen der Bäuerin-
nen und Bauern nicht 
gerecht. cs
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Landkreis Miesbach „agro-gentechnikfrei“
Im oberbayerischen Irschenberg haben Anfang August Vertreter 
von 17 Verbänden und Vereinen den „Agro-Gentechnikfreien Land-
kreis Miesbach“ ausgerufen. Mit dabei sind die Kreisteams bzw. 
Kreisverbände sowohl des Bundesverband Deutscher Milchviehhal-
ter (BDM) als auch des Bayerischen Bauernverband (BBV), des Bund 
Naturschutz (BUND) wie des Landesbund für Vogelschutz, der Bio-
verbände wie des Verbands Landwirtschaftlicher Fachbildung; fer-
ner der Maschinen- und Betriebshilfsring, der Almwirtschaftliche 
Verein, der Kreiskatholikenrat, die Naturkäserei Tegernsee, Bienen-
züchter und andere. Mit ihrer gemeinsamen Initiative haben sie 
sich der Interessengemeinschaft Zivilcourage Rosenheim angeschlos-
sen, die einen gentechnikfreien Gürtel entlang des Alpenrandes 
vorantreibt. pm

Round-up-resistente Unkräuter
Über einsetzende Resistenzen von Unkräutern in den USA gegen-
über dem Totalherbizid Glyphosat (Monsantos „Round-up“) berich-
tet der Agrarberater Stephan Deike im Artikel Direktsaat plus Gen-
technik in der Juli-Ausgabe der DLG-Mitteilungen: Sie bestünden 
vor allem beim sogenannten „pig weed“, einer Amaranth-Art, die 
auch als „Water hemp“ bezeichnet werde, außerdem beim „Velvet-
leaf“ (Abutilon theophrasis). en

Durchwuchs-Mais als Gentechnik-Problem
Durchwuchs-Maispflanzen, die aus den bei der Ernte ausgefallenen 
Maiskörnern stammen und nach dem Winter in den Folgekulturen 
durchwachsen, werden nach einem Artikel der Agrarzeitung Iowa 
Farmer zu einem  immer größeren Problem in der US-Landwirt-
schaft, besonders nach Jahren mit starkem Wind in der Ernteperi-
ode. Nach Einschätzung von Mike Owen, Pflanzenschutzspezialist 
der Iowa State University, verschärfen sich diese Schwierigkeiten 
durch den zunehmenden Anbau von biotechnologisch erzeugten 
Maishybriden und die damit verbundene Resistenz der Maispflan-
zen gegen das Totalherbizid Round-up-Ready. Diese Round-up-
Ready-Resistenz verbreitet sich auch durch den unkontrollierbaren 
Pollen-Zuflug von Nachbarfeldern. Quelle: Iowa Farmer 

Sinkende Erträge durch Gentech-Soja 
Laut einer aktuellen dreijährigen Studie der Universität von Kansas 
bringt Gentech-Soja gegenüber konventionellem Soja-Saatgut zehn 
Prozent weniger Ertrag. Die gentechnisch veränderten Sojapflanzen 
waren nicht mehr in der Lage, bestimmte wichtige Elemente wie 
beispielsweise Mangan aus der Erde aufzunehmen. Die Studie 
bestätigt damit frühere Erkenntnisse der University of Nebraska, die 
herausfand, dass andere Gentech-Sojabohnen von Monsanto 
gegenüber natürlicher Soja sogar bis zu elf Prozent weniger Ertrag 
bringen. In einer ersten Reaktion gab  Monsanto an, zwar über-
rascht über das Ausmaß der Ertragseineinbußen zu sein, nicht 
jedoch über die prinzipielle Tatsache geringerer Erträge. pm

Pillnitzer Erklärung in der Weinbergskirche
Zum Ende der Fachtagung „Biofruit ohne Gentech“ hatten sich die 
Teilnehmer eindeutig zum Thema Gentechnikt im ‚Obstbau festge-
legt. In der abschließenden Erklärung fordern sie den Verzicht auf 
gentechnische Methoden im Obstbau und die Einstellung aller Frei-
landversuche, sowei einen generellen Verzicht auf die Gentechnik 
in der Landwirtschaft. Vielmehr seien herkömmliche Zuchtmetho-
den zu fördern. Die komplette Erklärung unter: www.sachsen-gen-
technikfrei.de/biofruit, Kontakt: Kornelie Blumenschein
Tel.: 0351-40 123 89 mn

Bayern könnte schon gentechnikfrei sein
„Das Land muss die Möglichkeit haben, über den Anbau gentechnisch 
veränderter Pflanzen zu entscheiden“, sagte Bayerns Regierungschef 
Günther Beckstein. Diesen Vorstoß begrüßte der AbL-Vorsitzende 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf: „Wir freuen uns, dass Mini-
sterpräsident Beckstein die Agro-Gentechnik aus Bayern am liebsten 
verbannen würde.“ Beckstein sollte sich aber nicht hinter der Europä-
ischen Union verstecken und so tun, als seien ihm die Hände gebun-
den. Das EU-Recht gebe ihm längst die Möglichkeit, alles Notwendige 
zum Schutz der Bauern zu unternehmen. Neben einigen österrei-
chischen Bundesländern, die es bereits vormachen, gibt es auch in 
Frankreich eine entsprechende Debatte. cs
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Es sollte nicht nur die Einführung der 
Gentechnik durch die Hintertür, son-

dern auch noch per Rechtsbruch werden, 
die der Deutsche Bauernverband im Schul-
terschluss mit der Futtermittelindustrie da 
forderte. Schon vor Monaten wurde von 
ihnen das Horrorszenario verhungernder 
Tiere in europäischen Ställen entworfen, 
wenn nicht die EU endlich Verunreini-
gungen mit in Europa nicht zugelassenen 
gentechnisch veränderten Organismen 
(GVO) in Eiweißfuttermitteln toleriert. 
Aus der Kombination eines langwierigen 
EU-Zulassungsverfahren für neue Gentech-
Pflanzen, die in Übersee angeblich längst 
großflächig angebaut werden, und dem 
starren Festhalten an einer Nulltoleranz 
von Verunreinigungen von Futtermittel-
partien mit eben jenen GVO der sogenann-
ten zweiten Generation, konstruieren Bau-
ernverband und Futtermittelindustrie 
Wettbewerbsnachteile für europäische 
Tierhalter aufgrund hoher Futterkosten 
und darbende Schweine, weil Schiffe, viele 
unnötige Kosten produzierend wieder um-
drehen müssten. Zum Glück ließ sich das 

Bundeslandwirtschaftsministerium bislang 
nicht von solchen Plattheiten einlullen und 
hält an seiner Haltung, einer Nulltoleranz 
ohne Wenn und Aber, fest, schließlich 
könnte diese auch nur mit einer EU-Ge-
setzesänderung fallen. Dem bislang theo-
retischen Problem abzuweisender Schiffe 
soll durch verbesserte Tests bereits vor ih-
rem Auslaufen aus den amerikanischen 
Häfen vorgebeugt werden. Auch auf EU-
Ebene hat man die Diskussion um die 
Nulltoleranz mindestens erst einmal ver-
tagt und will sich verstärkt der GVO-Zu-
lassung widmen. Ob hier wirklich die von 
den Interessensvertretern skizzierte Dra-
matik zur Eile gebietet, sei sehr dahinge-
stellt. Schließlich kann man davon ausge-
hen, dass die vom Export nach Europa 
abhängigen Länder Südamerikas in ihren 
Anbauplanungen natürlich darauf achten, 
was hier verkäuflich ist und was nicht. 
Und warum die Futtermittelkosten auch 
für die auf Gentechnik setzenden US-ame-
rikanischen Tierhalter derzeit hoch sind, 
erklärt das Szenario des Bauernverbandes 
ebenfalls nicht. cs

Arme Schweine, falsche Schiffe
Die Nulltoleranz sollte weichen, um der Gentechnik nach Europa zu helfen

 Foto: Nürnberger

Anlässlich der Maisblüte in diesem Som-
mer zogen drei Imker mit ihren  Bienen-

völkern ins Asyl der Bayerischen Landes-
hauptstadt. Die Bienen standen ursprünglich 
in der Umgebung von Kaisheim. Dort aller-
dings wird auf einem Versuchsgut des Frei-
staates Genmais angebaut. Schon im ver-
gangenen Jahr wehrten sich die Imker gegen 
die Freisetzung der gentechnisch veränderten 
Maispflanzen, da die Bienen während der 
Maisblüte den gentechnisch veränderten Pol-
len sammeln und damit der Honig unverkäuf-
lich wird. Der höchstrichterlich entschiedene 
Streitfall brachte den Betroffenen aber keine 
Hilfe. Vielmehr erging man sich in der Urteils-
begründung in praxisfernen Interpretationen 
der Kennzeichnungsverordnung. Demnach 
sei Pollen kein lebensfähiger Organismus und 
habe deshalb keinen Einfluss auf die Produkt-
qualität. Gerade dies jedoch sehen die Imker 
anders und werden von ihren Kunden bestä-
tigt, die keinerlei Gentechnik im Honig wol-
len.

Ganz anders gelagert ist die Ursache des Bie-
nensterbens im Oberrheingraben. Um dem 
Maiswurzelbohrer entgegenzutreten, hatte 
man das Maissaatgut mit dem Wirkstoff 
Clothianidin inkrustiert. Der Abrieb des Gif-
tes wurde allerdings von den Bienen gesam-
melt und in die Stöcke eingetragen. Ein mas-
senhaftes Bienensterben war die Folge. Ins-
gesamt sind ca 11.000 Bienenvölker einge-
gangen. Die Entschädigung, die das Unter-
nehmen Bayer Crop Science den Imkern 
anbot, beläuft sich auf 2 Mio. € und damit 
ca 180 € pro Bienenvolk. Die Verteilung der 
Entschädigung soll durch das Landesmini-
sterium abgewickelt werden. Die Imker kri-
tisieren, dass sich der Minister schützend vor 
den Chemieriesen stellt. Gleichzeitig sei die 
Entschädigung für Berufsimker viel zu ge-
ring. In vergleichbaren Fällen seien Zahlun-
gen von 500 € / Volk erfolgt. Dies entspräche 
zumindest annähernd dem Schaden, da ne-
ben den Bienen auch die gesamte Honigernte 
verloren sei. mn

Bienen sterben, Honig verunreinigt
Imker in Süddeutschland von Pestiziden und Gentechnik bedroht
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Das patentierte Schwein
Interview mit dem Patentexperten Dr. Christoph Then

Das europäische Patentamt hat ein Pa-
tent auf Schweine erteilt. Was genau 
wurde patentiert?
Patentiert wurde ein Verfahren zur 
Zucht von Schweinen mit verbesserter 
Mastleistung.

Der ursprüngliche Patentantrag von 
Monsanto ging deutlich über dieses 
Ziel hinaus?
Vom Wortlaut her ging der ursprüng-
liche Antrag deutlich weiter. So sollte 
ursprünglich eine ganze Schweineherde 
patentiert werden. Allerdings bezweifle 
ich, dass durch die Änderung des Wort-
lautes auch die Reichweite und die 
rechtliche Wirksamkeit des Patentes 
eingeschränkt wurde.

Wie kommen Sie zu dieser Ein-
schätzung?
In Europa gilt im Patentrecht: 
Wenn ein Verfahren patentiert 
wird, dann gilt auch das mit die-
sem Verfahren hergestellte Pro-
dukt als patentiert. Normaler-
weise wäre also nur das Schwein 
patentiert, welches ein unmittel-
bares Resultat dieses Zuchtver-
fahrens ist. Schon dieses Prinzip 
ist kritisch zu sehen. In Europa 
hat die europäische Union für den 
Bereich der Biotechnologie aber 
1998 eine spezielle Richtlinie zum 
rechtlichen Schutz biotechnolo-
gischer Erfindungen (98/44) ver-
abschiedet. In Artikel 8 (2) dieser 
Richtlinie wird gesagt, dass wenn 
auch nur ein Verfahren patentiert 
wird, alle nachfolgenden Genera-
tionen, alles Material, das zur 
Vermehrung aus diesem patentierten 
Material gewonnen wird, patentiert 
ist.

Welche Konsequenz hat das für die 
Schweine?
Das heißt, dass es reicht, in Europa ein 
Verfahren zur Erzeugung von Schwei-
nen zu patentieren, um alle nachfol-
genden Generationen dieser Schweine 
beanspruchen zu können. Wenn ein 
Bauer derartige Schweine oder deren 
Nachkommen hat, muss er damit rech-
nen, dass der Patentinhaber Lizenzge-
bühren von ihm verlangt.

Inzwischen ist das Patent weiterver-
kauft worden. Monsanto behauptet, 
sich voll auf die Züchtung gentech-
nisch veränderter Pflanzen konzentrie-
ren zu wollen. Hat das Unternehmen 
das Patent wirklich abgegeben?
Newsham Choice Genetics hat das Pa-
tent von Monsanto übernommen. Al-

lerdings besteht nach Angaben von 
Newsham Choice Genetics ein Vertrag 
über eine enge Zusammenarbeit mit 
Monsanto für die kommenden drei 
Jahre.

Patentiert wurde das Gen für den 
Leptinrezeptor, dem eine maßgebliche 
Aufgabe bei der Steuerung des Fress-
verhaltens zugesprochen wird. Bei wel-
chen Schweinerassen kommt dieser 
Rezeptor vor?
Der Leptinrezeptor kommt bei allen 
Schweinerassen vor. Es gibt zusätzlich 
einen längeren Genabschnitt, auf dem 
es an einer Stelle zu Variationen 
kommt, genauer gesagt hat man zwei 
Variationen beobachtet. Und von die-

sen beiden Variationen, sowohl in ihrer 
reinerbigen als auch in ihrer mischer-
bigen Form, verspricht sich der Patent-
inhaber eine verbesserte Mastleistung.

Das Patent legt sich also nicht auf eine 
Variante fest?
Das Gen für den Rezeptor kommt bei al-
len Schweinen vor. Die Patentschrift be-
schreibt nicht, welche der beiden Varian-
ten die bessere ist. Damit können alle 
Schweine von diesem Patent betroffen 
sein. Voraussetzung ist eigentlich nur, dass 
bei der Züchtung das Gen für den Leptin-
Rezeptor untersucht wurde. Ausgenom-
men sind Schweine, die ausschließlich ge-
mästet werden. Es ist aber anzunehmen, 
dass der Mäster schon mit dem Kaufpreis 
einen Aufschlag bezahlen muss. 

In wie weit fallen Schweine schon jetzt 
unter das Patent?
Bisher sind die Schweine von dem Pa-
tent noch nicht betroffen. Als Besitzer 

des Patents muss man glaubhaft ma-
chen, dass man nach diesem Modell 
gezüchtet hat. Man muss eine erste Ge-
neration von Schweinen haben, von 
denen man sagen kann: Das sind paten-
tierte Schweine. Und deren Nachkom-
men sind dann ebenfalls patentiert.

Welche Konsequenzen können daraus 
für den Schweinehalter erwachsen?
Als Unternehmen könnte man sich jetzt 
eine besonders gefragte Rasse aussu-
chen. Diese untersucht man auf das 
Leptin-Gen. Die so untersuchten 
Schweine können dann unter das Pa-
tent fallen. Damit ist es möglich, das 
Patent auf alle Rassen anzuwenden, die 
besonders interessant sind und die ein 

Unternehmen monopolisieren 
möchte.

Die patentierten Schweine unter-
scheiden sich in ihrem Erbgut 
dann aber nicht zwingend von 
nicht patentierten?
Die Erfindung muss in dem Sinne 
gar nicht umgesetzt werden, son-
dern man deklariert die Schweine 
einfach um: als patentiert. Das 
wird mit diesem Patent möglich, 
da niemand in den nachfolgenden 
Generationen die Schweine, die so 
gezüchtet wurden, von den ande-
ren unterscheiden kann. Das Pa-
tent kann einfach immer greifen, 
wenn jemand behauptet, er habe 
Schweine bei der Zucht auf den 
Leptin-Rezeptor hin untersucht.

In einigen Jahren könnte es also 
sein, dass man eine Durchmi-

schung hat und niemand mehr nach-
vollziehen kann, welche Schweine von 
dem Patent betroffen sind?
Man könnte dann nur noch über die 
Herkunft der Schweine feststellen, ob 
beispielsweise künstliche Besamung 
zum Einsatz kam und damit die paten-
tierten Schweine im Stammbaum vor-
handen sind.

Wie kann man als Landwirt nachwei-
sen, dass man die Patentrechte nicht 
genutzt hat?
Die Nachweispflicht über die Verlet-
zung des Patentschutzes liegt bei dem 
Unternehmen. Es ist aber leicht, sich 
vorzustellen, wie Streitigkeiten zwi-
schen einzelnen Landwirten und einem 
Unternehmen mit eigenen Patentanwäl-
ten ausgehen werden.

Welche Auswirkungen hat ein derar-
tiges Patent auf die Unabhängigkeit der 
landwirtschaftlichen Tierproduktion?

Wenn es nur ein solches Patent gäbe, 
könnte man dieses vermutlich meiden. 
Aber das Problem ist, dass das Verbot 
der Patentierung von normalen Zucht-
verfahren systematisch umgangen wird. 
Neben diesem sind bereits etliche erteilt 
und viele weitere angemeldet. Der Pa-
tentinhaber ist letztendlich derjenige, 
der die Produktionskette kontrollieren 
kann. Egal ob Pflanzen- oder Tierzucht, 
die Patente reichen bis zur Verarbei-
tung. Da entsteht eine neue, große Ab-
hängigkeit für die landwirtschaftliche 
Produktion. Beim Saatgut zum Beispiel 
von der Aussaat bis hin zum Nahrungs-
bereich. Ähnliches gilt jetzt auch für 
Schweine.

Gibt es ein derartiges Phänomen z. B. 
beim Sortenschutz nicht jetzt schon, 
ganz ohne Patente?
Es gibt Ähnlichkeiten. Allerdings regelt 
der Sortenschutz nur den Verkauf von 
Saatgut. Ein Patent reicht theoretisch 
weiter. Ein Patentinhaber kann auch 
bestimmen, unter welchen Bedingungen 
die Ernte zu verkaufen ist. Ein Patent 
bezieht sich nicht nur auf den Verkauf 
eines Produkts, sondern kann über Li-
zenzverträge und spezielle Formulie-
rungen im Patent andere Stufen in der 
Nahrungsmittelproduktion mit beein-
flussen. Das Patent bestimmt auch den 
Anbau und die Verarbeitung. Bei Raps 
beispielsweise könnten das Salatöl und 
die Verarbeitung zu Biodiesel ebenfalls 
durch das Patent geregelt werden. Pa-
tente gehen durch die ganze Produkti-
onskette. Von daher reicht ihre Wir-
kung viel weiter als die des Sorten-
schutzes.

Welche Möglichkeiten gibt es, gegen 
das Patent vorzugehen?
Durch einen Einspruch, wie Green-
peace ihn angekündigt hat, kann das 
„Patent auf die arme Sau“ möglicher-
weise noch gekippt werden. Entschei-
dend ist aber, dass die rechtliche 
Grundlage im Patentgesetz geändert 
wird und derartige Entwicklungen gar 
nicht mehr möglich sind. Hier sind die 
deutschen und europäischen Gesetzge-
ber gefordert.

Vielen Dank für das Interview

Dr. Christoph Then ist Patentexperte 
und berät unter anderem Greenpeace. 

(www.scouting-biotechnology.net)

Christopf Then
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Ein Selbsthelfer und Widerständler
Walter Traube nimmt die Dinge selbst in die Hand, ob auf seinem Hof oder im Kampf gegen Atommüll

Als Kind baute er mal ein Luftkis-
senfahrzeug aus einem alten Bett-

gestell, Lkw-Planen und einem Rasen-
mähermotor. „Natürlich wusste mein 
Vater schon vorher, dass es nicht funk-
tioniert, aber er hat mich ermuntert 
und machen lassen“, sagt Walter 
Traube und mutmaßt, dass dort der 
Grundstein für seine Bau-, Bastel- und 
Schrauberleidenschaft gelegt wurde. 
Deshalb ist der 46 Jahre alte Bauer aus 
dem niedersächsischen Salzgitter-Ble-
ckenstedt derjenige auf seinem Hof, der 
Hand anlegt, wenn die Maschinen nicht 
laufen, wenn etwas zu reparieren oder 
zu organisieren ist. Das Treckerfahren 
überlässt er zu einem großen Teil sei-
nem Mitarbeiter und dem Auszubilden-
den. Traube ist ein Selbstmacher, dem 
es wichtig ist, für den 180-Hektar-
Ackerbaubetrieb Maschinen für alle 
Arbeiten – vom Zuckerrübenroden ein-
mal abgesehen – zu haben, das Ge-
treide, Winterweizen und Wintergerste, 
selbst einzulagern und bei Bedarf auch 
aufbereiten zu können. Am liebsten 
würde er aus dem von ihm auch ange-
bauten Raps selbst Öl pressen, um da-
mit seine Trecker zu betanken, aber 
noch fürchtet er Probleme bei der Mo-
torentechnik. Dafür heizt er Haus und 
Hof mit einer – natürlich selbst einge-
bauten Hackschnitzelheizung – deren 
„Futter“ mindestens zum Teil aus dem 
eigenen 1,5 Hektar großen Wald 
kommt.

Wind, Sonne, Holz
Der Strom für den klassisch angeord-
neten, großen, geschlossenen Vierseithof 
kommt – indirekt – von einem Windrad 
und einer 65-kW-Fotovoltaikanlage auf 
der riesigen Scheunendachfläche. Die 
Solarpanels sind gerade erst wieder an-
gebracht, nachdem ein verheerendes 
Feuer mitten in der vergangenen Getre-
ideernte einen Großteil des Dachstuhls 
zerstört hatte. Der Wiederaufbau ist fast 
fertig und – wie könnte es anders sein 
– größtenteils selbst gemacht. Denn 
auch Bauen ist für Walter Traube eine 
Selbstverständlichkeit. Nachdem er den 
Hof 1989 von seinen Eltern übernom-
men hatte, seine vier Schwestern abfin-
den und Altenteil aufbringen musste, 
besserte er die Kasse über das Ausbauen 
und Vermieten alter Häuser auf. Das ist 
allerdings Geschichte, und wenn die 
letzten Spuren des Brandes nun beseitigt 
und das neue Getreidelager in der 
Scheune fertig ist, hat sich Walter 
Traube vorgenommen, wieder etwas 
weniger zu arbeiten und mehr für die 
Familie da zu sein. Schließlich ist das 
jüngste Kind von ihm und seiner Frau 

gerade drei Monate alt und hat – wie er 
– noch vier Geschwister. Auch Urlaube 
erfordern da logistische Spitzenlei-
stungen, aber den Traubes ist es sehr 
wichtig, sie zu machen. „Wenigstens 
mal eine Woche an die See im Sommer“, 
sagt der Bauer, „wenn ich weg bin, bin 
ich aber auch weg.“ Zu Hause ist 
schließlich immer etwas los. Walter 
Traube ist ein kommunikativer, dyna-
mischer Mensch, nicht zuletzt deshalb 
hat er schon rund 20 Auszubildende im 
Betrieb gehabt. Er stellt den reibungs-
losen Betrieb des nahen Windparks si-
cher, in der auch die Anlage steht, an 
der er beteiligt ist. Im Herbst organisiert 
er den Abtransport seiner 35 Hektar 
Zuckerrüben und die einer Lieferge-
meinschaft per LKW. 
Fast könnte man meinen, all das reiche 
als Beschäftigung für einen einzelnen 

Bewegung nie so groß und medienprä-
sent wie rund um das wendländische 
Gorleben, aber man schaffte es den-
noch zu verhindern, dass bereits erster 
Atomabfall im Berg liegt. Verzögerung 
brachte die Klage, die Traube stellver-
tretend für 289.000 Einwender vor 
dem Oberverwaltungsgericht in Lüne-
burg einreichte. Sie wurde schließlich 
2007 abgewiesen, noch läuft ein Ver-
fahren vor dem Bundesverfassungsge-
richt. Traube ist optimistisch, das Blatt 
noch zu wenden. Zumal die aktuellen 
Geschehnisse im nur 20 km entfernten 
ehemaligen Salzstock Asse den Kriti-
kern, die sagen, man könne bei der 
Atomkraft nie sicher sein, recht geben. 
Dort wurden anders als im Schacht 
Konrad bereits in den 70er Jahren 
schwach- und mittelradioaktive Abfälle 
zu Forschungszwecken eingelagert. Ob-

Der Betrieb von Walter Traube, 180 ha rund um den Schacht Konrad. Foto: Schievelbein

Menschen. Traube hat trotzdem noch 
ein ganz anderes Betätigungsfeld. Steht 
man an seinem Hoftor, hat man dessen 
Symbol direkt vor Augen – der Förder-
turm des ehemaligen Erzbergwerkes 
Schacht Konrad. Schon über 30 Jahre 
ist es her, dass hier kein Erz mehr hoch-
geholt und stattdessen damit begonnen 
wurde, das Bergwerk in ein Endlager 
für schwach- und mittelradioaktiven 
Atommüll umzubauen. Walter Traube 
hat nicht nur den Hof auf den Erzstol-
len von seinen Eltern übernommen, 
sondern auch den Widerstand gegen 
die strahlende Müllkippe. „Meine El-
tern haben sich schon damals im Kir-
chenvorstand dagegen ausgesprochen“, 
und waren damit Mitbegründer der 
Widerstandsbewegung rund um 
Schacht Konrad. Zwar wurde hier die 

wohl Experten erklärt hatten, dass man 
die Fässer dort im Salz sicher und tro-
cken verbuddeln könne, stellte man sie 
zum Teil in vorhandene feuchte Stollen 
und es trat in anderen Kammern schon 
wenige Jahre später Lauge durch das in 
Bewegung geratene Deckgestein. Nun 
wabert radioaktiv verseuchte und (noch) 
nicht verseuchte Lauge durch verschie-
dene Stollen. Man begann zu pumpen, 
Schutzwälle zu bauen und vor allem 
aber zu vertuschen. „Mein Vertrauen in 
die Politik und die Wissenschaft ist weg, 
es wurde nie mit offenen Karten gespielt 
und die Tatsachen immer nur Stück für 
Stück preisgegeben, wenn man nicht 
mehr anders konnte“, kritisiert Traube 
und spricht damit aus, was viele hier 
denken. „Asse sollte 1.000 Jahre dicht 
sein und hat nicht mal 30 gehalten“, das 

brächte nun auch Leute zum Nachden-
ken, die bislang glaubten, was ihnen die 
Wissenschaftler erzählt haben. Der 
Atomlobby kommen die Vorkommnisse 
in Asse höchst ungelegen, erlebte die 
Atomkraft aus Klimaschutzgründen 
doch gerade so etwas wie eine kleine 
Debatten-Renaissance. Außerdem ist 
auch Gorleben – potentielles Endlager 
für den hochradioaktiven Abfall aus den 
Kernkraftwerken – ein Salzstock, dessen 
Deckgestein Experten nicht mehr Stabi-
lität vorhersagen als Asse. An Gorleben 
als Endlager festzuhalten und keine Al-
ternativen zu suchen, wird immer mehr 
zu einer politischen, denn zu einer wis-
senschaftlich korrekten Entscheidung. 
Nachweisliche Lügen der Betreiber von 
Asse stärken zudem nicht gerade das 
Vertrauen in die Wissenschaft. Deshalb 
werden auch für Schacht Konrad die 
Fragezeichen nicht kleiner, sondern grö-
ßer. „Wir fürchten hier die Abluft, die 
von da unten hochgeleitet werden soll, 
wenn der Atommüll drinsteht“, erklärt 
Traube, „wer sagt denn, dass die Grenz-
werte, die heute als sicher gelten, in ein 
paar Jahren nicht schon überholt und 
dann unsere Böden verseucht sind?“ Die 
Hauptwindrichtung würde die Lüfte aus 
der Atommüllhalde auch ins nahe 
Braunschweig tragen. Traube fürchtet 
sie nicht nur aus gesundheitlichen Grün-
den, sondern auch aus landwirtschaft-
lich-existenziellen. Er hat einen zu-
kunftsfähigen Betrieb aufgebaut, den er 
irgendwann gern an seine Kinder weiter-
geben möchte, so sie denn Spaß an 
Landwirtschaft haben. Was, wenn dann 
der Boden radioaktiv verseucht und die 
aufgewachsenen Erzeugnisse unverkäuf-
lich sind?

Alles sicher
Das Oberverwaltungsgericht ließ diese 
Argumente nicht gelten, es sei alles si-
cher neben Schacht Konrad. Das war 
noch vor Asse, wo ja auch alles sicher 
war. „Von den Wissenschaftlern will es 
auch keiner im Keller haben“, sagt Wal-
ter Traube und guckt zum Hoftor raus. 
Der filigrane Förderturm sieht aus wie 
ein hübsches Industriedenkmal aus ver-
gangenen Zeiten. Traube wird weiter 
dafür kämpfen, dass es das bleibt – und 
nicht ein Mahnmal einer Atomvergan-
genheit, die noch seine Enkel und Uren-
kel einholt. 
Übrigens ließ er sich damals nicht ent-
mutigen: Das nicht funktionierende 
Luftkissenfahrzeug baute er zu einem 
Go-Kart um und das fuhr bestens, da-
bei lernte er somit nicht nur Basteln,  
sondern auch, dass es sich lohnt, hart-
näckig zu bleiben. cs



... aus Westfalen

Rock for Nature

Wenn Bauern anfangen, Rock Festivals zu veranstalten, dann 
hat sich schon viel verändert“, so sprach Vandana Shiva, 

alternative Nobelpreisträgerin aus Indien zu 28.000 Besuchern des 
Joe Cocker Konzerts in Wolpershausen in Süddeutschland. In An-
lehnung an Woodstock vor 39 Jahren brachte die Bäuerliche Er-
zeugergemeinschaft Schwäbisch Hall „Rock for Nature“ auf den 
Weg. Das Festival sollte eine „weithin vernehmbare, friedliche Bot-
schaft des Widerstands gegen gentechnisch manipulierte Pflanzen 
und Lebensmittel und gegen den weiteren Raubbau an der Natur 
sowie ein Beitrag zum sozialen Frieden und internationalen Dialog“ 
sein. 
Als wir zu zweit vor den Toren des großen Festivalsplatzes eintra-
fen, regnete es in Strömen. Schon bevor das Zelt stand, waren die 
Schuhe bis oben hin voll Schlamm des abgeernteten Öko-Weizen-
feldes. Wie gut, dass ich mir ein paar Stunden zuvor ein Paar ro-
buste Wanderschuhe gekauft hatte. Die kamen jetzt gleich zum 
Einsatz. Dann gings erstmal zum Regionalmarkt mit Restaurant 
der Erzeugergemeinschaft Schwäbisch-Hall. Statt Schweinebraten 
entschieden wir uns für einen Latte Macchiato. Die Stimmung stieg 
und als dann später „Wir sind Helden“ und „Nena“ ihre Show 
boten, hatten sich die Himmelsschleusen schon längst wieder ge-

schlossen. Und auch in winddichter Ja-
cke tanzt es sich wunderbar. 
Am nächsten Morgen strahlte die Sonne 
und schon um neun Uhr wurde es im 
Zelt zu warm und wir zogen zum Fest-
zelt, um uns einen Kaffee im kompo-
stierbaren Ökobecher zu genehmigen. 

Dann gab’s später doch den Schweinebraten vom Schwäbisch Häl-
lischen Hausschwein und anschließend ein Mittagsschläfchen in 
der Sonne auf ein paar Strohballen, die man überall finden und sich 
zurechtschieben konnte. Junge Leute, Ökos, Kinder, Pärchen, ein 
paar Alt-68er – eine bunte Mischung genoss Sonne, Stimmung und 
Musik.
Nach dem Studieren des Programms zum Festival zuvor im  Inter-
net konnte man das Gefühl haben, dass es so eine Aktion werden 
könnte, wo mit Musik Emotionen erzeugt werden, die man dann 
nutzt, um den Leuten politische Botschaften einzugeben. Doch so 
war es dann ganz und gar nicht.
Zwar sagte jede Musikgruppe ein paar kurze Sätze dazu, warum 
sie bei Rock for Nature dabei ist. Doch geschah dies auf sehr de-
zente Art. Wer Lust hatte, sich mehr über das Thema Grüne Gen-
technik zu informieren, konnte dies in einem extra Themenzelt tun. 
Dort sprachen neben Georg Janßen und Annemarie Volling weitere 
Aktive der deutschen Antigentechnik-Bewegung, aber auch die in-
ternationalen Heroes. Zwei von ihnen, Vandana Shiva aus Indien 
und Percy Schmeiser aus Kanada brachte Festival-Initiator Rudolf 
Bühler am Samstag abend vor dem Joe Cocker Konzert mit auf die 
Bühne. „Rock for nature ist Rock für das Leben. Wenn wir heute 
nicht aufstehen, dann wird Gentechnik die Landwirtschaft zerstö-
ren. Ein Nebeneinander von Gentechnik und normalem Anbau ist 
eine Illusion“, so Percy Schmeiser. Und dann legte nach Ex-Super-
tramp Roger Hodgson Joe Cocker mit seinem Konzert los. Der 
inzwischen 64-jährige sang „You are so beautiful“ mit wunder-
barer Sanftheit, um dann bei „Unchain my heart“ mit kraftvoller 
Stimme sein Publikum mitzureißen. Ein vollendeter Genuss, von 
dem Sänger, der schon bei Woodstock dabei gewesen war. Doch 
auch die 45 Newcomer Bands begeisterten drei Tage lang die Fes-
tivalbesucher. 
Rock for Nature, das hatte nichts Missionarisches, sondern war ein 
rundum gelungenes Festival mit wunderbarer Musik, gutem Essen 
aus bäuerlicher, regionaler Erzeugung und vielen Optionen, sich 
mehr über den Zusammenhang von Konsum, gentechnikfreier Le-
bensmittelerzeugung und Biodiversität zu informieren. Und das 
bißchen Regen konnte die Festivalbesucher nicht abschrecken.
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… aus Nordrhein-Westfalen

Die veröffentlichten Leserbriefe geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redaktion wieder. 
Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe zu 
kürzen.

In Sachen Milchstreik und Milchpreis 
kommt bei etlichen Kommentatoren ein 

einseitiger Marktfetischismus zum Aus-
druck, welcher der Strategie des Bundes-
verbands Deutscher Milchviehhalter 
(BDM) nicht im mindesten gerecht wird. 
Der stereotype Hinweis auf die derzeitig 
hohen Milchmengen auf den Märkten 
übersieht ja gerade, dass der BDM durch 
geeignete Maßnahmen eine Verringerung 
dieser erzeugerpreisdrückenden Mengen 
erreichen will. Nachdem Molkereien und 
Bauernverband solche Maßnahmen lange 
Zeit als „Planwirtschaft“ diffamierten, 
wurden etliche davon nun beim „Milch-
gipfel“ vereinbart. 
Widerspricht dies nun „dem Markt“, wie 
manche Neoliberale behaupten? Deren 
Kritik übersieht, dass der Markt nicht we-
niger, aber auch nicht mehr ist als ein In-
strument zur Erreichung bestimmter wirt-
schaftlicher und gesellschaftspolitischer 
Ziele. Viele Dinge erledigt der Markt ef-
fektiver und schneller als ein politisch-
planerischer Eingriff. Manches kann der 
Markt aber per se nicht erreichen – er ist 
zum Beispiel blind für sozialpolitische, 
ethische oder regionalpolitische Fragen. 
Da muss man ihm eben Rahmenbedin-
gungen setzen, ganz im Sinne der „sozialen 
und ökologischen Marktwirtschaft“. 
Solche Rahmenbedingungen streben die 
Milchbauern an. Genau so, wie die Arbeit-
nehmer nicht als vereinzelte und machtlose 
Individuen auf dem Arbeitsmarkt agieren, 
sondern kollektiv Tarifverträge und Min-
destlöhne durchsetzen. Diese Analogie zu 
den Gewerkschaften passt ohnehin gut, 
weil gerade die Milchbauern als die schwer 
arbeitenden und schlecht entlohnten „Ma-
locher“ unter den Bauern gelten. Und ge-
rade die haben in der Vergangenheit keine 
Subventionen bekommen – die nämlich 
galten nicht für Milch, sondern für Molke-
reiprodukte wie Magermilchpulver oder 
Butter und gingen an die Milchwirt-
schaft! 
Die Strategie des Deutschen 
Bauernverbands (DBV) zielt, 
soweit sie nicht bloße Interes-
senvertretung für die mit dem 
DBV eng verflochtene Molke-
reiwirtschaft ist, im wesent-
lichen darauf, einige wenige 
Groß- und Wachstumsbetriebe 
mit dem „Strukturwandel“ zu 
locken. Der würde dafür sor-
gen, dass viele kleinere Milch-
bauern ausscheiden und das 
„Feld frei machen“ würden für 
eine dann noch kostengün-
stigere Massenproduktion der 
Molkereien für den Weltmarkt. 

Leserbrief

Die Schwächen der Berichterstattung 
zum Milchpreis

Bezeichnenderweise folgen auch viele grö-
ßere Betriebe dieser Strategie ganz bewusst 
nicht: Sie haben erkannt, dass dieser Struk-
turwandel auch für sie lediglich einen har-
ten und perspektivlosen Dauer-Konkur-
renzkampf bedeutet: mit immer höheren 
und riskanteren Kapitalinvestitionen, mit 
weiterer Überarbeit zu Lasten der Gesund-
heit, der Freizeit, der Familie, oft auch der 
Umwelt, der Tiere, der Qualität und der 
gesamten benachteiligten Marsch- oder 
Mittelgebirgsregionen. Auch die Hoffnung 
auf bessere Gewinne bei einem möglichen 
Wegfall der teuren Milchquoten trügt, weil 
die Abnehmer und der Markt den Wegfall 
diese Kostenstelle natürlich sogleich in 
Form gesunkener Milchpreise umsetzen 
würden.
Die Begrenzung der Milchmenge durch 
Milchquoten ist eine Voraussetzung für 
höhere Milchpreise – deshalb müssen die 
vergebenen Quotenmengen nach dem Be-
darf bemessen sein und keine preisdrü-
ckenden Überschussmengen enthalten, die 
interessierte Lobbyisten auf EU-Ebene bis-
her durchsetzten. Wem das zu wenig 
„marktkonform“ scheint – der erinnere 
sich an andere Branchen, in denen Ähn-
liches aus guten Gründen ähnlich geregelt 
ist: etwa bei den Honoraren und Praxen 
im Gesundheits- oder Rechtswesen, bei der 
Preisbindung für Bücher oder Arzneimittel 
und in vielen anderen Dienstleistungsberu-
fen. Milch, Milchbauern, Milchkühe und 
Milchviehregionen brauchen endlich den 
Grundpreis von 43 Cent! 
Eckehard Niemann, Arbeitsgemeinschaft 

bäuerliche Landwirtschaft – AbL

Wenn Bauern rocken! Sie trotzten Regen und Matsch und 
wurden mit Sonnenschein und guter Musik belohnt.
 Foto: Korspeter



Selbst die Veröffentli-
chung der großen Subventionsemp-

fänger (oft mehrere Millionen Euro pro 
Jahr) kann im Rahmen der „Transpa-
renzinitiative“ nur mühsam durchge-
setzt werden.    
Systematisch benachteiligt, betrogen 
und ausgegrenzt wurden dadurch Hun-
derttausende von Beschäftigten in den 
LPG-Nachfolgebetrieben, ebenso Hun-
derttausende von Bauern, die schon in 
Sowjetischer Besatzungszone und DDR 
unterdrückt und enteignet wurden, au-
ßerdem Zehntausende von landwirt-
schaftlichen Existenzgründern und 
„Wiedereinrichtern“.  Diese systema-
tisch angelegte Politik der Begünstigung 
einiger weniger durch das „Agrarkar-
tell“ schildert Gerke in drei wesent-
lichen Bereichen:
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Nirgends haben die Führungskader 
der DDR die Wende so unbescha-

det überstanden wie auf dem Lande. In 
vielen Dörfern herrschen noch immer die 
Chefs der alten landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften. Die kleineren 
Bauern wurden ausgetrickst und ausge-
nommen, mit Hilfe und zugunsten alter 
Seilschaften. ... Mitglieder der alten Bau-
ernpartei besetzen auch heute noch 
Schlüsselpositionen, vor allem in den 
Landwirtschaftsministerien der neuen 
Länder. Tatkräftig haben sie mitgehol-
fen, dass die alten LPG-Chefs sich riesige 
Güter aneignen konnten: Warnungen 
werden ignoriert, Kritiker gefeuert.“ 
(DER SPIEGEL 24/1995, „Bauernland 
in Bonzenhand – Die neuen und alten 
Herren im Osten“)
Was DER SPIEGEL in seiner Titelge-
schichte bereits 1995 be-
schrieb, hat sich bis 2008 
zu einem absurden Sub-
ventionierungs-, Begünsti-
gungs- und Diskriminie-
rungs- System in der ost-
deutschen Agrarlandschaft 
gesteigert. Zweistellige 
Agrarmilliarden-Beträge sind 
seit der Wende an wenige 
tausend Personen verteilt 
worden – vor allem die Leiter 
unrentabler ostdeutscher 
Nachfolgebetriebe der ehema-
ligen „Landwirtschaftlichen 
P r o d u k t i o n s - G e n o s s e n -
schaften“ (LPG) – zu Lasten 
ihrer ehemaligen Mitglieder, 
neuer Existenzgründer und der 
Arbeitsplätze in den ländlichen 
Regionen Ostdeutschlands. 
Jörg Gerke, promovierter Agrar-
wissenschaftler und Landwirt in 
Mecklenburg, hat in einem aufse-
henerregenden Buch diese weitge-
hend unveröffentlichten Prozesse 
dokumentiert. Er beschreibt an-
schaulich und spannend dieses auch mit 
Hilfe maßgeblicher deutscher Regie-
rungspolitiker angelegte „Bauernlegen 
für neue Großgrundbesitzer und Agrar-
industrie“.

25 Mrd. für Große
Gerkes Recherche-Ergebnis: „Diesen 
Großbetrieben wurden zwischen 15 
und 25 Milliarden Euro an Sondersub-
ventionen zugeschoben – vor allem 
durch die Streichung großer Teile der 
Altschulden, durch die exklusive und 
verbilligte Pacht von Bundes-, Landes- 
und kommunalen landwirtschaftlichen 
Nutzflächen und durch die gesetzes-
widrige Bereicherung auf Kosten der 
ausgeschiedenen LPG-Mitglieder.“ Da-

bei sind die jährlichen Agrarzahlungen 
der EU noch nicht einmal mitgerechnet, 
von denen die LPG-Nachfolger und ei-
nige wenige Agrargroßbetriebe west-
deutscher Investoren auf ganz beson-
dere Weise profitieren. Dabei hat diese 
Agrarpolitik nicht etwa zu prosperie-
renden Regionen in Ostdeutschland 
geführt. Gerade wegen dieser Agrarpo-
litik finden immer weniger Menschen 
Arbeit auf dem Lande, sie wandern ab, 
ganze Regionen veröden. Gedeckt und 
vertuscht wurden diese Prozesse durch 
kartellartige Seilschaften ostdeutscher 
Politiker der SED und ihrer Blockpar-
teien in Agrarverwaltung, Agrarlobby, 
Agrarpolitik und Presse – und auch 
durch maßgebliche westdeutsche Agrar- 
und Regierungspolitiker. 

1. Landverteilung
Nach 1990 verfügte die öffentliche 
Hand (Treuhand bzw. BVVG) im Os-
ten über mehr als 50 Prozent der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche – aufgrund 
der früheren Enteignungen in der SBZ 
und in der DDR und durch die Enteig-
nung von Bodenreformland durch die 
Kohl-Regierung im Jahre 1992. Umge-
setzt wurde die Verteilung dieser Flä-
chen von den ostdeutschen Agrarver-
waltungen, unter maßgeblicher Beteili-
gung der „Vereinigung der gegensei-
tigen Bauernhilfe“(VdgB), die in der 
DDR das Instrument der Zwangskol-
lektivierung hunderttausender Bauern-
höfe war, die aber dennoch sofort nach 
der Wende die ostdeutschen Landesver-
bände des Deutschen Bauernverbands 
bilden durfte. Die Folge war, dass „die 
DDR-Agrarkader, als LPG-Nachfolger 
oder als Betriebsgründer, die öffent-
lichen Flächen zu stark subventio-
nierten Pachtpreisen erhielten“, dane-
ben einige westdeutsche Bauernver-
bandsfunktionäre, wenige westdeutsche 
Agrarindustrielle und vereinzelt auch 
Nachkommen alter Adelsfamilien mit 
guten Kontakten – insgesamt nur 
3.000 bis 10.000 Personen.

2. Vermögensauseinandersetzung
Die vorgeschriebene Abfindung der 
nach 1990 ausgeschiedenen 700.000 
LPG-Mitglieder wurde systema-
tisch durch Bilanzierungstricks un-
terlaufen. Eine Forschungsgruppe 
unter Leitung von Professor Dr. 
Bayer (Universität Jena) stellte 
fest, dass die Mehrzahl aller Ab-
findungen nicht in der gesetz-
lichen Weise durchgeführt wur-
den, dass 15 Prozent davon so-
gar rechtsunwirksam sind und 

dass sich die LPG-Nachfolger auf 
Kosten der LPG-Mitglieder unrechtmä-
ßig bereicherten. Selbst viele der durch-
geführten „Überprüfungen“ durch Po-
litik und Verwaltung seien „das Papier 
nicht wert, auf dem sie geschrieben 
wurden“.

3. EU-Agrarsubventionen
Seit 1992 haben sich die ostdeutschen 
Agrargroßbetriebe vor allem auf Pro-
duktionszweige konzentriert, die hohe 
Flächenprämien bei wenig Arbeitsein-
satz und geringer Wertschöpfung be-
deuten. Das führte zur massiven Entlas-
sung von Arbeitskräften und steigerte 
den Anteil der Subventionen an den Be-
triebserlösen auf eine Höhe, bei der die 
Leiter der Großbetriebe allein von den 
jährlichen Agrarprämien leben, wäh-
rend ihre Betriebe ohne diese Prämien 

unrentabel würden. Die ostdeutsche 
Agrarlobby mit ihrem mächtigen Ein-
fluss innerhalb des Bauernverbands 
und gegenüber der Agrarpolitik verhin-
derte auch Reformvorschläge des EU-
Kommissars Fischler, wonach die Prä-
mienhöhe auf maximal 300.000 Euro 
je Betrieb begrenzt und allein durch 
Nachweis von Arbeitsplätzen bzw. 
Lohnkosten erhöht werden könnte. Mit 
den EU-Beihilfen wurde also nicht die 
Beschäftigung in der ostdeutschen 
Landwirtschaft gesichert, sondern die 
Rationalisierung und die Beschäftigung 
zu Niedrigstlöhnen vorangetrieben. 
Diese Konstellationen sind auch ver-
antwortlich dafür, dass ganze Regionen 
in Ostdeutschland als Experimentier-
feld der Gentechnologie-Konzerne her-
halten müssen und dass Agrarindustri-
elle auf den Standorten der ehemaligen 
„Kombinate Industrielle Mast“ riesige 
Agrarfabriken aufbauen. Der Aufbau 
einer bäuerlichen Landwirtschaft mit 
vielen rentablen Höfen, vielen Arbeits-
plätzen und einer umweltverträglichen, 
artgerechten Tierhaltung wird struktu-
rell verhindert. Dies beeinträchtigt – 
durch die Wettbewerbsverzerrung – 
auch rentable westdeutsche bäuerlicher 
Betriebe.

Korrektur des Systems
Es geht Gerke in seinem Buch dabei 
nicht um die Frage von mehr oder we-
niger Geld für den Osten, sondern um 
eine sinnvolle Verteilung der Mittel, 
um eine Korrektur des unsinnigen Sub-
ventionssystems und insgesamt um eine 
agrarpolitische Umorientierung. In die-
sem Zusammenhang  fordert er die An-
bindung von Agrarbeihilfen an Beschäf-
tigung, soziale Mindeststandards und 
Mindestlöhne, eine breite Streuung von 
landwirtschaftlichen Flächen der öf-
fentlichen Hand zum Aufbau einer mit-
telständischen und vielfältigen Land-
wirtschaft und zur Entschädigung der 
Opfer von Enteignungen, Ausgleichs-
zahlungen an ausgeschiedene LPG-
Mitglieder, die diesen zuvor durch das 
vorsätzliche oder fahrlässige Vorgehen 
von Politik und Justiz entzogen wur-
den, ein neues landwirtschaftliches 
Siedlungsprogramm zur Förderung ei-
ner breiten, vielfältigen Landwirtschaft 
mit hoher Wertschöpfung in Ost-
deutschland.

Jörg Gerke, Nehmt und euch wird ge-
geben – Das ostdeutsche Agrarkartell,  
336 Seiten, zu beziehen über den AbL-
Verlag, (siehe Bestellcoupon Seite 21)  
ISBN 978-3-930413-34-8, 27,40 €

Nehmt und euch wird gegeben 
Das ostdeutsche Agrarkartell
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Ich bestelle:

Das Jahrbuch Der kritische Agrarbericht
bitte ankreuzen
Ausgabe ❑ 2008 ❑ 2007 ❑ 2006 ❑ 2005 ❑ 2004 ❑ 2003 ❑ 2001
 19,80 € 10,- € 10,- € 10,- € 10,- € 10,- € 5,- €

.... Expl. Nehmt und euch wird gegeben, Stückpreis 27,40 € NEU!!! €

.... Expl. Schubkarrenrennen, Stückpreis 11,00 € NEU!!! €

.... Expl. Bewegte Zeiten, Stückpreis 13,90 € €

.... Expl. Der Wollmützenmann, Stückpreis 11,90 € €

.... Expl. Matthias Stührwoldt live, CD, Stückpreis 13,90 € €

.... Expl. Verliebt Trecker fahren, Stückpreis 9,90 € €

.... Kuhpostkarten Teufelsmoor, 10 Postkarten 10,00 € €

weitere Bücherwünsche:

zuzgl. Versandkosten 2,75 €

❑ Ich zahle nach Erhalt der Rechnung

❑ Ich erteile eine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos:

Konto-Nr. BLZ Bank

Telefon  ggf. E-Mail

Name  Adresse

Datum  Unterschrift

Bestellung an: ABL-Bauernblatt Verlag-GmbH, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Fax: 02381/492221

Bauernhoframbos
Ein Mord auf einem Bauernhof verbunden mit dem Einblick in eine 
für viele Leser mittlerweile fast exotische Welt auf dem Land ist ein 
beliebtes Krimimotiv. Auch „Grasland“ kommt so daher, Autor Jos 
Dickreuter beschreibt mit der Detailverliebtheit, die vielleicht nur 
außerlandwirtschaftliche Sympathisanten der Landwirtschaft entwi-
ckeln können, Hof, Dorf, Arbeit und Menschen. Aber erst als er aus 
dem realistischen Mord im Heu eine etwas unrealistische Actionko-
mödie macht, gewinnt die Geschichte an Fahrt und Pfiff. Drei Jungs 
vom Land mutieren zu Großstadtrambos, darin liegt der eigentliche 
Spaß dieses Buchs. Es ist ein kurzweiliges Lesevergnügen zum Weg-
schmökern, das Richtige für die letzten wachen Minuten nach 
einem langen Arbeitstag im Heu. 
Jos Dickreuter; Grasland; schweikert-bonn-verlag; ISBN:978-3-
940259-04-2; 10,50 Euro

The Oil Crash

Was passiert eigentlich, wenn das Öl 
ausgeht? Derzeit ist man des öfteren 

verärgert,  wenn man die Rechnung für die 
letzte Diesellieferung bekommt. Immerhin, 
man bekommt noch eine. Internationale 
Schätzungen gehen aber davon aus, dass in 
schon naher Zukunft die Verfügbarkeit des 
schwarzen Golds und damit eine entschei-
dende Triebfeder unseres gesellschaftlichen 
Wohlstands zur Neige gehen könnte. Nicht 
erst in 50, 100 oder gar 200 Jahren. Nein, 
schon jetzt gibt es ernsthafte Hinweise, dass 
wir mehr als die Hälfte der vorhandenen Öl-
vorräte verbraucht haben. Die zweite Hälfte 
wird aufgrund eines rapide steigenden Ver-
brauchs aber nur für einen Bruchteil der Zeit 
zur Verfügung stehen.
Der Film „The Oil Crash“ versucht, die 
Herausforderungen für eine Gesellschaft 

aufzuzeigen, für die Öl zu einem der zen-
tralen Rohstoffe, nicht nur beim Tanken,  
geworden ist. Ohne Verschwörungstheo-
rien anzuhängen, zeigen die beiden Jour-
nalisten, Basil Gelpke und Ray McCor-
mack, welche gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen bis hin zu Kriegen zur Roh-
stoffsicherung stattfanden und in Zukunft 
zu erwarten sind.
Ein spannender Dokumentarfilm, der 
zeigt, wie wichtig es ist, neue Konzepte zu 
entwickeln, um die einseitige Abhängig-
keit von fossilen Energieträgern zu been-
den.

The Oil Crash, Basil Gelpke und Ray 
 McCormack, Lava Productions AG, zu 
beziehen über www.amazon.de, 20,95 €

Monsanto mit Gift und Genen
Im Frühjahr dieses Jahres strahlte Arte eine Dokumentation der 
französischen Journalistin Marie-Monique Robin über den Konzern 
Monsanto aus. Nun ist der Film auf DVD erhältlich.
Der Dokumentarfilm stützt sich auf unveröffentlichte Dokumente 
und Stellungnahmen von geschädigten, Wissenschaftlern, Vertre-
tern von Bürgerinitiativen, Rechtsanwälten, Politikern sowie Vertre-
tern der staatlichen Food and Drug Administration. Drei Jahre hat 
die Regisseurin in Nord- und Südamerika sowie in Europa und Asien 
recherchiert, mit Bauern in Indien, Mexiko und Paraguay gespro-
chen, um die Geschichte des heute mächtigsten Samenherstellers 
der Welt zu rekonstruieren.
Die Interviewpartner schildern, wie durch den „Drehtüreffekt“ Mit-
arbeiter von Monsanto in amerikanische Zulassungsbehörden wech-
selten, und sich Monsanto damit beste Voraussetzungen verschaffte, 
auf die Entscheidungen der Behörden Einfluss zu nehmen.
Um den Bürokratieabbau voranzutreiben, wurde gentechnisch ver-
ändertes Saatgut dem konventionell gezüchteten Saatgut gleichge-
stellt, und konnte ohne weitere Untersuchung auf Gefahren für die 
Gesundheit auf den Markt gebracht werden.
Der Film beschreibt, wie Monsanto diesen Einfluss gewinnen 
konnte, und er hilft Anfänge des Anbaus von gentechnisch verän-
derten Pflanzen zu verstehen. Er zeigt die Konsequenzen für die 
Bauern, die sich in die Abhängigkeit eines Saatgutkonzerns bege-
ben, und die Auswirkungen auf die Natur, in der die ersten Aus-
kreuzungen in Wildpflanzen und Kulturpflanzen auftauchen.
Die DVD kostet 19,90 und ist über den ABL Verlag zu beziehen.



(Klein) Anzeigen Veranstaltungen

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere angefan-
gene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €); 
Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
 Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 2,75 € 
für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere 
Anzeigenpreis liste.  Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige  Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, 
Fax: 02381-492221, E-Mail: anzeigen@bauernstimme.de,
Anzeigenschluss für Bauernstimme Oktober 2008 ist am 17. September 2008.

Hof und Arbeit
� Großes Fachwerkhaus mit land-
wirtschaftlichen Gebäuden (reparatur-
bedürftig) im Westerwald langfristig 
zu verpachten.
Zum Hof gehören ferner ca. 15.000 qm 
Weideland, geeignet für Pferde- und 
Kleintierhaltung. Weitere Flächen kön-
nen ggf. dazu gepachtet werden. Di-
rekt am Hofbereich befindet sich eine 
Bauparzelle von ca. 1.000 qm.
Nähere Informationen unter � 0171-
68 53 222.

Feld und Wald
� Verbesserung der Pflanzenbestände 
auf Grünland und Acker und somit Erhö-
hung der Grundfutter-Milchleistung und 
Tiergesundheit. Güllebehandlung mit 
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AGRI-NATURAL-TEC (ANT), das natür-
liche Energetikum für Ihre Flächen. 
Groß- und Einzelhandel Franz Henkel, 
� 08247-6477, franz.henkel@tec2futu-
re.de

Tiermarkt
� Verkaufe
TOP-PIETRAIN EBER
• stressstabil
• PRRS unverdächtig
• geprüft & klassifiziert
Müller, � 05384-90 75 22, Handy 0173-
306 88 39

� Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
� 07551-63609

5. Buntes Bentheimer 
Schweinefest
07. September 2008, Laer 
von 10:00 bis 18:00 Uhr, Naturland- und 
Archehof Büning, Borghorster Str. 67, 
48366 Laer, � 02554-8620, Fax: -902896, 
www.naturlandhof-buening.de

�
Imkerdemo
14. September 2008, Bonn
Anlass ist das durch das Bayer-
Nervengift Chlothianidin verur-
sachte Bienensterben und genma-
nipulierte Pflanzen (MON810).
ab 12 Uhr vor dem BMVEL, Infos unter 
www.imkerdemo.de, � 0177 9133175, 
imkerei@t-online.de

�
Keine Gentechnik
17. September 2008, Hamm
Die Schmeisers, Träger des alter-
nativen Nobelpreises, diskutieren 
mit Felix Prinz zu Löwenstein, 
Vorsitzender des Bundes ökolo-
gische Lebensmittelwirtschaft; 
Heinrich Glitz, Kreislandwirt 
Ruhr-Lippe und Verpächter des 
einzigen Versuchsfeldes mit Gen-
Mais in NRW; Reinhard Döring, 
Kreisverbandsvorsitzender Ruhr-
Lippe; Andreas Romberg, Vertre-
ter der Getreidemühlenbesitzer 
in NRW; Bertram Brökelmann, In-
haber der größten deutschen Öl-
mühle in Hamm
19:00 Uhr, Im Bistro Hafen 82, Hafen-
straße 82, 59065 Hamm

�
 Milchbauernabend

18. September 2008, Allgäu
Mit Romuald Schaber, Vorsitzen-
der EMB und BDM, sowie Josef 
Zengerle, Landtagsabgeordneter 
und Vorsitzender des Milchwirt-
schaftlichen Vereins Allgäu-
Schwaben (MVAS)
um 20.00 Uhr in 87474 Buchenberg bei 
Kempten, Infos: www.bdm-verband.de, 
� 08376-97372

�
„Ohne Gentechnik“
19. September 2008, Berlin
Tagung zur Kennzeichnung.
Anmeldung: SPD-Bundestagsfraktion, 
Sandra Jäkel, � 030 227-52327, Fax: 
-70134, sandra.jaekel@spdfraktion.de

�
Grasvergärung 
25. September 2008, München
Anmeldung: Graskraft e.V., Fax: 089-
598147, info@biogasmuenchen.de

�
Agrarumweltmaßnahmen
30. September bis 01. Oktober 
2008, Berlin
Tagung der Deutschen Vernet-
zungsstelle Ländliche Räume.
Anmeldung bis 19. September unter 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/
aum

�
 Tierschutz und 

 bäuerliche  Landwirtschaft
07. Oktober 2008, Kassel
Kooperationsveranstaltung von 
AgrarBündnis und KLJB.
Anmeldung bis 30. September: Frieder 
Thomas, � 0561 701659-42, Fax:-40,  
www.agrarbuendnis.de

Einkommenskombinationen als Chance 
für den ländlichen Raum

Dienstag, 23. September 2008
10:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

in Kassel im Anthroposophischen Zentrum

11.00 Uhr: Bedeutung des Nebenerwerbs im ländlichen 
Raum – agrarpolitische Ansätze zu seiner Stärkung
Wolfgang Reimer, Leiter der Unterabteilung Strukturpolitik, 
Ländliche Entwicklung, Ökologischer Landbau BMELV
Erwerbsarbeit im Wandel – Was können wir vom 
Nebenerwerb lernen? Prof. Dr. Alois Heißenhuber, Leiter des 
Lehrstuhls Wirtschaftslehre des Landbaus, TU München
Frauen und Nebenerwerb – eine Feminisierung der 
Landwirtschaft? Prof. Dr. Heide Inhetven, Department für 
Agrarökonomie und Rurale Entwicklung, Uni Göttingen

13.30 Uhr: Durch Hofübergabe: vom Haupt- zum Nebener-
werb. Gerd Kattenstroth, Haupterwerbslandwirt, AbL
Nebenerwerb in Ostdeutschland – etwas Besonderes?
Prof Dr. Theodor Fock, Hochschule Neubrandenburg, 
Fachb. Agrarwirtschaft und Lebensmittelwissenschaften

14.45 Uhr: Nebenerwerb zwischen Daimler und Filder.
Prof. Dr. Reiner Doluschitz, Fakultät Agrarwissenschaften, 
Leiter des Fachgebietes Agrarinformatik und 
Unternehmensführung, Universität Hohenheim
Statements der ReferentInnen

Anmeldung erforderlich bis 12. September !

Tagungsorganisation für das AgrarBündnis: 
Kasseler Institut für ländliche Entwicklung e.V.
Dr. Anke Schekahn, Mail: schekahn@kasseler-institut.org
Tel.: 0561 701 659-41, Fax: -40

Die Bedeutung 
des Nebenerwerbs

Bauernrechte im Konflikt 
mit dem geistigen Eigentum

 Mittwoch, den 8. Oktober 2008 in Berlin

9.45 Uhr Nachbau von Saatgut mit Klaus Buschmeier, IG 
Nachbau; Dr. Karl-Josef Müller, Getreidezüchter; 
Dr. Matthias Miersch, Rechtsanwalt
13.00 Uhr Schutz des geistigen Eigentums durch 
Patentierbarkeit von Pflanzen und Tieren? mit  Dr. 
Christoph Then, scouting biotechnology; Rudolf 
Bühler, Gründer u. Vorsitzender der Bäuerlichen 
Erzeugergemeinschaft Schwäbisch Hall; Dr. Ruth Tippe, 
Kein Patent auf Leben!;  Mute Schimpf, MISEREOR
15.00 Uhr „Wie können Bauernrechte in der 
Patentierungs- Auseinandersetzung geschützt wer-
den?“, mit  Prof. Dr. Dr. Fritz Dolder, Patentanwalt, 
Juristische Fakultät Universität Basel
16:00 Uhr Diskussion und Lösungsansätze mit Dr. Stefan 
Walz, Bundesministerium der Justiz; Dr. Christian Grugel, 
BMELV; Gerhard Portz, IG Nachbau; Friedrich-Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf, AbL-Bundesvorsitzender und 
stellv. Vorsitzender im Agrarausschuss des Europäischen 
Parlaments

Anmeldung: Annemarie Volling, (AbL) e.V., Tel: 04131-
400720, Fax: -407758, gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

öffentlicher Bauerntag 
in Bayern

Bäuerliche Landwirtschaft ist Zukunft !

Sonntag, den 7. September 2008 

in Wiesmühl an der Alz (Chiemgau) im „Umweltgarten“ 
10.00 Uhr: Eröffnungsgottesdienst

11.15 Uhr: Standpunkte der AbL:
Edith Lirsch, AbL-Landesvorsitzende in Bayern 
Maria Heubuch, AbL-Bundesvorsitzende

12.30 Uhr: Agrarpolitische Diskussion:
Josef Miller, CSU, Staatsminister für Landwirtschaft und 
Forsten
Kathrin Sonnenholzner, SPD, Mitglied des Landtags, 
Mitglied im Agrar-und Umweltausschuss
Hubert Aiwanger, Landesvorsitzender des FW Freie 
Wähler-Landesverbandes
Rudolf Kühn, agrarpolitischer Sprecher des ödp - 
Landesverbandes
Sepp Daxenberger, Landesvorsitzender Bündnis 90 – 
Die Grünen

diskutieren mit: 
Mute Schimpf, MISEREOR eV.
Romuald Schaber, Bundesvorsitzender des 
Bundesverbandes der Deutschen Milchviehhalter
Hubert Weiger, Bundesvorsitzender Bund für Umwelt und 
Naturschutz 
Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf, AbL-
Bundesvorsitzender 
Moderation: Ulrich Jasper, Redaktion „Bauernstimme“
Das Schlusswort hat Wolfgang König, Landesvorsitzender 
der AbL Bayern.

Themen: Welternährung, Folgen der Globalisierung für die 
bäuerliche Landwirtschaft, Reform der EU-Agrarpolitik, 
Milch u. faire Preise, Gentechnik u.Patentierung, Energie.
Rahmenprogramm: Infostände im „Umweltgarten“ von 
Organisationen im Bayerischen AgrarBündnis, befreundete 
Organisationen von der AbL-Chiemgau und Unternehmen 
aus der Region, musikalische Umrahmung
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Schleswig-Holstein
Wilster: Bernd Voß, Tel.: 0 48 23/8505, Fax: 04823/75330
Sörup: Hinrich Lorenzen, Tel.: 04635/2141, Fax: 04635/2114
Plön: Matthias Stührwoldt, Tel.: 04326/679, Fax: 04326/289147
Flensburg: Heiner Iversen, Tel.: 04631/7424, Fax: 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn,
Tel.: 05865/988360, Fax: 05865/988361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, Tel.: 04233/669, Fax: 04233/217774
Elbe-Weser: Ada Fischer, Tel.: 04723/3201, Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, Tel.: 05865/1247
Südnieders.: Andreas Backfisch, Tel: 05508/999989, Fax: 05508/999245

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Tel.: 038453/20400; Franz Joachim Bienstein, 
Tel.: 03841/791273; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215
Vorpommern: Albert Wittneben, Tel.: 039604/26859
Brandenburg: Erich Degreif, Tel.: 033204/35648; Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,
Tel.: 02381/9053170, Fax: 02381/492221
Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264
Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761

Hessen
Ortenberg: Helmut Keller, Tel.: 06401/50754, amkloster@t-online.de;
Ebsdorfergrund: Reiner Claar, Tel.: 06424/2719, biohof-claar@freenet.de; 
Mühltal: Martin Trieschmann, Tel.: 06151/145480, 
m.trieschmann@t-online.de; 
Breitenbach a. H.: Sabine Kamlage, Tel.: 06675/312, k.s.vetter@t-online.de; 
Knüllwald-Red.: Karl Hellwig, Tel.: 05681/938528, k.hellwig@web.de; 
Homberg-Mü: Dietmar Groß, Tel.: 05681/2607, gross2607@aol.com

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218,
www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Landesverband: Josef Bopp, Ulmer Straße 20, 88416 Ochsenhausen,
Tel.: 07352/8928, Fax: 07352/941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, Tel.: 07443/3990; 
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, Tel.: 07971/8584
Bodensee: Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, Tel.: 07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Wolfgang König, Tel.: 09921/2843, E-Mail: abl-bayern@
web.de; Edith Liersch, Tel.: 08562/870; www.abl-bayern.info
Geschäftsstelle: Andreas Remmelberger, Tel.: 08679/6474,
Fax: 08679/9130145
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach: Andreas Remmelberger,
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, Ute Gasteiger, Tel.: 08039/1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, Tel.: 08742/8039, E-Mail: abl-bayern@web.de
Franken: Gabriel Deinhardt, Tel./Fax: 09194/8480, Anton Prechtl, Tel./Fax: 
09265/7198

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg,
Tel.: 037323/50129, Fax: 037323/15864

Landeskontakte

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Bundesgeschäftstelle:
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221,
E-Mail: info@abl-ev.de 
Bankverbindung: KSK Wiedenbrück BLZ 47853520 Kto: 2017838
Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28,
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Adi Lambke, Tel.: 05864/233;  Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529

Interessengemeinschaft Boden: 
Mecklenburg: Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273; Brandenburg: Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161, Fax: 033704/66162

Netzwerk gentechnikfreie Land- und Lebensmittelwirtschaft: 
c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28, 21335 Lüneburg,
Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Bundeskontakte

Mitgliedsantrag

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 89,00 €
❑ Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 124,00 €
❑ Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von __________€ zu zahlen
❑ Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 34,00 € 
❑ Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 59,00 €
❑ Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)
Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um einen Euro!

Name, Vorname

Straße

PLZ, Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:
❑ Nach Erhalt der Rechnung
❑ Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden 
 Beitrag bei  Fälligkeit zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr.:

BLZ:

Bank:
Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn 
nicht  spätestens 14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einver-
standen, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die 
neue Adresse an die AbL weiterleitet.

Datum Unterschrift

Gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
Die unerträglich hohe Zahl von Übergriffen rassistischer und neofaschistischer Gruppierungen gegen 
Ausländer hält an, auch in manchen ländlichen Regionen. Vor kurzem gab es in Lodersleben bei Halle 
sogar einen Mordversuch gegen sechs polnische Erntearbeiter, als fremdenfeindliche Jugendliche nachts 
einen Brandsatz in deren Wohngebäude warfen – und als der nicht zündete, hineinkletterten und ihn 
anzündeten. Die Erntearbeiter konnten sich in Sicherheit bringen und brachten danach sogar noch die 
vereinbarten Arbeiten in den Hopfenanlagen der Agrargenossenschaft Querfurt zu Ende. Ob sie noch 
einmal nach Deutschland kommen werden, ist ungewiss. Die Reaktionen vieler örtlicher Politiker und 
staatlicher Stellen auf solche und andere fremdenfeindliche Vorfälle reichen allzu oft vom Wegsehen bis 
hin zu Beschwichtigungen oder gar Rechtfertigungsversuchen. Eine fatale Abfolge solcher „Gewöh-
nungen“ hat Hans Magnus Enzensberger in folgendem Gedicht eindrucksvoll deutlich gemacht:

Privilegierte Tatbestände
Es ist verboten, Personen in Brand zu stecken.
Es ist verboten, Personen in Brand zu stecken, die im Besitz
einer gültigen Aufenthaltsgenehmigung sind.
Es ist verboten, Personen in Brand zu stecken, die sich an
die gesetzlichen Bestimmungen halten und im Besitz
einer gültigen Aufenthaltsgenehmigung sind.
Es ist verboten, Personen in Brand zu stecken, von denen
nicht zu erwarten ist, daß sie den Bestand und die
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährden.
Es ist verboten, Personen in Brand zu stecken, soweit sie
nicht durch ihr Verhalten dazu Anlaß geben.
Es ist insbesondere auch Jugendlichen, die angesichts
mangelnder Freizeitangebote und in Unkenntnis der
einschlägigen Bestimmungen sowie aufgrund von
Orientierungsschwierigkeiten psychisch gefährdet sind,
nicht gestattet, Personen ohne Ansehen der Person in
Brand zu stecken.
Es ist mit Rücksicht auf das Ansehen der Bundesrepublik
Deutschland im Ausland dringend davon abzuraten.
Es gehört sich nicht. Es ist nicht üblich.
Es sollte nicht zur Regel werden.
Es muß nicht sein.
Niemand ist dazu verpflichtet.
Es darf niemandem zum Vorwurf gemacht werden, wenn
er es unterläßt, Personen in Brand zu stecken.
Jedermann genießt ein Grundrecht auf Verweigerung.
Entsprechende Anträge sind an das zuständige
Ordnungsamt zu richten.



zum Erfahrungsaustausch und um sich zu überlegen, wie 
man die Bauernverbandsspitze dazu bringen könnte, end-
lich wieder mehr auf die Basis zu hören. Die Irschenberg-
ler (wie sie allg. genannt werden) schrieben dann einen 
Forderungskatalog mit sieben verschiedenen Themen an 
ihren Bezirkspräsidenten mit der Bitte, diese Themen zu 
bearbeiten. Als Antwort kam ein sehr fragwürdiges 
Schreiben, das in keinster Weise zufriedenstellend war. 
Es folgten mehrere Gespräche, die Irschenbergler wurden 
immer wieder hingehalten. Sogar ein Protokoll vom Ab-
lauf der Gespräche zwischen den Irschenberglern und der 
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Als ich vor sieben Jahren das erste Mal zur Ortsbäu-
erin gewählt wurde, war ich eigentlich schon ein 

bisschen stolz. Ausgerechnet ich wurde einstimmig ge-
wählt, wo ich doch nicht einmal von einem Hof ab-
stamme, geschweige denn Landwirtschaft oder derglei-
chen gelernt hatte.
Irgendwie bekam man das Gefühl: „Du bist jetzt wer.“ 
Man wurde hofiert und sehr nett behandelt. Dadurch, 
dass ich auch in die Kreisvorstandschaft gewählt wurde, 
bekam ich eine Einladung zur Wahl der Bezirksbäuerin. 
Da hätte ich eigentlich schon ein bisschen stutzig werden 
sollen, wie so eine Wahl abgeht. Mir wurde schon im 
Vorfeld eingetrichtert, dass Oberbayern die Superchance 
hätte, vielleicht die neue Landesbäuerin zu stellen. Wenn 
ich „die und die“ Bezirksbäuerin wählen 
würde, wären die Chancen sehr groß. 
Die weitere Arbeit machte mir trotzdem Spaß, 
ich machte an Gewerbeausstellungen mit und 
organisierte Tage von Bäuerinnen für Bäue-
rinnen immer mit viel Engagement.
Nebenbei fiel mir aber immer mehr auf, wenn 
man Kritik am Verband oder der Verbands-
arbeit anbrachte, wurde diese ziemlich schnell 
heruntergeredet. Und wenn man nicht immer 
zu allem Ja und Amen sagte, war man sehr 
schnell „Die, die hat ja immer etwas zu me-
ckern.“ Man hatte auch als Ortsbäuerin das 
zu tun, was die Kreisbäuerin vorschlug. Nach-
fragen und Andersdenken war nicht er-
wünscht. Auch merkte ich mit den Jahren 
immer mehr, wie sehr die Verbandspolitik 
zwischen Frauen und Männern unterscheidet. 
Wir Frauen sind zuständig, dass der Verbrau-
cher bei Laune gehalten wird, positiv zur 
Landwirtschaft steht und dass immer genü-
gend Kaffee und Kuchen parat ist.
Seit unser Betrieb Mitglied beim Bund Deut-
scher Milchviehhalter ist, hatte ich sehr schnell die 
Buhrolle in der Kreisvorstandschaft. Für sämtlichen Un-
frieden und auch sämtlichen Blödsinn wurde der BDM 
verantwortlich gemacht. Weder unsere Kreisbäuerin, 
noch ihre Stellvertreterin hielten es am Anfang für nötig, 
sich über den BDM zu informieren. Stattdessen wurden 
ich und gleichgesinnte Ortsbäuerinnen auf verschiedenen 
Versammlungen immer angegangen, mit welchen Ma-
chenschaften der BDM Mitglieder wirbt, dass das Kon-
zept des BDM nicht aufgehen kann, warum mit Liefer-
boykott gedroht wird etc. 

Man musste sich auf KV-Sitzungen anhören, das Thema 
Milch und Genmais könne man nicht mehr hören, das 
sei auch nicht unsere Sache, sondern die der Männer. 
(Wahnsinn, in der heutigen Zeit). Wir kümmerten uns 
dann wieder um die wichtigen Dinge, welchen Doktor 
wir zu welchem Thema auf irgendwelche Versammlung 
einladen oder nicht. Und wann wir wo, welchen und wie 
viel Kuchen zu backen hätten. (Stundenlang)
Irgendwann, nachdem ich mich schon sehr oft ärgern 
musste, wie das Konzept des BDM in den Dreck gezogen 
wurde und wie oft Unwahrheiten gezielt verbreitet wur-
den, hörte ich vom Irschenberg. Dort trafen und treffen 
sich immer noch aktive Ortsobmänner und Ortsbäue-
rinnen aus 14 bis 17 oberbayerischen Kreisverbänden 

Verbandsspitze wurde unter den Ortsobmännern und 
Ortsbäuerinnen verteilt. Dieses war nicht grundsätzlich 
falsch, aber es fehlten ein paar sehr entscheidende Dinge, 
so dass sich dieses Protokoll sehr positiv gegenüber der 
Verbandsspitze, aber auch sehr negativ gegenüber den 
Irschenberglern liest. Nun  beschlossen die Ortsobmänner 
und -frauen vor dem BBV in München zu demonstrieren 
und Herrn Sonnleitner persönlich diesen Forderungska-
talog zu überreichen. Auf diese Ankündigung der Demo 
folgte ein stundenlanges Gespräch mit der gesamten Ver-
bandsspitze. Sie taten so, als würden sie uns ernst nehmen 
und als ginge es ihnen wirklich um die Sache. Als dann 
der Tag der Demo kam, wurden wir wachgerüttelt. Vor 
dem Gebäude des BBV hingen Banner mit der Aufschrift 

„Willkommen zum Dialog“ und jede Menge 
Kreisobmänner, -bäuerinnen und deren Stell-
vertreter waren vor Ort. Wie wir später her-
ausfanden, wurden  sie „streng vertraulich“ 
eingeladen und gespickt mit Falschmeldungen 
auf die „Demonstranten“ losgelassen, um 
diese von der positiven Verbandsarbeit zu 
überzeugen. 
Auch wurde eine Stunde vor Demobeginn 
vom Bauernverband ohne uns eine Presse-
konferenz abgehalten, die nicht gerade zu 
unserem Vorteil verlaufen ist.
Dann kam der Milch-Lieferboykott. Wie sich 
unser Bauernpräsident hier wiederum gegen 
uns Milchviehhalter ausgesprochen hat, 
sprengt eigentlich jeden Rahmen. Sogar die 
Austrittswellen werden wieder dem BDM in 
die Schuhe geschoben. Herr Sonnleitner sitzt 
auf so einem hohen Ross, der denkt nicht ein-
mal eine Sekunde darüber nach, ob vielleicht 
in seinem Verband etwas im Argen liegen 
könnte. Auch wir hatten nach dem Streik eine 
Vorstandssitzung. Bei dieser Sitzung wurde 

mir klar, in diesem Verband kann ich nicht alt werden. 
Jedem, dem an der Wahrheit etwas liegt und der sich und 
seine Meinung nicht selbst aufgeben will, muss diesen 
Verband verlassen.
Für uns war es keine leichte Entscheidung, aber es war 
eine Entscheidung für die Familie. Denn jedes Mal, wenn 
ich von einer Sitzung heimgekommen bin, war ich so voll 
negativer Energie geladen, dass ich mit jedem nur noch 
streiten hätte können. Und das ist mir dieser Verband mit 
so einer Spitze nicht wert. 

Ein bayerische Bäuerin

Die Erfahrungen einer Ortsbäuerin 
im Bayerischen Bauernverband

Hochmotiviert und voller Elan Foto: DBV


